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ieses Heft widmet sich ‚Institutio-
nen für Zukunftsverantwortung’ –
sowohl den bestehenden als auch

denen, die es geben müsste, um die Gegen-
wartspräferenz der Demokratie spürbar zu
mildern. Demokratien tendieren dazu, die
Gegenwart der Zukunft vorzuziehen. Wahl-
volk und gewählte Politiker streben Vorteile
an, die möglichst kurzfristig anfallen sollen.
Die Kosten dafür werden gerne in die Zu-
kunft verlagert. Der Rhythmus der Demo-
kratie richtet sich nach Wahlperioden, also
nach Zeiträumen von 4 oder 5 Jahren. 
Demokratie, so wie sie bisher erdacht und
umgesetzt wurde, hat das Problem der Ge-
genwartsfixierung weitgehend ignoriert. Die
wichtigsten Demokratiebegründungstheo-
rien, die liberale, die pluralistische sowie die
partizipatorische, bieten keine Lösungen an
für den ‚presentism’ unseres Staatswesens. Es
besteht also nicht nur ein Umsetzungsdefi-
zit, sondern auch ein theoretisches Defizit
innerhalb der Subdisziplin der Politikwis-
senschaft, die gemeinhin als ‚Politische
eorie’ bezeichnet wird. 
Das Problem wird sich nicht durch kosme-
tische Reformen beheben lassen. Die jahr-
hundertealte Gewaltenteilung in Legislative,
Exekutive und Judikative, wie sie von Mon-
tesquieu 1748 entworfen wurde, ist heute
nicht mehr zeitgemäß. Eine neue institutio-
nelle Ebene, welche die Interessen künftiger
Generationen in heutige Entscheidungspro-
zesse einbringt, ist nötig, um die politischen
Systeme zukunftsorientiert zu machen. Der
heutige Demos kann im 21. Jahrhundert die
Lebensbedingungen zukünftiger Generatio-
nen weit stärker beeinträchtigen als in frü-
heren Zeiten. Dies könnte es rechtfertigen,
das 1762 von Rousseau postulierte Prinzip
der Volkssouveränität davon abhängig zu
machen, dass dadurch nicht die Freiheit
eines zukünftigen Demos zu stark einge-
schränkt wird.
Überlegen wir einmal, was sich ändern
würde, wenn in einer Demokratie die Inter-
essenskonflikte nicht mehr wie heute durch
die Mehrheit der Wahlberechtigten, sondern
durch die Mehrheit der Betroffenen ent-
schieden würden. Ohne Zweifel wären die
Mehrheitsverhältnisse bei wichtigen politi-
schen Entscheidungen anders. Als Beispiel
dafür mag die Energiepolitik dienen: Die

von den heutigen Generationen betriebene
Form der Energiegewinnung – mit dem
Schwerpunkt auf fossilen Energieträgern –
ermöglicht derzeit einen hohen Lebensstan-
dard, nimmt aber dafür gravierende Nach-
teile in der mittelfristigen Zukunft von
fünfzig bis hundert Jahren in Kauf. Selbst
wenn nur diejenigen künftigen Individuen,
die in den nächsten 200 Jahren geboren
werden, bei der nächsten Bundestagswahl
über die heutige Energiepolitik mit abstim-
men könnten, würden alle Parteien einen
viel schnelleren Übergang zu erneuerbaren
Energien in ihre Parteiprogramme schrei-
ben.
Aber das Problem ist keineswegs auf den
ökologischen Bereich beschränkt. Lange vor
dem Aufkommen der modernen Umwelt-
bewegung galt übermäßige Staatsverschul-
dung als Paradebeispiel für den sorglosen
Umgang mit der Zukunft. Schon 1816 dis-
kutierte omas Jefferson Lösungsvor-
schläge für dieses Problem. Mangelnde
Investitionen in Bildung oder ausbleibende
Anpassungen von umlagefinanzierten Sozi-
alversicherungssystemen sind weitere Bei-
spiele für Zukunftsvergessenheit.
Künftige Generationen können heute nicht
wählen, sie können nicht am Willensbil-
dungsprozess partizipieren, sie sitzen nicht
in Talkshows und schreiben keine Zei-
tungsartikel. Es gibt also eine Repräsentati-
onslücke. Diese gestaltet sich anders als bei
früheren Fällen fehlender Repräsentation,
etwa die der Frauen vor Einführung des
Frauenwahlrechts. Künftige Generationen
können grundsätzlich nur advokatorisch,
also über Dritte, repräsentiert werden. Wie
könnte dies in der Praxis aussehen?
Der Artikel Wie die Rechte zukünftiger Ge-
nerationen auf europäischer Ebene geschützt
werden können von Maja Göpel und Malte
Arhelger (World Future Council, Brüssel)
 listet akribisch auf, wann und wo bisher in
der europäischen Gesetzgebung auf künftige
Generationen Bezug genommen wurde.
 Sodann vergleichen die Autoren einige
 bestehende Institutionen für mehr Genera-
tionengerechtigkeit nach spezifischen Krite-
rien. Göpel/Arhelger schlagen abschließend
einen ‚Kommissar für künftige Generatio-
nen’ nach ungarischem Vorbild auf euro-
päischer Ebene vor. 

Im zweiten Artikel, verfasst von Sébastien
Jodoin (Centre for International Sustaina-
ble Development Law, Montreal), steht eine
juristische Innovation im Mittelpunkt. In
Straftaten gegen zukünftige Generationen: Die
Implementierung intergenerationeller Gerech-
tigkeit durch Internationales Strafrecht plä-
diert Jodoin für die Einführung des neuen
Straftatbestandes der ‚Verbrechen gegen
künftige Generationen’. Der Internationale
Strafgerichtshof soll in die Lage versetzt wer-
den, solche Straftaten zu verfolgen (ebenso
wie heute schon die ‚Verbrechen gegen die
Menschlichkeit’). Jodoin führt exakt aus,
wie das Statut von Rom dafür ergänzt wer-
den müsste. 
Den ersten Teil des Heftes komplettiert ein
Hintergrundartikel von Éva Tóth Am-
brusné, in dem die ungarische Autorin die
Arbeitsweise und den Einfluss des parla-
mentarischen Kommissars für künftige Ge-
nerationen in Ungarn beschreibt. Der erst
vor kurzem installierte Kommissar ist mit
starken Kompetenzen ausgestattet, um die
Interessen künftiger Generationen zu schüt-
zen. Das ungarische Modell gilt daher Wis-
senschaftlern und NGOs als Inspiration für
landesspezifische Lösungen. 

Im zweiten Teil dieses Heftes finden Sie die
Rezensionen der Bücher Die Entdeckung der
Nachhaltigkeit. Kulturgeschichte eines Begriffs
von Ulrich Grober; Moral Ground. Ethical
Action for a Planet in Peril von Kathleen
Dean Moore und Michael P. Nelson; e
Human Right to a Green Future – Environ-
mental Rights and Intergenerational Justice
von Richard P. Hiskes; e Pinch. How the
baby boomers took their children’s future – and
why they should give it back von David Wil-
letts sowie Die netten Jahre sind vorbei von
Manuel J. Hartung und Cosima Schmitt.

Viel Spaß beim Lesen!

Jörg Tremmel, 
Institut für Politikwissen-
schaft, Eberhard Karls 
Universität Tübingen
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Wie die Rechte zukünftiger Generationen 
auf europäischer Ebene geschützt werden können
von Dr. Maja Göpel und Malte Arhelger

usammenfassung: Zukünftige Gene-
rationen sind zukünftige Bürger mit
Rechten. Deshalb sollten Rechtssy-

steme diese durch geeignete Institutionen schüt-
zen. Im Fall der EU findet sich in
grundlegenden Gesetzestexten ein expliziter
Bezug auf intergenerationelle Gerechtigkeit,
aber paradoxerweise existiert keine Institution,
um diese abzusichern. Dies ist insofern proble-
matisch, als dass repräsentative Demokratien
auf kurzfristige Erfolge und Interessen von heu-
tigen Wählerinnen ausgerichtet sind. Leicht
werden Zukunftsbelange als politisch unbe-
quem aufgeschoben. Wir argumentieren des-
halb dafür, dass verantwortliche Politik diesem
strukturellen Problem aktiv begegnen sollte
und schlagen ein zeitliches Checks-and-
Balances-System vor. Anhand eines Vergleichs
vorhandener politischer Instrumente und der
Analyse ihres effektiven Einflusses auf den Ge-
setzgebungsprozess schlagen wir die Schaffung
eines europäischen Bürgervertreters vor, der sich
explizit und aktiv für die Rechte zukünftiger
Generationen einsetzt. Im Ausblick schließen
wir einen Überblick über die jüngsten Ent-
wicklungen in dieser Richtung an.1

Die Rechte zukünftiger Generationen
In der philosophischen Debatte ist nach wie
vor unklar, wie die normativen Konzepte
‚Verpflichtung’, ‚Rechte’ oder ‚Schaden’ zu
interpretieren sind, wenn man sie im Kon-
text der Intergenerationalität verwendet.
Das liegt hauptsächlich daran, dass künftige
Menschen noch nicht existieren und folglich
ihre Anzahl, Identität und Interessen unbe-

stimmt sind.2 Obwohl es keine kohärente
ethische eorie dazu gibt, schreiben die
meisten Menschen dem Leben zukünftiger
Generationen moralische Relevanz zu. Der
Diskurs hierüber geht deshalb typischer-
weise von Rechten aus. Wenn universelle

Menschenrechte für alle gelten, warum soll-
ten zukünftige Generationen davon ausge-
schlossen sein? Warum sollte dies dann nicht
auch Pflichten für gegenwärtige Generatio-
nen mit sich bringen? 

Es scheint daher angebracht, zukünftige
Menschen als Träger von Rechten zu be-
trachten - auch wenn es keine klare Bestim-
mung gibt, was dies für gegenwärtige
Menschen praktisch und rechtlich impli-
ziert.3

In diesem Aufsatz geht es nicht darum, was
genau man künftigen Generationen zu hin-
terlassen hat, sondern darum, wie Möglich-
keiten und Chancen auf eine ähnliche
Wahlfreiheit bei der Bildung von Gesell-
schaften gesichert werden können. Wir sind
der Ansicht, dass die gegenwärtige Genera-
tion verpflichtet ist, Entwicklungen zu ver-
hindern und Trends aufzuhalten, die diese
Möglichkeiten und Chancen gefährden, wie
etwa der Verlust an Biodiversität, Klima-
wandel, Raubbau an Ressourcen, Fortbeste-
hen und Verschlimmerung von extremer
Armut und Ungleichheit, um nur einige zu
nennen. Politische Institutionen spielen
durch ihre Regulationsfähigkeit eine bedeu-
tende Rolle in der Ausübung der entspre-
chenden Verantwortlichkeiten. Mit Blick
auf die zunehmende legislative Bedeutung
der Europäischen Union untersucht dieser
Aufsatz, wie europäische Institutionen den
Schutz künftiger Generationen verbessern
könnten. Er schließt mit der Empfehlung
zur Schaffung einer neuen Körperschaft mit
ausdrücklichem Mandat für diesen Zweck.

Zukünftige Generationen in der 
europäischen Gesetzgebung
Die Prämisse für die folgenden Vergleiche
und Analysen ist, dass sich aus der europäi-
schen Politik der letzten Dekaden ein Impe-
rativ für die institutionelle Repräsentation
künftiger Generationen ableiten lässt. Wir
substantiieren diese Prämisse durch einen
kurzen historischen Abriss zum Status künf-
tiger Generationen in internationalen Ver-
trägen und Konventionen.
Grundsätzlich ist es wichtig, zwischen expli-
zitem und implizitem Bezug auf künftige

Generationen zu unterscheiden. Zu den im-
pliziten Formulierungen zählen ‚Erbschaft’,
insofern dies einschließt, dass etwas an eine
Nachkommenschaft weitergegeben wird
sowie das Prinzip der ‚nachhaltigen Ent-
wicklung’, wie im Brundtland Report von
1987 definiert: „Entwicklung, die den Be-
dürfnissen der Gegenwart genügt, ohne die
Fähigkeit künftiger Generationen zu beein-
trächtigen, ihre eigenen Bedürfnisse zu dek-
ken.“4 Der Bezug auf künftige Generationen
im europäischen Kontext reicht von explizit
und nicht-bindend bis implizit und bin-
dend, und erhält in der europäischen Ge-
setzgebung einen immer prominenteren
Platz. 

Zukünftige Generationen und 
europäische Umweltpolitik
Die Erklärungen und Empfehlungen der
UN-Konferenz von 1972 in Stockholm stel-
len den Beginn einer institutionalisierten
Umweltpolitik dar. Der Begriff ‚zukünftige
Generationen’ findet sich nicht nur an
 prominenter Stelle in der Präambel, sondern
auch in den Prinzipien 1 und 2.5 Der Wort-
laut der Abschlusserklärung hatte Einfluss auf
die ersten Formulierungen innerhalb einer
europäischen Umweltpolitik. Im europäischen
Kontext werden zukünftige  Genera tionen
zum ersten Mal im Umweltaktionsprogramm
der Europäischen Gemeinschaft [Programme
of Action of the European Communities on the
Environment] von 1973 erwähnt. Die Euro-
päische Gemeinschaft fordert, dass ein Be-
wusstsein für Umweltprobleme notwendig ist
und „dass Bildungsaktivitäten stattfinden
sollten, damit die gesamte Gemeinschaft sich
des Problems bewusst wird und ihre Verant-
wortlichkeiten gegenüber nachkommenden
Generationen vollständig wahrnimmt.“6 In
der Empfehlung der Kommission zum
Schutz von Vögeln und ihres Lebensraums
von 1974 findet sich ebenfalls ein impliziter
Bezug auf künftige Generationen, denn dort
heißt es, dass „die öffentliche Meinung Zug-
vögel mehr und mehr als gemeinschaftliches
Erbe betrachtet.“7 Allerdings waren diese
 Formulierungen kaum von bindendem Cha-
rakter und nicht Teil einer integrierten politi-
schen Strategie. 

Z

Es war nie das Volk, das sich über die
Universalität von Menschenrechten
 beschwerte, noch war es das Volk,
 welches Menschenrechte als etwas 
vom Westen oder Norden Aufgedräng-
tes  betrachtete. Es waren vielmehr ihre
 Führer, die dies taten.
/ Kofi Annan /
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diesem auch als Aarhus Konvention bekann-
ten Abkommen wird erklärt, dass „jede Per-
son das Recht hat, in einer ihrer Gesundheit
und ihrem Wohlergehen zuträglichen Um-
welt zu leben, und die Pflicht, sowohl indi-
viduell als auch in Gemeinschaft mit
anderen, die Umwelt zu schützen und zu
verbessern, zum Wohle gegenwärtiger und
künftiger Generationen.“16 Vor allem wenn
es darum geht, für eine Institution zum
Schutze künftiger Generationen einzutreten,
sollte man beachten, dass diese Präambel die
Staaten verpflichtet, Bürger in der Ausübung
ihrer Rechte und Pflichten zu unterstützen.
Denn darin heißt es: „Um in der Lage zu
sein, dieses Recht in Anspruch zu nehmen
und dieser Pflicht nachzukommen, müssen
Bürger Zugang zu Informationen haben, be-
rechtigt sein, an Entscheidungsprozessen
teilzunehmen und Zugang zu Gerechtigkeit
in Umweltfragen haben.“ Und: „Bürger
könnten auf Hilfe angewiesen sein, um ihre
Rechte auszuüben.“17 Jedoch ging diese
bahnbrechende Konvention nicht vor 2006
in europäisches Recht über.18

Von Rio nach Brüssel
Seit der Veröffentlichung des Brundtland-
Berichtes 1987 haben zukünftige Generatio-
nen im Europäischen Rat sowohl implizit als
auch explizit Beachtung gefunden, wenn-
gleich nur in nicht-bindenden Deklaratio-
nen. Nichtsdestotrotz zeigt dies, dass
intergenerationelle Gerechtigkeit ein wach-
sendes Anliegen europäischer Politiker ge-
worden ist. Die erste Deklaration, in der die
prominente implizite Formel der nachhalti-
gen Entwicklung wieder auftaucht, ist die
Erklärung des Rhodes-Gipfels [Rhodes Sum-
mit Declaration] zur Umwelt von 1988,
worin steht, dass „nachhaltige Entwicklung
eines der vordringlichsten Ziele aller politi-
scher Maßnahmen der Gemeinschaft sein
muss.“19 Ein anderes, auffällig deutliches
Beispiel ist die Erklärung des Dublin-Gip-
fels [Dublin Summit Declaration] zum öko-
logischen Imperativ von 1990. Darin heißt
es, dass „die Menschheit Fürsprecher der na-
türlichen Umwelt ist und die Pflicht zu auf-
geklärter Fürsorge für diese sowie künftige
Generationen hat.“20 Angesichts dieser
Deutlichkeit ist jedoch ebenso auffällig, dass
diese Erklärung bislang nur wenig bewirkt
hat. Das Prinzip der nachhaltigen Entwick-
lung gewinnt nach der UN-Konferenz zu
Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de
Janeiro an Fahrt, in Form des Fünften Um-
welt-Aktionsprogramms Towards Sustaina-
bility.21

halten.“ Auch das kulturelle Erbe sei zu be-
rücksichtigen.11 Insgesamt bezieht sich die
europäische Gesetzgebung in den 1970er
Jahren jedoch nur vereinzelt und implizit auf
zukünftige Generationen.

Internationale Verträge: Zukünftige 
Generationen durch die Hintertür
Hauptsächlich über die Konventionen der
Vereinten Nationen (UN) findet der Bezug
auf künftige Generationen schließlich doch
einen Weg in die europäische Gesetzgebung,
in erster Linie in Präambeln. Zum ersten
Mal ist dies bei der Konvention zum Erhalt
migrierender Wildtierarten [Convention on
the conversation of migratory species of wild
animals] von 1982 der Fall. Laut ihrer Prä-
ambel „hat jede Generation der Menschheit
die Ressourcen der Erde für zukünftige Ge-
nerationen in der Hand und hat die Pflicht,
dafür zu sorgen, dass dieses Erbe erhalten
bleibt und, sofern es genutzt wird, es klug
zu nutzen.“12 Zweitens nimmt die Präambel
der UN Konvention zur Biodiversität auf
künftige Generationen Bezug.13 Wieder lässt
sich beobachten, wie der implementierende
Entschluss des Europäischen Rates 1993 die
Positionen der UN übernimmt. Der Ent-
schluss des Europäischen Rates sieht vor,
dass sich die EU an diese Konvention hält,
weil „der Erhalt von Biodiversität ein globa-
les Anliegen ist und es somit der Gemein-
schaft und ihren Mitgliedsstaaten gebührt,
sich an den internationalen Anstrengungen
zu beteiligen.“ Die Präambel führt fort, dass
„die Erhaltung und nachhaltige Nutzung
von Biodiversität“ geeignete Mittel seien,
um dieses Ziel zu erreichen.14 Drittens ent-
hält die Erklärung der UN-Organisation für
Bildung, Wissenschaft und Kultur
(UNESCO) zu den Verantwortlichkeiten
der gegenwärtigen Generationen gegenüber
künftigen Generationen von 1997 zwölf Ar-
tikel, in denen erläutert wird, welche Anlie-
gen für den Schutz künftiger Generationen
als relevant betrachtet werden – darunter
auch nicht-ökologische Ziele wie Bildung,
Frieden, gemeinschaftliches Erbe und kul-
turelle Diversität.15 Diese Erklärung ist je-
doch rechtlich nicht bindend.
Viertens, vom rechtlichen Standpunkt aus
am bemerkenswertesten, enthält die Kon-
vention zum Zugang auf Information, öffent-
liche Partizipation an Entscheidungsprozessen
und Zugang zu Gerechtigkeit in Umweltfragen,
das Ergebnis einer regionalen UN-Konven-
tion von 1998, eine konkrete Beschreibung,
wie sich Rechte künftiger Generationen als
gegenwärtige Pflichten darstellen können. In

Unterdessen verschwinden normative
 Bezüge auf künftige Generationen fast voll-
ständig mit der Annahme erster verbindli-
cher Teile einer europäischen Umwelt-
gesetzgebung. Dies ist sicherlich auch auf
das damals viel engere legislative Mandat der
Europäischen Kommission zurückzuführen.
Damals bestand das alleinige Ziel der Ge-
meinschaft in der Schaffung eines gemein-
samen Marktes und beinhaltete weder
Bezüge auf künftige Generationen noch auf
die Umwelt. Dementsprechend forderte die
Abfall-Rahmenrichtlinie [Waste Framework
Directive] von 1975, einer der ersten recht-
lich bindenden Texte im Umweltbereich,
zwar die „Wiederverwertung von Müll [...]
um natürliche Ressourcen zu erhalten“,8

bezog sich dabei aber auf die Funktions-
tüchtigkeit des gemeinsamen Marktes und

auf Artikel 235 des Römischen Vertrages,
der die Handlungen der Gemeinschaft für
den Fall regelt, dass keine andere rechtliche
Grundlage besteht.
Die Badegewässer-Richtlinie von 1976 [Bat-
hing Water Directive] stellte eine ähnliche Si-
tuation dar: Es wird dargelegt, dass die
Überwachung von Badegewässern notwen-
dig ist, um die Ziele eines gemeinsamen
Marktes zu erreichen, doch wird eine recht
weite Definition von ‚Badegewässer’ ange-
wendet.9 Ähnlich beschreibt die Vogel-
Richtlinie [Bird Directive] von 1979 den
Schutz wilder Vogelarten in der EU als Mit-
tel, um die Ziele des gemeinsamen Marktes
zu erlangen, wobei ausnahmsweise auch ge-
sagt wird, dass „wilde Vogelarten, die auf
dem Gebiet der europäischen Mitgliedsstaa-
ten natürlicherweise vorkommen [...] ein
 gemeinsames Erbe darstellen“, und „langfri-
stiger Schutz und Management der natürli-
chen Ressourcen [als] wesentlicher Teil des
Erbes der europäischen Völker“ betrachtet
wird.10 Zudem steht in der Präambel der
Richtlinie zur Erfassung von Umweltein-
flüssen [Environmental Impact Assessment Di-
rective] von 1985, dass die Auswirkungen
menschlichen Einflusses auf die Natur be-
obachtet werden müssen, „um die Erhaltung
der Artendiversität sicherzustellen und die
Reproduktionsfähigkeit des Ökosystems als
grundlegende Ressource des Lebens zu er-

5

Für eine erfolgreiche Technologie
muss die Realität Vorrang vor der
Werbung um die Öffentlichkeit ha -
ben, denn die Natur lässt sich nicht
zum Narren halten.
/ Richard P. Feynman /
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Italien, Portugal, Slowakei, Slowenien). Fast
alle Verfassungstexte führen die Rolle des
Staates für den Schutz der Umwelt an.29

Trotz reichlicher Bezüge auf intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit im Rahmen des Verfas-
sungsrechts auf nationaler und europäischer
Ebene und trotz der Tatsache, dass seit dem
Cardiff-Gipfel 1998 – und dreier weiterer
Gipfel zu diesem ema (Helsinki 1998,
Göteborg 2001 und Barcelona 2002) – ver-
sucht wurde, europäische Nachhaltigkeits-
maßnahmen zu institutionalisieren, gibt es
weder einen Mechanismus, um sicherzustel-
len, dass die selbst auferlegten Verpflichtun-
gen zu nachhaltiger Entwicklung einge-
halten werden, noch eine klar formulierte
Absicht, einen solchen Mechanismus einzu-
richten. Eine entsprechende gesetzliche Re-
gelung müsste sich auf Artikel 352 des
Lissabonner Vertrages beziehen; der Rat
kann geeignete Maßnahmen treffen, um die
im Vertrag vereinbarten Ziele zu erreichen,
sofern diese nicht durch die Regelungen des
Vertrages selbst erreichbar sind.30

Vorhandene intergenerationelle 
Checks-and-Balances
Im Unterschied zu gegenwärtig lebenden
Menschen können zukünftige Menschen
nicht selbst gegen jetzige politische Ent-
scheidungen protestieren oder darlegen, in-
wiefern diese ihr Leben und Wohlergehen
beeinträchtigen. Einige Länder auf der Welt
haben diese Repräsentationslücke erkannt
und Institutionen eingerichtet, um die In-
teressen künftiger Menschen zu schützen. In
diesem Aufsatz befassen wir uns nur mit In-
stitutionen, die am Gesetzgebungsprozess
teilnehmen können.31 Unser vorrangiges
Ziel besteht darin, einzuschätzen, inwieweit
solche Institutionen wichtige Regierungsin-
novationen in repräsentativen Demokratien
sein könnten, so dass wesentliche Mandate
und Funktionen für die europäische Regie-
rungsebene definiert werden können. 
Es ist zunächst hilfreich, die Begrifflichkei-
ten zu klären, um die verschiedenen Arten
von zeitlichen Checks-and-Balances ausein-
ander zu halten, die in nationalen politi-
schen Systemen vorkommen. Wir werden
Institutionen danach unterscheiden, wie
ihre Vertreter eingesetzt werden sowie nach
ihrer rechtlichen Grundlage. Wir nennen
eine Institution bestehend aus direkt ge-
wählten Parlamentariern, die auf der Basis
parlamentarischer Verfahrensregeln operieren,
ein ,parlamentarisches Komitee´; ,parla-
mentarischer Kommissar´ ist eine Institu-
tion, die ein berufener oder indirekt
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gewählter Nicht-Parlamentarier innehat, der
auf der Basis von parlamentarischen Verfah-
rensregeln operiert, und ,Kommissar´ eine
Institution, die aus einem berufenen oder
indirekt gewählten Nicht-Parlamentarier be-
steht, der auf der Basis einer unabhängigen
Gesetzgebung operiert. In der akademischen
Literatur werden noch weitere mögliche Me-
chanismen der zeitlichen Checks-and-
Balances diskutiert, darunter fest reservierte
Parlamentssitze,32 deliberative Kontrollme-
chanismen33 und besondere Zweite Kam-
mern.34 Wir werden unsere Diskussion auf
bereits vorhandene Fälle beschränken.

Einige Bemerkungen zur Methodologie
Wir versuchen zu bestimmen, welches Mo-
dell sich am besten für unser Ziel eignet,
einen starken Mechanismus der zeitlichen
Checks-and-Balances einzurichten. Die
ideale Institution sollte zwei Anforderungen
erfüllen. Erstens sollte sie der Forderung der
Gewaltenteilung genügen. Das heißt, sie
sollte unabhängig sein und ihre Funktion
sollte darin bestehen, politische Wirksam-
keit zu erhöhen, indem Machtmissbrauch
beschränkt wird. Der Missbrauch politischer
Macht kann politische und wirtschaftliche
Kosten für gegenwärtige und zukünftige Ge-
nerationen verursachen. Zu den Kosten für
gegenwärtige Generationen gehören solche,
die durch Reibungen im politischen Prozess
entstehen, etwa Legitimationsdefizite durch
mangelnde Abstimmung oder als unzuläng-
lich empfundene Gesetzgebung. Zu den Ko-
sten für künftige Generationen gehören zum
Beispiel die Kosten durch Klimawandel,
Verlust an Biodiversität oder die Auswir-
kungen riskanter Technologien, zumal diese
Kosten steigen, wenn sie nicht frühzeitig be-
rücksichtigt werden. Zweitens sollte die In-
stitution in der Lage sein, das hohe Maß an
Ungewissheit zu integrieren, das mit lang-
fristigen Entwicklungen verbunden ist, und
über die Möglichkeit verfügen, technologi-
sche und soziale Innovationen in ihre Über-
legungen aufzunehmen. 
Auf dieser Grundlage lassen sich sechs Kri-
terien für eine vergleichende Analyse be-
stimmen. Damit die Institution in der Lage
ist, Machtmissbrauch durch gegenwärtige
Institutionen einzuschränken, muss sie 1)
unabhängig und 2) leistungsfähig sein.
Damit die Institution die Effizienz politi-
scher Maßnahmen steigern kann, muss sie
3) transparent und 4) demokratisch legiti-
miert sein. Während die Interessen der ge-
genwärtigen Generation denen zukünftiger
Generationen zuwiderlaufen können, sollte

6

Nachhaltige Entwicklung: Zukünftige
Generationen in den Verträgen
Im Amsterdamer Vertrag von 1997 erhiel-
ten zukünftige Generationen ihren ersten
impliziten Auftritt in europäischen Verträ-
gen in Form eines Prinzips zur nachhaltigen
Entwicklung.22 Die Europäische Charta der
Grundrechte von 2000 ist der erste grundle-
gende Rechtstext, in welchem zukünftige
Generationen explizit genannt werden. In
der Präambel heißt es, dass die somit festge-

schriebenen Rechte mit Verpflichtungen
 gegenüber zukünftigen Generationen ein-
hergehen.23 Das Dokument wird mit der
Annahme des Vertrages von Lissabon, 2008,
rechtsverbindlich. Mehrere Artikel dieses
Vertrages beinhalten Bezüge auf künftige
Generationen in Form des Prinzips der
nachhaltigen Entwicklung, und zwar Arti-
kel 3 und 21, sowie Artikel 37, der besagt,
dass „ein hohes Maß an Umweltschutz und
Verbesserung der Umweltqualität in die Po-
litik der Union integriert und sichergestellt
werden müssen, in Übereinstimmung mit
dem Prinzip der nachhaltigen Entwick-
lung.“24 Seit dem Amsterdamer Vertrag von
1997 ist das Prinzip der nachhaltigen Ent-
wicklung zur vorherrschenden Sprachrege-
lung im europäischen Diskurs zur
Umweltpolitik geworden. Dies gilt nicht nur
für die Ratsbeschlüsse, die zur Implemen-
tierung des Prinzips drängen (Luxemburg
1997, Cardiff 1998, Wien 1998, Köln 1999
und Helsinki 1999), sondern auch für ver-
schiedene politische Programme der Euro-
päischen Union. Dazu gehören, am
bekanntesten, die Europäische Strategie zur
nachhaltigen Entwicklung, A Sustainable
Europe for a Better World 25 (2001), und seine
Überarbeitungen von 200526 und 2009,27

sowie der Aktionsplan zu Umwelttechnolo-
gien28 von 2004.
Es scheint auch bemerkenswert, dass sich in
verschiedenen Verfassungen von EU-Mit-
gliedsstaaten Bezüge auf intergenerationelle
Gerechtigkeit finden. Acht Verfassungen
enthalten expliziten Bezug auf künftige Ge-
nerationen (Belgien, Tschechien, Estland,
Frankreich, Deutschland, Luxemburg, Polen
und Schweden) und fünf Verfassungen ver-
weisen mittels des Konzepts des Erbes indi-
rekt auf künftige Generationen (Finnland,

Die Kreditkrise besteht darin, von 
unseren Kindern zu leihen; die Klima-
 krise besteht darin, von ihnen zu
stehlen. 
/ David Pencheon /
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Institution Land 1) unabhängig 2) leistungs- 3) transparent 4) demokratisch 5) zugangs- 6) leicht
fähig legitimiert berechtigt erreichbar

Parlamentari-
sches Komitee

Tabelle 1. Beispiele institutioneller Mechanismen zeitlicher Checks-and-Balances in einem Vergleich

Finnland (Tu-
levaisuusvalio-
kunta, 1999),
Deutschland
(Parlamen -
t arischer Beirat
für Nachhal-
tige Entwick-
lung 2006).

Separate Insti-
tution inner-
halb der Legis-
lative, besteht
aus gewählten
Parlamenta-
riern. Einge-
bettet in parla-
mentarische
Verfahrens re-
geln. Separates
 Budget 
(Finnland).35

Institution, die
Berichte veröf-
fentlicht und
andere ständige
Ausschüsse
berät.36

Die Mitglieder
haben im
 Plenar Stimm-
recht.

Durch Mandat
dazu angehal-
ten, langfristige
Regierungs-
strategien um-
zusetzen. Die
Institution 
veröffentlicht
regelmäßig 
allgemeine 
Berichte sowie
spezifische Be-
richte und Ver-
lautbarungen
über aktuelle
emen.

Durch die Re-
gierung einge-
setzte
(Deutschland)
oder aus parla-
mentarischen
Debatten her-
vorgegangene
Institution
(Finnland).
Die Mitglieder
werden direkt
gewählt.

Mitglieder
können nach
schriftlicher
oder mündli-
cher Anfrage
Regierungsin-
formationen
erhalten. Die
Mitglieder
können Unter-
suchungen
über zukünf-
tige Szenarien
in unterschied-
lichen Politik-
feldern
initiieren
(Finnland).

Die Institution
soll die Kom-
munikation
zwischen wich-
tigen politi-
schen Akteuren
verbessern und
die allgemeine
Öffentlichkeit
in die Debatte
über nachhal-
tige Entwick-
lung einbe-
ziehen.37

Parlamentari-
scher 
Kommissar 

Israel (Israeli
Commission
for Future
 Generations,
2001-2006).

Operiert auf
der Basis parla-
mentarischer
Verfahrensre-
geln. Separates
Budget, wel-
ches Teil des
Parlaments-
budget ist.38

Institution ver-
öffentlicht Ver-
lautbarungen.
Sie könnte
auch um eine
Verschiebung
legislativer Ent-
scheidungen
bitten, um
zuvor Stellung-
nahmen abzu-
geben.39

Durch Mandat
zur Berichter-
stattung über
Gesetzesent-
würfe angehal-
ten, die
„signifikante
Folgen für
künftige Gene-
rationen
haben.“40

Die Institution 
veröffentlicht
regelmäßig 
allgemeine 
Berichte.

Durch parla-
mentarische
Abstimmung
auf der Grund-
lage parlamen-
tarischer
Verfahrensre-
geln eingesetzte
Institution.
Die Mitglieder
werden mit
Hinblick auf
ihre Leistungen
ernannt.41

Institution hat
Zugang zu
staatlichen Ein-
richtungen, de-
finiert im State
Comptroller
Act.42 Der In-
stitution steht
es offen, sich
über Gesetze
zu äußern und
Parlamentarier
zu beraten. Die
Mitglieder
können in par-
lamentarischen
Ausschüssen
auftreten.

Der Institution
werden alle
Gesetzesent-
würfe sowie 
Sekundärrecht
vorgelegt. De
facto wurde sie
ein Eingangs-
tor für wirt-
schaftliche und
zivilgesell-
schaftliche Ak-
teure.43

Kommissar Kanada (Com-
missioner for
Environment
and Sustaina-
ble Develop-
ment, 1995),
Ungarn 
(Parliamentary
Commissioner
for Future 
Generations,
2006), Neu-
seeland (Parlia-
mentary
Commissioner
for the Envi-
ronment,
1986).

Operiert auf
der Basis einer
unabhängigen
Gesetzgebung.
Separates Bud-
get, welches im
Staatshaushalt
festgelegt und
vom Parlament
verabschiedet
wird.

Institution, die
die Aussetzung
administrativer
oder anderer
Gesetze initiie-
ren kann, die
möglicherweise
irreversible
Umweltschä-
den verursa-
chen können.
Sie muss hier-
für vor Gericht
erscheinen. Sie
kann zudem
Normenkon-
trollen im Falle
rechtsunmäßi-
ger Akte einlei-
ten, d.h., wenn
Gesetze funda-
mentale Rechte
verletzen.44

Durch Mandat
dazu angehal-
ten, „den
Schutz der
grundlegenden
Rechte auf eine
gesunde Um-
welt zu ge-
währleisten“,45

was ein funda-
mentales Recht
ist. Die Institu-
tion veröffent-
licht regelmäßig
allgemeine Be-
richte.

Durch parla-
mentarische
Abstimmung
für die jewei-
lige Legislatur-
periode
eingesetzte In-
stitution. Die
Mitglieder wer-
den auf der
Grundlage
ihrer Leistun-
gen ausgewählt
und von der
Parlaments-
mehrheit bestä-
tigt (Ungarn).46

Die Institution
kann jede Art
von Aktivität
untersuchen,
beschränkt
wird sie hierbei
nur durch die
Wahrung von
Staatsgeheim-
nissen, nicht
jedoch durch
Geschäftsge-
heimnisse. 
Sie kann das
Parlament dazu
drängen,
schwerwie-
gende wider-
rechtliche Akte
zu erörtern.
Die Mitglieder
können im
Parlament auf-
treten.47

Jedem wird das
Petitionsrecht
gewährt. Die
Institution
kann Untersu-
chungen auch
selbstständig
durchführen.
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die Körperschaft doch demokratisch legiti-
miert sein. So wird durch ihre Schaffung die
Bedeutung hervorgehoben, die zukünftigen
Generationen beigemessen wird. Ein Rechts-
 staat funktioniert im Allgemeinen ähnlich:
Eine Klägerin mag mit einem Urteil gegen
sie unzufrieden sein, aber trotzdem die Le-
gitimität der Rechtsinstitutionen anerken-
nen, die das Gemeininteresse zu schützen
haben. Damit die Institution mit Ungewiss-
heit umgehen kann, sollte sie 5) Zugang zu

allen relevanten Informationen haben und
6) weithin offen sein für Expertenmeinun-
gen sowie die Belange der Bürger, damit
wohlinformierte und breit angelegte Dis-
kussionen möglich sind. In der Praxis
mögen Aktivitäten, die unter 6) fallen, iden-
tisch sein mit solchen, die unter 3) fallen.
Doch Transparenz ist eine Output-bezogene
Qualität, Offenheit dagegen Input-bezogen.
Je offener die Institution ist, desto schneller
kann sie sich an Veränderungen anpassen
und desto geringer das Risiko, dass ihr
Fokus systematisch auf Einzelinteressen be-
schränkt bleibt. 
Wie sollen diese Kriterien bei einem Ver-
gleich von Institutionen gewichtet werden?
Jede Institution, die eines dieser sechs Kri-
terien erfüllt, kann zu einem gewissen Maß
als Mechanismus der temporalen Checks-
and-Balances auftreten. Doch je mehr der
Kriterien eine Institution erfüllt, desto bes-
ser scheint sie für diese Aufgabe gerüstet.
Mit diesen Bemerkungen im Hinterkopf
vergleichen wir nun bestehende Institutio-
nen (siehe Tabelle 1). 

Andeutungen zum Abschluss 
Welche Schlussfolgerungen können aus dem
Vergleich gezogen werden? Erstens sehen wir
nun, inwieweit vorhandene Institutionen
den benannten Kriterien genügen. Wenn
eine Körperschaft, die als Mechanismus der
temporalen Checks-and-Balances auftritt, 1)
unabhängig im Sinne der Gewaltenteilung
sein soll, dann sollten Positionen in dieser
Körperschaft nicht durch Personen besetzt
sein, die auch eine Position in einem ande-
ren Zweig der politischen Gewalten inneha-
ben. Idealerweise sollte diese Institution
auch eine unabhängige Rechtsgrundlage be-
sitzen, um ihre Unabhängigkeit von der ent-
sprechenden Körperschaft zu erhöhen. Der
ungarische Kommissar genießt die größte

8

Unabhängigkeit, obgleich sein Budget der
Entscheidung der Országgyülés (das ungari-
sche Parlament) unterliegt.

Wenn eine Einrichtung 2) leistungsfähig
sein soll, dann sollte sie rechtlich bindende
Kompetenzen besitzen. Der ungarische
Kommissar ist der einzige mit rechtsver-
bindlichen Werkzeugen. Man sollte hinzu-
fügen, dass der israelische Kommissar über
de facto-Vetomacht verfügte: Er konnte das
Recht zu Ansprachen taktisch ausnutzen, so
dass Entscheidungen hinausgezögert und
letztlich fallengelassen wurden, falls der par-
lamentarische Ablaufplan keine Verzöge-
rungen erlaubt hat.48 Aber diese Macht ist
riskant, weil sie leicht das Vertrauen zwi-
schen dem Beauftragten und der Parla-
mentskommission untergräbt. Wenn eine
Körperschaft 3) transparent sein soll, bedarf
sie eines eindeutigen und direkten Mandats
und sollte regelmäßig über ihre Ergebnisse
Bericht erstatten. Während alle untersuch-
ten Körperschaften regelmäßig berichten,
hat der ungarische Kommissar das eindeu-
tigste Handlungsmandat. Der Einfluss aller
anderen Körperschaften hängt von der Ak-
tivität einer dritten, entweder exekutiven
oder legislativen Körperschaft ab. Wenn eine
Institution 4) legitimiert sein soll, sollte sie
breite öffentliche Unterstützung genießen
oder sogar aus bürgerschaftlichem Handeln
hervorgegangen sein. Während die israeli-
sche Kommission ‚von oben nach unten’ in-
stalliert wurde, wurden ihre
Arbeitsergebnisse weithin mittels guter Me-
dienbeziehungen kommuniziert.49 Der un-
garische Kommissar wurde nach einer
Graswurzel initiative durch die bürgerschaft-
liche Organisation Védegylet (Protect the
Future) eingesetzt.50 Die parlamentarischen
Kommissionen haben hingegen den größten
Einfluss auf politische Akteure.51 Wenn eine
Körperschaft 5) den nötigen Zugang zu In-
formationen haben soll, braucht sie umfas-
sende Autorität, Informationen abzufragen.
Das Mandat des ungarischen Kommissars ist
hier am großzügigsten. Schließlich, wenn
die Körperschaft 6) offen sein soll, sollte sie
institutionalisierten und umfassenden Input
zulassen. Wiederum scheint das Mandat des
ungarischen Kommissars in dieser Hinsicht
am weitesten zu gehen, wenn man bedenkt,
dass man sich mit Petitionen an ihn wenden
kann wie an einen Ombudsmann. 
Zweitens, muss man sich über den heuristi-
schen Wert dieses Vergleiches im Klaren
sein: Es gibt zwar einige Anzeichen, dass das
Modell des ungarischen parlamentarischen

Kommissars zukünftige Generationen wirk-
sam vor gegenwärtigem Machtmissbrauch
schützen kann. Aber dies heißt weder, dass
es sich um einen Automatismus handelt,
noch dass das ungarische Modell sich als
Vorlage auf andere Gesetzgebungen über-
tragen lässt. Es ist eher angebracht zu be-
haupten, dass das ungarische Modell den
interessantesten Präzedenzfall darstellt, wenn
es darum geht, einen wirkungsvollen Me-
chanismus zeitlicher Checks-and-Balances
auf europäischer Ebene einzurichten. Sein
Mandat ist aber auf den Schutz der Umwelt
begrenzt, wohingegen der israelische Kom-
missar zwölf Politikbereiche beaufsichtigt
und damit einem ganzheitlichen Schutz der
Lebensbedingungen für künftige Generatio-
nen näher kommt, ähnlich der oben zitier-
ten UNESCO-Erklärung.
Da die fundamentalen Rechte aus dem Lis-
sabonner Vertrag ohnehin kein Recht auf
saubere Umwelt einschließen, könnte das
Mandat einer europäischen Körperschaft auf
die übergeordnete Zielsetzung der Europäi-
schen Union aufbauen, wie sie der Artikel 3
des Vertrages definiert: „den Frieden zu för-
dern, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer
Völker.“52 Konkrete Ziele, die Artikel 3 in
den Subparagraphen benennt, umfassen
mehrere Politikfelder, von Wirtschaft über
Sicherheit bis Kultur. Wenn all diese Ziele
als grundlegend für das Wohlergehen der
Menschen heute definiert werden, müssten
sie konsequenter Weise auch langfristig, für
Bürgerinnen von morgen, geschützt werden.
Ein solches Mandat würde auch die beste-
henden Selbstverpflichtungen der Europäi-
schen Union zu nachhaltiger Entwicklung
als übergeordnetem Politikziel unmittelbar
unterstützen: Zur Zeit wird die Nachhaltig-
keitsstrategie als Nebenschauplatz behandelt
und einzelne Gesetze werden trotz Bekun-
dungen zu sektorübergreifender Integration
weiter in getrennten Abteilungen mit be-
schränkten Arbeitsbereichen und separaten
Zielen entworfen. Die Arbeit einer Körper-
schaft für zukünftige Generationen mit
einem horizontalen Mandat würde die Ab-
stimmung zwischen Sektoren und die Dis-
kriminierung gegenüber langfristigen
Interessen eindämmen. Das offiziell formu-
lierte Ziel „intergenerationeller Solidarität“
in Artikel 3 würde Zähne bekommen und
damit die Umsetzung politischer Maßnah-
men für Nachhaltigkeit verbessern. Für die
europäische Bühne wäre es jedoch hilfreich,
den Begriff ‚Kommissar’ zu vermeiden, um
Verwechselungen mit EU-Kommissaren
vorzubeugen. Ein ‚Europäischer Hüter der
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Reife ist die Fähigkeit, Ungewissheit
ertragen zu können. 
/ John Huston Finley /
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künftigen Generationen’ wäre eine mögliche
Sprachregelung, oder auch eine ,Ombuds-
person für zukünftige Generationen´.

Initiativen für eine europäische 
Repräsentation künftiger Generationen
Der letzte Abschnitt wird sich mit früheren
Initiativen für die Einrichtung einer institu-
tionellen Repräsentanz für künftige Genera-
tionen befassen und einige Strategien für
weiteres Handeln andeuten. Im vergangenen
Jahrzehnt sind alle diese Initiativen aus der
Zivilgesellschaft hervorgegangen.53

Die wichtigste Initiative wurde von Védegy-
let organisiert. Als 2006 das Gesetz zur Ein-
richtung des ungarischen Kommissars für
künftige Generationen verabschiedet wurde,
entschied sich Védegylet, auch auf der euro-
päischen Ebene aktiv zu werden.54 Die Ak-
tivisten gewannen Unterstützung von der
konservativen Abgeordneten des Europa-
parlamentes (MEP) Kinga Gál, die noch
drei weitere MEPs für die Initiative hinzu-
gewann. Im Juni 2008 organisierte die
Gruppe eine öffentliche Veranstaltung im
Europäischen Parlament und im September
begann sie eine Unterschriftensammlung für
die ,Schriftliche Erklärung zur Notwendig-
keit einer Vertretung zukünftiger Genera-
tionen in der Europäischen Union´. Der
Text forderte, dass die Kommission und der
Rat drei Möglichkeiten untersuchen sollen,
um die Rechte künftiger Generationen zu
schützen. Erstens könnte der Schutz künfti-
ger Generationen Teil der Verantwortlich-
keiten des vorhandenen europäischen Om-
budsmannes werden. Zweitens könnten Fra-
gen der intergenerationellen Gerechtigkeit
in das Portfolio eines Europakommissars in-
tegriert werden. Drittens könnte die Euro-
päische Grundrechteagentur beauftragt
werden, die Rechte künftiger Generationen
zu stärken.55 Jedoch wurde die Annahme der
Erklärung am Ende der Legislaturperiode,
ohne weitere zivilgesellschaftliche Unter-
stützung in Brüssel und ohne die notwen-
dige Anzahl von Unterschriften für die
Annahme, nicht erreicht. 
Doch die derzeitige Legislaturperiode bietet
eine neue Gelegenheit, die Initiative für die
Rechte zukünftiger Generationen wiederzu-
beleben. Dieser Aufsatz zielte darauf ab, viel-
versprechende Ansätze zu untersuchen. Die
in der Erklärung der MEP von 2008 vorge-
schlagenen Optionen scheinen politisch ein-
facher und ökonomisch günstiger. Aber ein
Hüter mit explizitem Mandat zur Verteidi-
gung der Rechte zukünftiger Generationen
wäre ein soliderer Mechanismus für tempo-

rale Checks-and-Balances – in Entscheidun-
gen, die einen erheblichen Einfluss auf die
Lebensqualität im nächsten Jahrhundert
haben werden: Infrastruktur, Energie, Um-
weltschutz und Umwelttechnologien.
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Straftaten gegen zukünftige Generationen: Die Implementierung 
intergenerationeller Gerechtigkeit durch Internationales Strafrecht
von Sébastien Jodoin

usammenfassung: Intergenerationelle
Gerechtigkeit verlangt nicht nur
bestmögliche Politik und Praxis, son-

dern auch die Vorbeugung und Unterbindung
schädlicher und moralisch verwerflicher
menschlicher Verhaltensweisen, welche schwer-
wiegende Auswirkungen auf die langfristige
Gesundheit, die Sicherheit und die Überle-
bensgrundlagen von Gruppen von Individuen
haben. Während viele internationale Strafta-

ten indirekte Folgen für das Wohlergehen ge-
genwärtiger und zukünftiger Generationen
haben, kann man nicht sagen, dass das derzeit
bestehende Strafrecht geeignet ist, intergenera-
tionelle Rechte direkt und eindeutig zu schüt-
zen. Die Entwicklung eines neuen Typs von
internationalen Straftaten, des Verbrechens ge-
genüber künftigen Generationen, könnte ein
vielversprechender Weg sein, intergenerationelle
Gerechtigkeit herzustellen. Mit solch einem

Verbrechen wären Handlungen oder Verhal-
tensweisen strafbar, durch die bestehendes in-
ternationales Recht in Bezug auf
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
sowie in Bezug auf die Umwelt ernsthaft ver-
letzt wird.1

Einleitung
Intergenerationelle Gerechtigkeit bleibt ein
weitgehend abstraktes Konzept der interna-
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tionalen Politik – es wird in keinem bin-
denden Instrument des internationalen
Rechts anerkannt. Obgleich es in einigen
nicht-bindenden internationalen Instru-
menten Bezüge auf Begriffe wie Rechte oder
Interessen zukünftiger Generationen gibt,
existieren keinerlei rechtliche Mittel, um
diese Rechte direkt geltend zu machen oder
zu schützen. Angesichts der wachsenden
und progressiven Weiterentwicklung des in-
ternationalen Rechts, halte ich die indirekte
Anwendung solcher vorhandenen rechtli-
chen Verpflichtungen für den wohl frucht-
barsten Weg, intergenerationelle Gerech-
tigkeit auf internationaler Ebene wirksam zu
implementieren. 
Ich befasse mich nur mit zwei Bereichen in-
ternationalen Rechts, die für intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit besonders entscheidend
sind: internationale wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte sowie internationales
Umweltrecht. In der Tat besteht kaum ein
Zweifel, dass die drängendsten Herausfor-
derungen, die sich derzeit für verletzliche
Bevölkerungsteile und Gemeinschaften stel-
len – fehlender Zugang zu Nahrung, Was-
ser, Obdach, Gesundheit, physischer
Sicherheit, sowie die Folgen weitgreifender
Umweltzerstörung – wichtige und langfri-
stige Folgen für künftige Generationen
haben. 
Um den genannten Bedrohungen für zu-
künftige Generationen zu begegnen, ist also
ein neuer Ansatz erforderlich. In diesem
Aufsatz beschäftige ich mich mit einem
 solchen Ansatz: die Möglichkeit, die Rechte
zukünftiger Generationen durch internatio-
nales Strafrecht zu schützen.2 Meine grund-
legende Annahme besteht darin, dass
intergenerationelle Gerechtigkeit nicht nur
erfordert, bestmögliche Politik und Praxis
aufzunehmen, sondern auch schädlichem
und moralisch verwerflichem Verhalten vor-
zubeugen und es zu unterdrücken. Ich lege
dar, dass die langfristigen Auswirkungen
mancher Handlungen auf die Gesundheit,
die Sicherheit und die Überlebensmöglich-
keiten von Gruppen von Individuen in sol-
chem Ausmaß und mit solcher Schwere
auftreten, dass sie als internationale Strafta-

ten angesehen werden sollten. Um die Ver-
einbarkeit mit bestehendem internationalem
Strafrecht zu wahren, konzentriere ich mich

auf Handlungen oder Verhaltensweisen, die
eine schwerwiegende Verletzung existieren-
den internationalen Rechts (in Bezug auf
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
oder in Bezug auf die Umwelt) darstellen. 

Die Idee, das internationale Strafrecht in
dieser Weise zu nutzen, versucht, auf den be-
merkenswerten Erfolgen im Bereich der in-
ternationalen Strafgerechtigkeit der
vergangenen 15 Jahre aufzubauen. In Folge
der ersten Erfahrungen bei der Einrichtung
von internationalen ad hoc-Straftribunalen

für die Konflikte im ehemaligen Jugoslawien
und Ruanda Mitte der 1990er Jahre, hat die
internationale Gemeinschaft einen perma-
nenten Internationalen Strafgerichtshof
(ICC) installiert, gegründet auf das Römi-
sche Statut zum Internationalen Strafge-
richtshof (Vertrag von Rom), das 1998 aus-
gehandelt wurde und seit 2002 in Kraft ist. 

Im Jahr 2010 gehören ihm 111 Mitglieder
an.3 Es gibt infolgedessen etablierte Regeln
und Mechanismen, sowohl auf der nationa-
len wie auf der internationalen Ebene, um
Einzelpersonen, die grundlegende Normen
des internationalen Rechts verletzen, straf-
rechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Dies
stellt einen vielversprechenden Weg dar, um
intergenerationelle Gerechtigkeit zu imple-
mentieren. Natürlich sollte man die Erfolge
und die Wirksamkeit des ICC nicht über-
bewerten, aber wie ich am Ende zeigen
werde, hängen die Vorteile eines neu ge-
schaffenen internationalen Straftatbestandes
nicht allein davon ab, dass diese am ICC
verhandelt werden. 

Ich gehe folgendermaßen vor: Zunächst
 untersuche ich die Möglichkeit, die Rechte
zukünftiger Generationen durch das beste-
hende internationale Strafrecht zu schützen.
Danach nehme ich die Schaffung einer
neuen Kategorie von internationalen Straf-
taten in den Blick, und zwar Straftaten ge-
genüber künftigen Generationen, wonach
solche Handlungen und Verhaltensweisen
verboten wären, die schwerwiegende lang-
fristige Folgen für Gesundheit, Sicherheit
und Überlebensmöglichkeiten von Gruppen
und Gemeinschaften von Menschen haben.
Abschließend diskutiere ich die Vorzüge und

Aussichten für die Implementierung inter-
generationeller Gerechtigkeit durch interna-
tionales Strafrecht.

Bestehende internationale Straftatbe-
stände und die Rechte zukünftiger 
Generationen
Die meisten internationalen Straftaten
haben vielfältige langfristige Auswirkungen
für die betroffenen Personen oder Bevölke-
rungsteile. Internationale Strafgerichtshöfe
und Tribunale können dazu beitragen, nach-
folgende Generationen vor der künftigen

Ausübung von Grausamkeiten zu bewahren,
indem sie Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, Kriegsverbrechen und Völkermord
bestrafen und für Abschreckung sorgen. Au-
ßerdem strebt die internationale Strafge-
richtsbarkeit auch danach, zu Frieden und
Versöhnung zwischen geteilten Nationen
und Regionen beizutragen, früher began-
gene Verbrechen und Missetaten zu bestra-
fen und ihrer zu gedenken.4 Allerdings wird
sich an späterer Stelle noch zeigen, dass be-
stehende internationale Straftatbestände wie
Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Völkermord5 nur be-
grenzt bei einer Verletzung ökonomischer,
sozialer und kultureller Rechte und schwerer
Umweltschäden anwendbar sind. 

Kriegsverbrechen
Kriegsverbrechen sind schwerwiegende Ver-
letzungen internationaler Gesetze, die im
Falle bewaffneter Konflikte zur Anwendung
kommen. Es gibt natürlich eine ganze Reihe
solcher Verletzungen, die auch die Rechte
zukünftiger Generationen schädigen, dar-
unter das Distinktionsprinzip, wonach Zi-
vilpersonen und zivile Objekte vor Angriffen
zu schützen sind,6 und das Prinzip der Ver-
hältnismäßigkeit, welches Angriffe verbietet,
die gegenüber dem erwarteten konkreten
und unmittelbaren militärischen Nutzen
unverhältnismäßige Auswirkungen auf Zi-
vilpersonen und -objekte haben.7

Eine Menge der zahlreichen Regelungen zu
Kriegsverbrechen, die das Statut von Rom
enthält, könnten dazu dienen, Verhalten zu
bestrafen, das die Rechte künftiger Genera-
tionen verletzt.8 Eine bestimmte Art von
Kriegsverbrechen ist besonders relevant für
die Rechte zukünftiger Generationen: das

Ich bin kein Verfechter häufiger Gesetzes- und Verfassungsänderungen, doch
Gesetze und Institutionen müssen mit dem menschlichen Geistesfortschritt in
Einklang stehen.
/ Thomas Jefferson /

Das Leben kann nur rückschauend
verstanden werden; doch gelebt
werden muss es vorausschauend.
/ Søren Kierkegaard /
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Kriegsverbrechen, „einen absichtlichen An-
griff zu führen, in dem Wissen, dass dieser
Angriff [...] weitreichenden, langfristigen
und schwerwiegenden Schaden an der na-
türlichen Umwelt anrichten wird, und der
eindeutig nicht im Verhältnis steht zum
 erwartbaren konkreten und unmittelbaren
militärischen Gesamtnutzen.“9 Dieses Ver-
brechen ist das einzige im Statut von Rom,
das sich spezifisch und direkt auf Umwelt-
schädigung bezieht. Es gründet auf die Arti-
kel 35(3) und 55(1) des Zusatzprotokolls zu
den Genfer Konventionen vom 12. August
1949, zum Schutz von Opfern internatio-
naler bewaffneter Konflikte (Zusatzprotokoll
1). Die Reichweite dieses Kriegsverbrechens
ist leider ziemlich beschränkt, da es die Straf-
verfolgung solcher Entscheidungen aus-
schließt, die auf hinlänglich vernünftige
Erwägungen zurückgehen und in gutem
Glauben, in schwierigen Situationen und
häufig auf der Grundlage unvollständiger
Informationen getroffen wurden.10 Hinzu
kommt, dass für diesen Straftatbestand alle
drei Aspekte der Umweltschädigung gege-
ben sein müssen: weitreichend, langfristig
und schwerwiegend.
Während dieser Straftatbestand dazu dienen
könnte, eine Art des Verhaltens, das die
Rechte zukünftiger Generationen verletzt
(militärisches Handeln, das weitreichende,
langfristige, schwerwiegende Umweltschä-
den verursacht) zu verfolgen, steht dieser
Weg wie bei allen anderen Arten von Kriegs-
verbrechen nur offen, sofern das Fehlverhal-
ten im Rahmen eines bewaffneten
Konfliktes auftritt. In Friedenszeiten ist es so
nicht anwendbar.

Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
Artikel 7 des Römischen Statuts definiert
Verbrechen gegen die Menschlichkeit als
eine Reihe verbotener Handlungen, etwa
Mord, Vernichtung und Folter „als Teil eines
umfassenden oder systematischen Angriffs,
der sich gegen jegliche Zivilbevölkerung
richtet.“. Vor allem zwei solcher Verhaltens-
weisen könnten auch eine Verletzung der
Rechte zukünftiger Generationen darstellen:
Drangsalierung11 und andere inhumane
Handlungen.12 

Das Römische Statut bestimmt das Verge-
hen als „Drangsalierung gegenüber irgend-
einer identifizierbaren Gruppe oder
Gemeinschaft aus politischen, rassischen,
nationalen, ethnischen, kulturellen, religiö-
sen oder geschlechtsbezogenen Gründen
laut §3, oder aus anderen Gründen, die nach
internationalem Recht als unzulässig gelten,

in Verbindung mit jeglicher Handlung, die
in jenem Paragraphen benannt wird, oder ir-
gendeinem anderen Verbrechen gemäß der
Rechtsprechung des Gerichtes.“.13 Sonstige
inhumane Handlungen werden im Römi-
schen Statut als solche definiert, die irgend-
eine Handlung der Art einschließen, die „in
ähnlicher Weise absichtsvoll großes Leid
oder schwerwiegende Verletzungen des Kör-
pers oder der geistigen oder physischen Ge-
sundheit verursacht.“. Somit muss die Frage,
ob eine bestimmte Handlung in die Kate-
gorie der sonstigen inhumanen Handlungen
fällt, von Fall zu Fall erwogen werden.14 Ele-
mente einer solchen Handlung, die zu den
genannten Handlungsweisen ‚vergleichbar’
sein sollten, sind Schwere, Charakter, tat-
sächliche Schädigung von geistiger oder
physischer Gesundheit, beabsichtigte Zufü-
gung von Schaden und der Zusammenhang
von Handlung und Folgeschaden.15

Die Verwendung dieser zwei Straftatbe-
stände, um die Verletzung der Rechte zu-
künftiger Generationen zu verfolgen, würde
eine Interpretation erfordern, die auch die
Verletzung wirtschaftlicher, sozialer und kul-
tureller Rechte abdeckt. Es gibt nur wenige
Präzedenzfälle, die einen so umfassenden
Ansatz zur Interpretation dieser Straftatbe-
stände unterstützen. Die Strafverfolgung
 betreffend, hat die Kupreskic-Strafgerichts-
kammer erklärt, „die umfassende Zerstö-
rung von Wohnungen und Eigentum“ stelle
eine „Zerstörung des Lebensunterhaltes
einer bestimmten Bevölkerung“ dar und
konstituiere daher eine „grobe und eindeu-
tige Leugnung fundamentaler Menschen-
rechte und Drangsalierung, sofern aus
Gründen der Diskriminierung begangen.“.16

Die meisten Auslegungen der Reichweite
von Drangsalierung und sonstiger inhuma-
ner Handlungen blieben in der Praxis aller-
dings auf Verletzungen ziviler und
politischer Rechte begrenzt, wodurch ernst-
hafter mentaler oder physischer Schaden
entsteht.
Letztendlich stellt die generelle rechtliche
Forderung, dass Verbrechen gegen die
Menschlichkeit „im Rahmen umfassender
oder systematischer Angriffe, die sich gegen
die Zivilbevölkerung richten“17 verübt wor-
den sein müssen, das größte Hindernis dafür
dar, Schädigungen der Rechte künftiger Ge-
nerationen als Verbrechen dieser Art zu ver-
folgen. Die Forderung, dass ein Angriff auf
die Zivilbevölkerung stattfand, impliziert,
dass jeglicher Misshandlung der Zivilbevöl-
kerung die gleiche Schwere zukommt, wie
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit.18

Der Ausdruck ‚Angriff’ bezieht sich auf
„einen Handlungsablauf, der eine Vielzahl
von Handlungsausübungen einschließt“, die
gemeinsam auf ein Verbrechen gegen die
Menschlichkeit hinauslaufen. Ein Angriff
auf die Zivilbevölkerung soll darüber hinaus
weitreichend oder systematisch sein. Das
Römische Statut führt zudem ein politisches
Element des Angriffs ein, insofern die
Handlung „zu Gunsten eines Staates oder
einer Organisationspolitik“19 stattfinden
soll. Somit fordert das Römische Statut für
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, dass
ein Staat oder eine Organisation, sei es
durch ihre Handlungen, sei es durch klar ab-
sichtliches Nichteingreifen, einen aktiven
Angriff gegen die Zivilbevölkerung führt
oder zu einem solchen beiträgt.20

Völkermord
Artikel 2 der Völkermord-Konvention defi-
niert Völkermord als eine Anzahl von Hand-
lungen, darunter Tötung oder erzwungene
Übergabe von Kindern, „die mit der Absicht
ausgeübt werden, eine nationale, ethnische,
rassische oder religiöse Gruppe als eine sol-
che ganz oder teilweise zu vernichten.“. Drei
der unter Völkermord fallenden Handlun-
gen könnten für die Verfolgung von
 Verletzungen der Rechte zukünftiger Gene-
rationen angewendet werden: Das Verursa-
chen ernsthafter körperlicher oder geistiger
Schäden an Mitgliedern der Gruppe (Römi-
sches Statut, Art. 2b); absichtsvolles Zufü-
gen von Lebensbedingungen, die geeignet
sind, gänzliche oder teilweise Vernichtung
zu bewirken (Römisches Statut, Art. 2c);
und Maßnahmen, die dazu dienen, Neuge-
burten in der Gruppe zu verhindern (Römi-
sches Statut, Art. 2b).21

Um diese Straftatbestände für die Verfol-
gung von Verletzungen der Rechte zukünf-
tiger Generationen zu benutzen, wäre es
nötig, wie auch bei den Verbrechen gegen
die Menschlichkeit, die Reichweite der
Straftatbestände auszuweiten, um Verlet-
zungen sozialer, ökonomischer und kultu-
reller Rechte ebenfalls zu erfassen. Zu den
wesentlichen Handlungen, die ernsthaften
Schaden an Geist und Körper verursachen,
zählen „Folter, Vergewaltigung und nicht-
tödliche physische Gewalt, die zu Verstüm-
melung oder schwerwiegenden Verlet zungen
äußerer oder innerer Organe führt“ sowie
„das Zufügen starker Angst oder Terror, Ein-
schüchterung oder Bedrohung.“22 Ebenso
legen die ICC Merkmale von Verbrechenstat-
beständen fest, dass derartige Handlungen
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„Akte der Folterung, Vergewaltigung, sexu-
ellen Gewalt oder der inhumanen oder er-
niedrigenden Behandlung einschließen, aber
nicht notwendigerweise nur auf diese be-
schränkt sind.“23 Mit Blick auf die absichts-
volle Zufügung von Lebensbedingungen,
die auf die physische Vernichtung einer
Gruppe abzielen, hat eine Kammer des
ICTR erklärt, hierunter fielen „Umstände,
die zu langsamem Sterben führen, beispiels-
weise der Mangel an angemessener Wohn-
statt, Kleidung, Hygiene und medizinischer
Versorgung oder exzessive Arbeit oder phy-
sische Strapazen“ sowie „Vergewaltigung,
das Aushungern einer Gruppe von Men-
schen, die Reduktion notwendiger medizi-
nischer Dienstleistungen unter ein
Minimum, und das Vorenthalten hinrei-
chender Überlebenshilfen für einen ange-
messenen Zeitraum.“24 Diese ICC Merkmale
von Verbrechenstatbeständen wiederholen
zum großen Teil die oben angegebene
 Definition, wonach Lebensbedingungen
„absichtlichen Entzug von überlebensnot-
wendigen Ressourcen wie Nahrung oder
medizinische Dienstleistungen, oder die sy-
stematische Vertreibung aus Wohnstätten
einschließen können, aber hierauf nicht be-
schränkt sein müssen.“.25 Das Vergehen
 ‚Geburtenverhinderung innerhalb einer be-
stimmten Gruppe’ wurde so definiert, dass
darunter sexuelle Verstümmelung, Sterilisa-
tion, erzwungene Geburtenkontrolle, Ge-
schlechterseparation, Heiratsverbot und
Vergewaltigung fallen.26 Wiederum sind die
Möglichkeiten begrenzt, die materialen
 Bestandteile dieser Straftaten so zu interpre-
tieren, dass sie auch Menschenrechtsverlet-
zungen einschließen, die für die Rechte
zukünftiger Generationen von Belang sind. 
Selbst wenn man aber diese Verbrechenstat-
bestände des Völkermords so auslegen
könnte, dass Verletzungen der Rechte zu-
künftiger Generationen darunter fallen,
würde die generelle Forderung in Bezug auf
Völkermord weiterhin ein ernstzunehmen-
des Hindernis darstellen, denn es wird der
Beweis gefordert, dass „die Absicht [vor-
liegt], eine nationale, ethnische, rassische
oder religiöse Gruppe ganz oder teilweise zu
vernichten.“. Außerdem ist die Definition
von ‚Gruppe’ auf die benannten Merkmale
der Nationalität, Ethnie, Rasse oder Religion
beschränkt und umfasst keine Gruppen, die
durch andere Merkmale gekennzeichnet
sind.

Zwischenfazit
Die obige Analyse zeigt, dass es tatsächlich
möglich sein könnte, vorhandenes interna-
tionales Strafrecht für die Verfolgung von
Verhalten zu verwenden, welches die Rechte
künftiger Generationen schwer verletzt. Vor
allem das Kriegsverbrechen eines Angriffs,
der zu weitreichendem, langfristigem und
schwerwiegendem Schaden an der natürli-
chen Umwelt führt, ist von unmittelbarer
Bedeutung für die Rechte zukünftiger Ge-
nerationen. Da dieser Straftatbestand jedoch
nur für die Verfolgung von Handlungen ein-
schlägig ist, die im Rahmen bewaffneter
Konflikte begangen werden, deckt er Scha-
den, der in Friedenszeiten der Umwelt zu-
gefügt wird, nicht ab. Die Anwendung von
Straftatbeständen wie Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Völkermord würde ge-

wisse Innovationen bei der Anwendung
nötig machen, um Arten von Menschen-
rechtsverletzungen und Umweltschäden zu
erfassen, die für die Rechte zukünftiger Ge-
nerationen am wichtigsten sind. Die größ-
ten Hindernisse bestünden in diesem Fall
allerdings in der Beschränkung ihrer An-
wendbarkeit auf Situationen, in denen mas-
sive Gewalt oder schwere Verletzungen
ziviler und politischer Rechte im Spiel sind.
Obwohl viele internationale Verbrechens -
tatbestände mittelbare Auswirkungen für die
Rechte und Interessen zukünftiger Genera-
tionen haben, kann man nicht davon spre-
chen, dass das vorhandene internationale
Strafrecht gut gerüstet ist, um generatio-
nenübergreifende Rechte direkt und ein-
deutig zu schützen.

Verbrechen gegen zukünftige 
Generationen 
Das Konzept der ‚Verbrechen gegen künftige
Generationen’
In Anbetracht der Begrenzungen, die sich
für die Anwendung des bestehenden inter-
nationalen Strafrechtes bei der Verfolgung
von Verhalten ergeben, welches die Rechte
zukünftiger Generationen schädigt, hat die
Expertenkommission zur Zukunftsgerech-
tigkeit des Weltzukunftsrates im Jahr 2006
das Centre for International Sustainable
 Development Law beauftragt, die Entwick-
lung eines neuen internationalen Straftatbe-
standes, eines Verbrechens gegenüber

zukünftigen Generationen, zu prüfen und
dahingehend zu beraten.27 Die nachstehende
Definition eines solchen Verbrechens wurde
im Zuge von Arbeitstreffen, Beratungen und
Zusammenkünften von international hoch-
rangigen Richtern und Anwälten des inter-
nationalen Strafrechts, der internationalen
Menschenrechte und des internationalen
Umweltrechts im Zeitraum von 2007-2010
weiter präzisiert.28 Der Initiative zur Ent-
wicklung eines neuen Straftatbestandes ‚Ver-
brechen gegen künftige Generationen’ war
an einer Definition gelegen, die mit der
Sprache und den Regelungen des Statuts
von Roms vereinbar ist. Diese letztlich ent-
wickelte Definition lautet wie folgt:

1. Zu den Verbrechen gegen künftige Gene-
rationen zählen jegliche nachfolgende Akte
im Rahmen jeglicher menschlicher Betäti-
gungsfelder, seien es militärische, ökonomi-
sche, kulturelle oder wissenschaftliche
Betätigungen, sofern sie mit dem Wissen
um die beträchtliche Wahrscheinlichkeit
schwerwiegender Folgen für die langfristige
Gesundheit, Sicherheit oder Überlebens-
möglichkeiten einer beliebigen identifizier-
baren Gruppe oder eines beliebigen
identifizierbaren Kollektivs ausgeführt wer-
den:
(a) Zwang der Mitglieder einer beliebigen
identifizierbaren Gruppe oder eines beliebi-
gen identifizierbaren Kollektivs, unter Be-
dingungen zu leben oder zu arbeiten, die
ihre Gesundheit oder Sicherheit in ernsthaf-
ter Weise gefährden, darunter Zwangsarbeit,
Zwangsprostitution und Menschenhandel;
(b) Widerrechtliche Aneignung oder Be-
schaffung von öffentlichen oder privaten
Ressourcen und Besitztümern der Mitglie-
der einer beliebigen identifizierbaren
Gruppe oder eines beliebigen identifizierba-
ren Kollektivs, einschließlich weitreichende
Unterschlagung, Veruntreuung oder ander-
weitige Hinterziehung solcher Ressourcen
oder Besitztümer durch öffentliche Vertre-
ter;
(c) Absichtsvoller Entzug von Gegenstän-
den, die für das Überleben der Mitglieder
einer beliebigen identifizierbaren Gruppe
oder eines beliebigen identifizierbaren Kol-
lektivs unerlässlich sind, einschließlich die
Hinderung des Zugangs zu Wasser- und
Nahrungsquellen oder die Vergiftung von
Wasser- und Nahrungsquellen durch schäd-
liche Organismen oder Verschmutzung;
(d) Gewaltsame Vertreibung der Mitglieder
einer beliebigen identifizierbaren Gruppe
oder eines beliebigen identifizierbaren Kol-

Es gehört zu der Aufgabe der den-
kenden Menschen, nicht der Seite
der Scharfrichter  anzugehören.
/ Albert Camus /
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lektivs in umfassender oder systematischer
Weise;
(e) Treffen von Maßnahmen, welche die
Gesundheit der Mitglieder einer beliebigen
identifizierbaren Gruppe oder eines beliebi-
gen identifizierbaren Kollektivs ernstlich ge-
fährden, einschließlich die Hinderung am
Zugang zu medizinischen Dienstleistungen,
Einrichtungen und Behandlungen, das
 Vorenthalten oder Verzerren von Informa-
tionen, die für die Vorbeugung und Be-
handlung von Krankheit oder Behinderung
notwendig sind, oder die Ausführung ir-
gendeiner Art von medizinischen oder wis-
senschaftlichen Experimenten, die weder
durch eine medizinische Behandlung ge-
rechtfertigt noch im Interesse der Proban-
den sind;
(f ) Verhinderung der Ausübung ihrer Kul-
tur, des Bekennens und Ausübens ihrer Re-
ligion, der Benutzung ihrer Sprache,
Aufrechterhaltung ihrer kulturellen Prakti-
ken und Traditionen und Erhaltung ihrer
basalen sozialen und kulturellen Institutio-
nen gegenüber Mitgliedern einer beliebigen
identifizierbaren Gruppe oder eines beliebi-
gen identifizierbaren Kollektivs;
(g) Verhinderung des Zugangs zu primärer,
sekundärer, technischer, beruflicher oder hö-
herer Bildung gegenüber Mitgliedern einer
beliebigen identifizierbaren Gruppe oder
eines beliebigen identifizierbaren Kollektivs;
(h) Verursachung von weitreichenden, lang-
fristigen und schwerwiegenden Schäden an
der natürlichen Umwelt, einschließlich der
Vernichtung ganzer Spezies oder Ökosy-
steme;
(i) Widerrechtliche Verunreinigung von
Luft, Wasser und Boden durch den Ausstoß
von Substanzen oder Organismen, die eine
ernstliche Gefährdung für Gesundheit, Si-
cherheit oder Überlebensmöglichkeiten für
Mitglieder einer beliebigen identifizierbaren
Gruppe oder eines beliebigen identifizierba-
ren Kollektivs darstellen;
(j) Andere Akte gleichartigen Charakters,
durch die absichtsvolle und schwerwiegende
Gefährdungen für Gesundheit, Sicherheit
oder Überlebensmöglichkeiten für die Mit-
glieder einer beliebigen identifizierbaren
Gruppe oder eines beliebigen identifizierba-
ren Kollektivs eintreten.

2. Die Wendung „eine beliebige identifizier-
bare Gruppe oder ein beliebiges identifizier-
bares Kollektiv“ bezeichnet jegliche zivile
Gruppe oder Gemeinschaft, die sich geo-
graphisch, politisch, rassisch, national, eth-
nisch, kulturell, religiös oder in Hinsicht auf

ihr Geschlecht oder durch andere Merkmale
bestimmen lässt, die laut internationalem
Recht als unzulässige Gründe für Diskrimi-
nierung gelten.

Wie diese Bestimmung klarstellt, sind Ver-
brechen gegen zukünftige Generationen
weder Verbrechen der Zukunft noch Ver-
brechen in der Zukunft. Erfasst werden viel-
mehr Taten oder Verhaltensweisen, die in
der Gegenwart ausgeführt werden, in der
Gegenwart ernsthafte Folgen haben und
höchstwahrscheinlich auch für die Zukunft
ernsthafte Folgen haben werden. Außer in
einem Fall sind die betroffenen Opfer Ein-
zelpersonen, die zum Zeitpunkt der Verbre-
chen schon lebendig sind. Die einzige
Ausnahme stellt der Unterparagraph (h) dar,
wonach schwerwiegende Beschädigungen
der Umwelt strafbar sind, ohne dass es in der
Gegenwart individuelle Opfer geben muss.
Verbrechen gegen die Menschlichkeit rich-
ten sich nicht direkt gegen alle Menschen,
in ähnlicher Weise richten sich Verbrechen
gegen künftige Generationen nicht direkt
gegen zukünftige Generationen. Es wird
eher Verhalten bestraft, das durch seine
Schwere als Verletzung der Rechte zukünfti-
ger Generationen einer betroffenen Gruppe
oder eines betroffenen Kollektives charakte-
risiert werden kann. Offensichtlich erfasst
das Kriterium ‚Schädigung von Menschen
oder der Umwelt in der Gegenwart’ keine
Handlungen oder Verhaltensweisen, von
denen nur zukünftige Generationen, aber
keine gegenwärtigen Generationen betroffen
sind.
Wie auch andere internationale Strafrechts-
regelungen setzen sich die ‚Verbrechen an
zukünftigen Generationen’ aus zwei Teilen
zusammen: einen Einleitungsparagraphen,
der die allgemeine rechtliche Forderung dar-
legt, durch die bestimmte verbotene Akte in
den Status internationaler Verbrechen geho-
ben werden, und eine Liste der verbotenen
Akte. Für ein Verbrechen gegen zukünftige
Generationen wäre somit erforderlich, dass
einer der verbotenen Akte aus den Unterpa-
ragraphen 1(a)-(j) der Bestimmung began-
gen wird, mit dem Wissen um „die
beträchtliche Wahrscheinlichkeit schwer-
wiegender Folgen für die langfristige
 Gesundheit, Sicherheit oder Überlebens-
möglichkeiten einer beliebigen identifizier-
baren Gruppe oder eines beliebigen
identifizierbaren Kollektivs“. Das impliziert
nicht, dass der verbotene Akt jedes einzelne
Mitglied der fraglichen Gruppe oder des
Kollektivs betreffen muss, sondern lediglich,

dass die Tat gegen die Mitglieder der identi-
fizierbaren Gruppe oder des identifizierba-
ren Kollektivs gerichtet ist und von solchem
Ausmaß, dass eine erhebliche Wahrschein-
lichkeit besteht, dass die negativen Konse-
quenzen für diese Gruppe oder dieses
Kollektiv auf lange Sicht eintreten werden.
Außerdem ist klar, dass ein Verbrechen
gegen zukünftige Generationen vorliegen
kann, noch ehe die in der generellen gesetz-
lichen Regelung aufgelisteten Konsequenzen
eintreten. Dies ist ähnlich wie beim Verbre-
chen des Genozids, das ja nicht erfordert,
dass jedes einzelne Mitglied einer Gruppe
vernichtet wird, ehe man einen Völkermord
verfolgt, der hierauf abzielt. 
Im Kontext der Verbrechen gegen künftige
Generationen stellt diese Forderung eine
Wissensanforderung dar, wie auch bei
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Es wird aber keine spezifi-
sche Absicht verlangt, wie beim Völkermord,
weil man so den schwierigen Nachweis um-
gehen kann, dass bestimmte Aktivitäten mit
der Absicht ausgeführt wurden, eine identi-
fizierbare Gruppe oder ein Kollektiv nach-
haltig zu schädigen. Die
Wissensanforderung in der allgemeinen
rechtlichen Bestimmung des Verbrechens
wäre erfüllt, wenn man zeigen könnte, dass
ein Verursacher um die hohe Wahrschein-
lichkeit der aufgelisteten verbotenen Konse-
quenzen gewusst hat oder das Risiko ihres
Eintretens im normalen Ereignisverlauf wis-
sentlich in Kauf genommen hat.29 Dieses
vorhanden gewesene Wissen muss zudem
aus den relevanten Fakten und Umständen
des gegebenen Falles zu erschließen sein.30

Die Rede von ,erheblicher Wahrscheinlich-
keit` rührt aus dem üblichen internationa-
len Recht und bezeichnet standardmäßig das
mentale Element der Verantwortlichkeit. Es
ist erforderlich, dass der Verursacher wusste,
dass seine Handlungen eine erhebliche
Wahrscheinlichkeit implizieren, die aufgeli-
steten verbotenen Folgen zu verursachen;
der Verursacher braucht folglich nicht zu
wissen, ob seine Handlungen oder sein Ver-
halten die einzige Ursache oder die sine qua
non-Ursache der verbotenen Konsequenzen
ist.31

Verbrechen gegen zukünftige Generationen
hätten damit einen relativ weiten Anwen-
dungsbereich. Der Einleitungsparagraph er-
läutert, dass sie eine breite Spanne von
Handlungen und Verhalten erfassen sollen
und in Friedens- wie in Kriegszeiten ausge-
übt werden können. Zudem gibt der zweite
Paragraph eine breite Definition von einer
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Unter-
paragraphen

Zweck Quellenerklärung

1(a) Bestraft schwere Verletzungen des Rechts auf Freiheit und
Sicherheit sowie des Rechts auf freie Wahl des Wohnsitzes
und des Aufenthaltes (Internationales Abkommen über zivile
und politische Rechte [International Convenant on Civil and
Political Rights], (ICCPR) Art. 9 und 12), des Rechts auf
freie Wahl des Arbeitsplatzes sowie des Rechts, unter siche-
ren und gesunden Bedingungen zu arbeiten (Internationales
Abkommen über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
[International Convenant on Economic, Social and Cultural
Rights] (ICESCR), Art. 6(1) und 7(1)).

Entspringt den Verbrechenstatbeständen der Zwangsar-
beit und des Menschenhandels als Tatbestände der Skla-
verei (Römisches  Statut, Art. 7(1) (c)) sowie der
erzwungenen Prostitution als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit (Römisches Statut, Art. 7(1) (g)).

1(b) Bestraft schwerwiegende Verletzungen des allgemeinen
Prinzips des internationalen Rechts auf eine dauerhafte
Souveränität über  Ressourcen, welches besagt, dass  die
Staatsbürger von der Suche nach den Ressourcen und der
daraus resultierenden nationalen Entwicklung profitieren.33

Weitet ein ähnliches Kriegsverbrechen, das der Plünde-
rung, hiermit auch auf Friedenszeiten aus (Römisches
Statut, Art. 8(2) (b) (xvi)) und stützt sich ferner auf den
Straftatbestand der Korruption, wie er in Artikel 17 der
UN-Konvention gegen Korruption dargelegt wird.34

Bestraft schwere Verletzungen des Rechts auf Leben, mit be-
sonderer Bezugnahme auf das Recht auf Nahrung und Was-
ser (ICESCR, Art. 11).

Bestraft eine der gravierendsten Verletzungen des Rechts auf
Wohnraum (ICESCR, Art. 11(1)).

Weitet ein ähnliches Kriegsverbrechen auch auf Frie-
denszeiten aus (Römisches Statut, Art. 8(2) (v) (xxv))
und greift damit auf den zugrunde liegenden Akt des
Genozides zurück (Römisches Statut, Art. 6(c)).

Stützt sich auf die allgemeine Anmerkung des UN-Aus-
schusses für Angelegenheiten betreffend das Internatio-
nale Abkommen über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte (ICESCR) und die im Abkommen enthaltene Be-
zugnahme auf das Recht auf Wohnraum (Allgemeine An-
merkung Nr. 7).

Bestraft eine der gravierendsten Verletzungen des Rechts auf
Gesundheit (ICESCR, Art. 12).

Stützt sich auf die allgemeine Anmerkung des UN-Aus-
schusses für Angelegenheiten betreffend das Internatio-
nale Abkommen über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte (ICESCR) und die im Abkommen enthaltene Be-
zugnahme auf das Recht auf Gesundheit (Allgemeine
Anmerkung Nr. 12) und weitet damit ein ähnlich for-
muliertes Kriegsverbrechen auf Friedenszeiten aus (Römi-
sches Statut, Art. 8(2) (b) (x)).

Bestraft schwere Verletzungen des Rechts auf Kultur (ICCPR,
Art. 27 und ICESCR, Art.15).

Stützt sich auf frühere Entwürfe der Völkermordkonven-
tion [Genocide Convention], welche auch das Verbrechen
des kulturellen Genozides umfasst.35

Bestraft eine der schwerwiegendsten  Verletzungen des
Rechts auf Bildung (ICESCR, Art. 13).

Stützt sich auf die allgemeine Anmerkung des UN-Aus-
schusses für Angelegenheiten betreffend das Internatio-
nale Abkommen über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte (ICESCR) und die im Abkommen enthaltene
 Bezugnahme auf das Recht auf Bildung (Allgemeine An-
merkung Nr. 13).

Bestraft schwere Verletzungen der allgemeinen, unter das in-
ternationale Recht fallenden Pflicht, gravierende Umweltge-
fahren und Umweltschäden zu vermeiden.36

Basiert auf einem ähnlich formulierten Kriegsverbrechen
(Römisches Statut, Art. 8(2) (b) (iv)).

Bestraft schwere Verletzungen des Rechts auf Leben, insbe-
sondere des Rechts auf Gesundheit, Wohnraum, Nahrung
und Wasser (ICESCR, Art. 11 und 12). 

Stützt sich auf die allgemeine Anmerkung des UN-Aus-
schusses für Angelegenheiten betreffend das Internatio-
nale Abkommen über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte (ICESCR) und die im Abkommen enthaltene Be-
zugnahme auf das Recht auf Gesundheit, Wohnraum,
Nahrung und Wasser (Allgemeine Anmerkung Nr. 12, 14
und 15).

Bestraft schwere Verletzungen von Rechten, wie sie durch
andere Unterparagraphen geschützt werden.

Stützt sich auf eine ähnliche umfassende Bestimmung be-
treffend Verbrechen gegen die Menschlichkeit (Römisches
Statut, Art. 7(1) (k)).

1(c)

1(d)

1(e)

1(f )

1(g)

1(h)

1(i)

1(j)
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„beliebigen identifizierbaren Gruppe oder
Kollektiv“. Diese Definition, die sich auf
eine ähnliche Formulierung im Art. 7(1)(h)
des Römischen Statuts bezieht, bedeutet,
dass Verbrechen gegen künftige Generatio-
nen für eine große Bandbreite von einzelnen
oder spezifischen menschlichen Bevölke-
rungsteilen anwendbar sind, die sich durch
gemeinsame geographische, politische, ras-
sische, nationale, ethnische, kulturelle, reli-
giöse, geschlechtsbezogene oder andere
Merkmale abgrenzen lassen. 

Handlungen, die als Verbrechen gegen 
zukünftige Generationen verboten sind
Die nebenstehende Tabelle stellt den Zweck
und die Quellen für die verbotenen Hand-
lungen dar, die in den Unterparagraphen
1(a)-1(j) der ‚Verbrechen gegen zukünftige
Generationen’ aufgelistet werden. Die Ta-
belle zeigt, dass als Verbrechen an künftigen
Generationen solche Handlungen strafbar
wären, die bereits als Verletzungen der in-
ternationalen Menschenrechte32 oder durch
andere internationale Konventionen verfolgt
werden können oder die eine Ausweitung
des Anwendungsbereiches der Verbrechen
gegen die Menschlichkeit oder der Kriegs-
verbrechen darstellen würden.

Zusammenfassung
Auch wenn es ein gewisses Potential für die
Anwendung des internationalen Strafrechts
gibt, um Verhalten zu verfolgen, das schwer-
wiegende Auswirkungen für die Rechte zu-
künftiger Generationen hat, ist diese Option
doch auf Grund der Begrenzungen, die mit
den vorhandenen Definitionen internatio-
naler Straftaten gegeben sind, von einge-
schränkter Nützlichkeit. Deshalb hat der
Weltzukunftsrat das Projekt zur Etablierung
eines neuen Straftatbestandes ‚Verbrechen
gegen zukünftige Generationen’ initiiert,
um die Interessen zukünftiger Generationen
ausdrücklich und eindeutig zu schützen.
Die Etablierung dieses neuen Straftatbe-
standes hätte zwei wichtige Vorteile. Zu-
nächst einmal würde dies Mechanismen und
Prozeduren für individuelle strafrechtliche
Verantwortung zur Verfügung stellen, so
dass ernsthafte Verletzungen der wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rechte und
des internationalen Umweltrechts sowohl
auf inländischer wie auf internationaler
Ebene verfolgt werden können. Ein Zusatz
zum Römischen Statut des ICC würde jene
Staaten, die ihn ratifizieren, tatsächlich dazu
verpflichten, die Fälle zu untersuchen und
die Schadensverursacher nach ihrem heimi-

schen Strafrechtssystem zu inhaftieren und
vor Gericht zu stellen. 
Hierin besteht eigentlich nach dem Römi-
schen Statut die primäre Verpflichtung der
Staaten. Was auch immer man mit Blick auf
die Wirksamkeit des ICC kritisch einwen-
den mag, der ICC ist eine Institution, die
heimische Bemühungen um ein Ende der
Straflosigkeit internationaler Verbrechen er-
gänzen soll. Nur wenn ein Staat nicht wil-
lens oder nicht fähig ist, Verbrechen gegen
zukünftige Generationen selbst zu untersu-
chen, käme dem ICC die Macht zu, dies an
Stelle der heimischen Autoritäten zu über-
nehmen. Im Hinblick hierauf sollte festge-
halten werden, dass das ICC befugt ist, eine
für schuldig befundene Person zu einer Ge-
fängnisstrafe zu verurteilen, Geldstrafen auf-
zuerlegen und Gewinne, Eigentum und
Vermögenswerte einzuziehen, die direkt
oder indirekt aus der Straftat herrühren37

oder auch eine Schadensbemessung anzu-
ordnen, die Wiedergutmachung, Entschä-
digung oder Wiederherstellung nach sich
zieht.38

Zweitens, neben dem unmittelbaren Vor-
teil, dass Strafverfolgung auf nationaler und
internationaler Ebene möglich würde,
würde die Einrichtung von ‚Verbrechen
gegen zukünftige Generationen’ Juristen
und Gesetzgebern ein neues Werkzeug und
Konzept an die Hand geben, um die Be-
deutung bestimmter Normen und Werte
aufrechtzuerhalten und Verhalten zu kriti-
sieren, das diese Normen und Werte ver-
letzt. Der Begriff des internationalen
Verbrechens ist in der Tat eines der
 wichtigsten Mittel, mit dessen Hilfe die in-
ternationale Gemeinschaft moralisch
schändliches Verhalten verurteilen kann.
Worin seine Schwächen auch immer beste-
hen mögen, diese grünschnabelige interna-
tionale Strafgerechtigkeit stellt ein stärkeres
Reglement für eine Bestrafung von Schäden
an zukünftigen Generationen dar, als alles,
was bisher im Rahmen des internationalen
Rechts verfügbar ist. 
Das Römische Statut sieht die Möglichkeit
einer Ausweitung der Regelungen, die mit
Verbrechensbekämpfung zu tun haben, im
Rahmen der Rechtssprechung des ICC aus-
drücklich vor.39 Natürlich besteht kein
Zweifel, dass die Bemühungen, ein neues in-
ternationales Konzept im Sinne eines Ver-

brechens gegen zukünftige Generationen zu
schaffen, seine Verunglimpfer und Kritiker
finden würde. Es liegt außerdem auf der
Hand, dass es wohl einige Jahre dauern
würde, ehe diese Bemühungen Früchte tra-
gen. Ungeachtet dieser ernsthaften Hinder-
nisse gibt es aber zwei Gründe, die
Aussichten einer Kampagne zu Gunsten
eines Verbrechens gegen zukünftige Gene-
rationen auf lange Sicht optimistisch zu wer-
ten. 
Der erste Grund liegt darin, dass die Merk-
male und die Geschichte des Feldes des in-
ternationalen Strafrechtes weitgehend
ermutigend sind. Das bestehende interna-
tionale Strafrecht schließt bestimmte Ele-
mente ein, die von konzeptueller Bedeutung
für den Begriff des Verbrechens an zukünf-
tigen Generationen sind. Einerseits kann
Schaden, der durch internationale Verbre-
chen entsteht, oft ganze Gemeinschaften be-
treffen, wie im Falle des Völkermords oder
der Verbrechen gegen die Menschlichkeit.
Andererseits zeigt die Geschichte des inter-
nationalen Strafrechts, insbesondere die
Entwicklung von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, dass es für die Ausweitung
des Anwendungsbereiches des internationa-
len Strafrechtes Präzedenzfälle gibt. Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit traten im
internationalen Strafrecht im Zuge des
Zweiten Weltkrieges auf, als Neuschöpfung
der Charta des Internationalen Militärtri-
bunals zu Nürnberg (Nürnberg Charta).40

Während der Verhandlungen, aus denen die
Charta von Nürnberg resultierte, wurde of-
fensichtlich, dass bestimmte Verbrechen, die
von den Nazis begangen wurden, nicht
unter bestehende Gesetze fielen, allem voran
die Grausamkeiten, die von den Deutschen
gegen ihre eigenen Landsleute verübt wor-
den waren. Um diese Leerstelle zu schließen,
entwarfen die Alliierten eine dritte Katego-
rie von Verbrechen, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, und schlossen damit die
Lücke in den Regelungen, die für
 Verbrechen gegen den Frieden und für
Kriegsverbrechen getroffen worden waren.41

Ursprünglich bestand eine enge Verknüp-
fung zwischen Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und anderen Kategorien des
internationalen Verbrechens, da die Charta
von Nürnberg eine Rechtssprechung in
Bezug auf diese Kategorie nur insofern er-
laubte, als sie im Zuge oder in Verbindung
mit der Ausführung von Kriegsverbrechen
und Verbrechen gegen den Frieden verübt
wurden. Heute bestehen Verbrechen gegen
die Menschlichkeit in Handlungen, die in

Wo es keine ernsthaften Bemühun-
gen gibt, gibt es keinen Fortschritt. 
/ Frederick Douglass /
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Friedenszeiten ebenso verübt werden und
die als internationales Verbrechen angesehen
werden, nicht wegen eines Zusammenhangs
mit einem bewaffneten Konflikt, sondern
wegen ihrer Schwere.42 So wie Verbrechen
gegen die Menschlichkeit als Reaktion auf
eine Gesetzeslücke etabliert wurden, zielt
auch die Einführung von Verbrechen gegen
künftige Generationen darauf ab, eine Lücke
in den bestehenden Gesetzen zu schließen
und existierende Tabus zu stärken, die für
akzeptierbares menschliches Verhalten gel-
ten. Außerdem geht es auch bei Verbrechen
gegen zukünftige Generationen, ähnlich wie
bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit
darum, Verhalten zu kriminalisieren, das
zwar in Friedenszeiten ausgeführt wird, aber
in Kriegszeiten ein Kriegsverbrechen dar-
stellt. 
Es ist wichtig anzumerken, dass Verbrechen
gegen künftige Generationen von anderen
potentiellen Kandidaten für einen Ein-
schluss in das Römische Statut abgegrenzt
werden können, wie etwa der Drogenhan-
del oder der Terrorismus. In Rom sprach
sich die Mehrheit der Staaten aus drei
Hauptgründen gegen einen Einschluss jener
Verbrechen aus: diese Verbrechen haben
einen ganz anderen Charakter; es besteht die
Gefahr, das ICC mit weniger wichtigen Ver-
brechen zu überlasten und es gibt bereits
wirksame Systeme internationaler Koopera-
tion, um solche Verbrechen zu unterbin-
den.43 Es ist sicher richtig, dass eine
drohende Überlastung mit Aufgaben ein
Hindernis für die Einführung von ,Verbre-
chen gegen künftige Generationen’ darstellt.
Auf der anderen Seite ähneln Verbrechen
gegen künftige Generationen - im Gegen-
satz zu Drogenhandel und Terrorismus - im
Charakter den anderen internationalen Ver-
brechen. (Dies sind z.B. Verletzungen von
üblichem Recht oder Vertragsnormen, mit
denen Werte geschützt werden sollen, die
von der internationalen Gemeinschaft für
wichtig erachtet werden und für deren Un-
terdrückung es gleichwohl ein universelles
Interesse gibt.)44 Doch in all diesen Fällen
sind die vorhandenen Mechanismen für die
Bestrafung von Verletzungen ökonomischer,
sozialer und kultureller Rechte sowie ernst-
hafter Beschädigung der Umwelt eindeutig
inadäquat.
Der zweite Grund, optimistisch zu sein, liegt
darin, dass die Idee, eine neue Form des Ver-
brechens zu schaffen, um die Rechte künfti-
ger Generationen zu schützen, das
internationale Recht voranbringen würde,
allerdings ganz in dem Sinne, dass angemes-

sene Bestrafung für Verhalten ermöglichen
würde, welches die internationale Gemein-
schaft ohnehin schon als sträflich betrachtet.
Tatsächlich bauen Verbrechen gegen zu-
künftige Generationen auf internationales
Recht auf, indem versucht wird, den An-
wendungsbereich existierender internatio-
naler Verbrechen von Kriegszeiten auf
Friedenszeiten auszuweiten oder Strafver-
antwortung für bereits im internationalen
Recht bestehende Verbote einzurichten. Was
den zweiten Punkt angeht, scheint es vor
dem Hintergrund des Prinzips, dass alle
Menschenrechte gleich behandelt werden
sollten,45 kaum gerechtfertigt, den Bereich
des internationalen Rechts auf die Katego-
rie der ernsthaften Verletzung bürgerlicher
und politischer Rechte zu beschränken. Mit
anderen Worten, die Schaffung eines ‚Ver-
brechens gegen zukünftige Generationen’ ist
mit einem Schlüsselprinzip der internatio-
nalen Menschenrechte verträglich: Dass alle
Rechte gleich, wechselseitig verknüpft und
unteilbar sind. Es sollte zudem bemerkt wer-
den, dass der Straftatbestand des ,Verbre-
chens gegen künftige Generationen’, indem
er darauf abzielt, ökonomische, soziale und
kulturelle Rechte zu schützen, der Haupt-
kritik entgeht, die Staaten und Korporatio-
nen mit Blick auf jene Rechte vorgebracht
haben, nämlich dass diese zu vage sind und
eher positive Verpflichtungen (ein bestimm-
tes Verhalten auszuführen) als negative Ver-
pflichtungen (ein bestimmtes Verhalten zu
unterlassen) auferlegt werden. Indem sie die
absichtsvolle Ausübung von ernsthaften Ver-
letzungen wirtschaftlicher, sozialer und kul-
tureller Rechte in den Blick nehmen, stellen
Verbrechen gegen künftige Generationen
einen eindeutigen und ‚negativen’ Ansatz für
diese Rechte dar. 
Auf jeden Fall gibt es triftige Gründe anzu-
nehmen, dass die Verbreitung und Verwen-
dung des Begriffes des ,Verbrechens gegen
künftige Generationen’ vorteilhaft sein
könnte, auch unabhängig von einer Erwei-
terung des Römischen Statut. Der Begriff
des ,Verbrechens gegen künftige Generatio-
nen’ könnte eine wesentliche Rolle dabei
spielen, zu zeigen, dass ernsthafte Brüche in-
ternationalen Rechts, einschließlich Verlet-
zungen von wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechten und gravierende Um-
weltschädigungen moralisch falsch sind und
die schärfste Verurteilung verdienen. Letzt-
endlich geht es bei der Idee, internationales
Strafrecht anzuwenden, um intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit zu implementieren,
ebenso sehr darum, moralisch falsches Ver-

halten zu bestrafen und ihm vorzubeugen,
wie darum, bestehende Tabus in Bezug auf
angemessenes Verhalten zu stärken. Anwälte
und Politiker, denen intergenerationelle Ge-
rechtigkeit ein Anliegen ist, sollten verstärkt
darüber nachdenken, welche Rolle die Kri-
minalisierung bestimmter abscheulicher
Handlungen für die Vorbeugung, Bestra-
fung und Verurteilung solchen Verhaltens
spielen könnte – zum Wohle künftiger Ge-
nerationen.

Anmerkungen
1. Die geäußerten Ansichten stellen alleine
die Meinung des Autors dar. Sie repräsentie-
ren damit in keiner Weise die Ansichten ir-
gendeiner Organisation, mit welcher der
Autor in Kontakt steht. Entliehen sind die-
sem Artikel einige Gedanken aus dem, von
Sébastien Jodoin verfassten Artikel Crimes
against Future Generations: A New Approach
to Ending Impunity for Serious Violations of
Economic, Social, and Cultural Rights and Se-
vere Environmental Harm, WFC & CISDL
Legal Working Paper (März 2010). Diese
und andere relevante Materialien stehen
unter folgender Adresse zur Verfügung:  
www.crimes-againstfuturegenerations.org.

2. Ich respektiere die Existenz anderer Vor-
schläge für einen internationalen Umweltge-
richtshof und auch für einen internationalen
Umweltstrafgerichtshof. Doch diese Projekte
unterscheiden sich grundlegend von meinem
Ansatz. Erstens befassen sich diese Projekte
mit Umweltstraftaten allein, während mein
Vorschlag sich zusätzlich mit der Verletzung
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller
Rechte beschäftigt. Zweitens stehen sie nicht
in Übereinstimmung mit dem bestehenden
internationalen Strafrecht. Wenn zum Bei-
spiel das Projekt von Adolfo Perez Esquivel
(Perez Esquivel / e Dalai Lama 2007) neue
Umweltverbrechen als neue Art der Verbre-
chen gegen die Menschheit sieht, so sollte
eingewandt werden, dass das Konzept des
Verbrechens gegen die Menschlichkeit eine
spezifische Definition im internationalen
Strafrecht hat. In dieser Definition wird je-
doch kein Bezug auf Umweltstraftaten ge-
nommen. Sie kann auch nicht, wie im
Artikel erklärt, in einer Weise geändert wer-
den, dass sie den Tatbestand der Umwelt-
schädigung aufgreift. 
Das Projekt des International Court for the
Environment Foundation (siehe
http://www.icefcourt.org/.) berücksichtigt
sowohl staatliche und individuelle Verant-
wortlichkeit für internationale Verbrechen.
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Allerdings existiert das Konzept des Staats-
verbrechens einfach nicht im internationalen
Strafrecht, denn letzteres bezieht sich alleine
auf die Individualebene.
3. United Nations General Assembly 1998:
arts. 15 and 17-19.
4. Für allgemeine Informationen über diese
unterschiedlichen Zielsetzungen internatio-
nalen Strafrechts, siehe Drumbl 2007.
5. Obwohl die Straftat der Aggressionsaus-
übung ebenfalls im Statut von Rom aufge-
führt wird, wurde dessen Wesen bisher noch
nicht definiert und der Straftatbestand trat
bisher noch nicht als solcher in Kraft.
6. International Committee of the Red Cross
1977: arts. 51-52.
7. International Committee of the Red Cross
1977: arts. 51(5)(b), 57(2)(a)(iii) and
57(2)(b).
8. United Nations General Assembly 1998:
arts. 8(2)(a)(ii)-8(2)(a)(iv), 8(2)(b)(ii),
8(2)(b)(iv), 8(2)(b)(x), 8(2)(b)(xx) and
8(2)(b)(xxv).
9. United Nations General Assembly 1998:
art. 8(2)(b)(iv).
10. Pfirter 1999: 149-151.
11. United Nations General Assembly 1998:
art. 7(1) (h).
12. United Nations General Assembly 1998:
art. 7(1) (k)).
13. United Nations General Assembly 1998:
art. 7(1)(h).
14. Prosecutor v. Kordic and Cerkez 2001:
paras. 271-272.
15. Prosecutor v. Kayishema 1999: paras. 148-
51.
16. Prosecutor v. Kupreskic u.a. 2000: para.
631.
17. Zusätzlich zu den allgemeinen rechtli-
chen Voraussetzungen, fordert das Römische
Statut bezüglich des Aspektes der Drangsa-
lierung, dass dieser in Verbindung mit einer
weiteren internationalen Straftat sowie vor
dem Hintergrund einer besonderen diskri-
minierenden Absicht begangen wurde. 
18. Prosecutor v. Kunarac 2002: para. 86.
19. United Nations General Assembly 1998:
art. 7(2)(a).
20. United Nations Preparatory Commission
for the International Criminal Court 2000:
art. 7(3).
21. United Nations General Assembly 1998:
article 2(b); United Nations General Assem-
bly 1998: article 2(c); United Nations Gene-
ral Assembly 1998: art. 2(b).
22. Prosecutor v. Seromba 2008: para. 46.
23. United Nations Preparatory Commission
for the International Criminal Court 2000:
art. 6(b), fn. 3.

24. Prosecutor v. Kayishema 1999: paras. 115-16.
25. United Nations Preparatory Commission
for the International Criminal Court 2000:
art. 6(c), fn. 4.
26. Prosecutor v. Akayesu 2001: paras. 507-
508.
27. Die Expertenkommission wurde durch
den World Future Council mit dem Ziel ins
Leben gerufen, neue Gesetze und Strategien
zu entwerfen, um so menschliche Sicherheit,
ökologische Integrität und soziale Gerech-
tigkeit im Interesse künftiger Generationen
zu gewährleisten (siehe www.worldfuture-
council.org). Das Centre for International
Sustainable Development Law hat sich das
Ziel gesetzt, auf Nachhaltigkeit bedachte Ge-
sellschaften und den Schutz der Ökosysteme
zu fördern, indem es das Verständnis für
sowie die Entwicklung und die Umsetzung
von internationalen Gesetzen für eine nach-
haltige Entwicklung voranbringt (siehe
www.cisdl.org). 
28. Für eine vollständige Analyse und Kom-
mentierung, siehe den Verweis in Anmer-
kung 1.
29. United Nations General Assembly 1998:
art. 30(3) and Prosecutor v. Kunarac 2002:
para. 102.
30. United Nations Preparatory Commission
for the International Criminal Court 2000:
para. 3.
31. Prosecutor v. Blaskic 2004: para. 42.
32. Die unten angeführten Verweise bezie-
hen sich auf die United Nations General As-
sembly 1966a beziehungsweise auf die
United Nations General Assembly 1966b.
33. Schrijver 1997: 390-392.
34. United Nations General Assembly 2003.
35. Economic and Social Council 1948: art.
HI.
36. See United Nations Conference on the
Human Environment 1972: principle 21.
Siehe auch United Nations Yearbook of the
International Law Commission1991: at 107.
37. United Nations General Assembly 1998:
art. 77.
38. United Nations General Assembly 1998:
art. 75.
39. United Nations General Assembly 1998:
arts. 121(5) and 1231(1).
40. Cassese 2003: 70.
41. Bassiouni 1992: 17, 22-24; Cassese
2003: 68-69.
42. Cassese 2003: 64-65; Robinson 2001: 57.
43. Hebel and Robinson 1999: 81, 86.
44. Cassese 2003: 23.
45. World Conference on Human Rights
1993: Para. 5: “Alle Menschenrechte sind
universal, unteilbar, interdependent und in

Wechselbeziehung stehend. Die internatio-
nale Gemeinschaft muss Menschenrechte all-
gemein in einer fairen und gleichen Weise
sowie auf derselben Basis und mit derselben
Gewichtung behandeln. Auch wenn die Be-
deutung nationaler und regionaler Beson-
derheiten und verschiedener historischer,
kultureller, wirtschaftlicher und religiöser
Hintergründe bedacht werden müssen, ist es
dennoch die Pflicht der Staaten, ungeachtet
ihres wirtschaftlichen, politischen und kul-
turellen Systems, alle Menschenrechte und
fundamentale Freiheiten zu fördern und zu
schützen.“
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Der parlamentarische Kommissar für künftige Generationen
Ungarns und sein Einfluss
von Dr. Éva Tóth Ambrusné

usammenfassung: Der parlamenta-
rische Kommissar für künftige Ge-
nerationen Ungarns ist eine ziemlich

einzigartige Institution, die im Jahr 2008 ge-
gründet wurde. Der Kommissar ist mit starken
und sehr spezifischen Kompetenzen und Befug-
nissen ausgestattet, um die Interessen künftiger
Generationen zu schützen. Die Veröffentli-
chung seines ersten Jahresberichts1 vor dem Par-
lament gibt Anlass, die Wirksamkeit der von

ihm verwendeten Instrumente auf die zu för-
dernde Generationengerechtigkeit zu beurtei-
len.

Amtsgründung des parlamentarischen
Kommissars für künftige Generationen2

Die Idee der Institutionalisierung der Re-
präsentation künftiger Generationen in Un-
garn tauchte erstmals vor mehr als zwanzig
Jahren auf. Diese Idee wurde im Sommer

2008 Wirklichkeit, als das Amt des parla-
mentarischen Kommissars für künftige Ge-
nerationen (im Folgenden: Kommissar) in
Ungarn ins Leben gerufen wurde. Der Weg
zum Ziel war jedoch nicht einfach. Die
 ungarische Nichtregierungsorganisation
,Schützt die Zukunft’ (auf ungarisch: Véde-
gylet) investierte über Jahre hinweg erhebli-
che Anstrengungen, um die politischen
Parteien von der Wichtigkeit zu überzeugen,

Z
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die Stimme künftiger Generationen in der
Gegenwart zu hören. Die erste Runde der
Verhandlungen zwischen 2000 und 2002
war nicht erfolgreich. Zwei Mitglieder des
Parlaments legten dem Parlament einen Ge-
setzesentwurf vor, der in zwei parlamentari-
schen Ausschüssen diskutiert wurde, von der
größten Oppositionspartei jedoch nicht un-
terstützt wurde. Zu diesem Zeitpunkt schien
ein politischer Konsens und die Zweidrittel-
mehrheit im Parlament, die benötigt
wurde,3 noch sehr fern. ,Schützt die Zu-

kunft’ intensivierte ihre nationale Kampa-
gne im Jahr 2006 erneut, nachdem sie die
Idee der Vertretung künftiger Generationen
auch auf europäischer Ebene zu fördern be-
gonnen hatte. Politische Parteien waren im
Jahr 2006, als in Ungarn gewählt wurde,
eher bereit, sich für den Vorschlag zu erwär-
men, da die Unterstützung einer noblen In-
itiative, wie die Vertretung der künftigen
Generationen, bei den meisten Wählern po-
sitiv angenommen wurde. Der Gesetzesent-
wurf wurde erneut in zwei Ausschüssen des
Parlaments diskutiert und dieses Mal wurde
die Initiative angenommen. Leider endete
die Legislaturperiode ohne eine endgültige
Abstimmung. ,Schützt die Zukunft’ reali-
sierte dann im Jahr 2007, dass eine Über-
einkunft aller Parteien unentbehrlich war.
Die Initiative nahm maßgeblich an Fahrt zu,
nachdem es der Organisation gelang, alle
fünf Parlamentsparteien zu überzeugen.
Eine Partei, die Allianz der Freien Demo-
kraten, erachtete es als besonders wichtig,
die staatliche Verwaltung kostengünstig zu
halten, weswegen sie dem Gesetz ihre Un-
terstützung versagte, solange es die Errich-
tung einer zusätzlichen staatlichen
Institution beinhaltete. Der Konflikt wurde
durch den Vorschlag gelöst, die Stellung des
stellvertretenden Menchenrechtskommissars
nach Gesetz LIX von 1993 auf den Parla-
mentarischen Beauftragten für Bürgerliches
Recht zu übertragen (im Folgenden: Om-
budsman-Gesetz).4 Die größte Oppositi-
onspartei wurde durch das Betonen der
ausgeprägten Kompetenz des neuen Om-
budsmannes, staatliche Behörden zu unter-
suchen, überzeugt. Die regierende Partei
unterstützte das Gesetz, da die beiden Ab-

geordneten, die das Gesetz erstmals an das
Parlament einreichten, ihr angehörten. 
Zwei weitere Umstände trugen zum Erfolg
der Initiative ,Schützt die Zukunft’ bei. Er-
stens war jeder Akteur der ungarischen Poli-
tik auf der Suche nach ein wenig
Erleichterung von den politischen Span-
nungen, welche das Bekanntwerden der
Rede des Ministerpräsidenten über die Vor-
enthaltung von Informationen über den
Staatshaushalt im Vorfeld der Wahlen ver-
ursachte. Die Initiative von ,Schützt die Zu-
kunft’ bot eine großartige Gelegenheit, dem
Wähler zu zeigen, dass die Parteien noch in
der Lage zur Zusammenarbeit waren. Zwei-
tens nahm die Sensitivität gegenüber Um-
weltschutzthemen auch aufgrund der
verstärkten internationalen Aktivität in die-
sem Bereich zu; sowohl der vierte IPCC-
Sachstandsbericht als auch der Stern-Report
wurden in dieser Zeit veröffentlicht.

,Schützt die Zukunft’ traf eine exzellente
strategische Entscheidung, als sie eine Pres-
sekonferenz organisierte, an der alle Parteien
nach dem Prinzip des ,Runden Tisches´ teil-
nahmen. Nachdem die gemeinsame Ent-
scheidung aller Parteien der Presse bekannt
gegeben wurde, konnte sich keine der
 Parteien einen Rückzieher leisten. Noch
konnten sie es sich leisten, über die wichtig-
sten Kompetenzen des neuen Ombudsman-
nes zu streiten, wie sie im ursprünglichen
 Vorschlag von ,Schützt die Zukunft’ nieder-
geschrieben waren. Glücklicherweise ver-
blieben 85 Prozent der ursprünglich
vorgeschlagenen Kompetenzen im Text.
Das ungarische Parlament verabschiedete die
Änderung des Ombudsman-Gesetzes5 im
Dezember 2007 fast einstimmig, wodurch
die Gründung der Institution des parlamen-
tarischen Kommissars für zukünftige Gene-
rationen ermöglicht wurde. Der neue
Kommissar wurde erst im Mai 2008, nach
drei gescheiterten Wahlgängen, gewählt.6

Das Büro des parlamentarischen Kommis-
sars für zukünftige Generationen arbeitet
seit dem letzten Quartal 2008 mit einem
vollen Mitarbeiterstab von 35 Angestellten,
inklusive 19 Anwälten, zwei Ökonomen,
einem Ingenieur, zwei Biologen, einem Kli-
mawandel-Experten und einem Arzt. Das
Büro besteht aus vier Abteilungen: einer
Rechtsabteilung, einer Strategie- und Wis-
senschaftsabteilung, einer Abteilung für In-
ternationale Beziehungen und einer
Koordinierungsabteilung.

Auswirkungen des parlamentarischen
Kommissars für zukünftige Generationen
Es können mehrere Kriterien herangezogen
werden, um die Auswirkungen des Kom-
missars zu messen. Die folgenden fünf Kri-
terien sind nur Vorbedingungen für den
zukünftigen Einfluss. Erstens muss der
Kommissar frei von jeglichem politischen
Einfluss sein. Zweitens muss der Kommis-
sar die richtigen Kompetenzen haben, die es
ihm erlauben, das Leben künftiger Genera-
tionen auf eine positive Weise zu beeinflus-
sen. Drittens der Kommissar muss diese
Kompetenzen aktiv nutzen, d.h. konkrete
Leistungen müssen nachgewiesen werden.
Viertens müssen die konkreten Maßnah-
men, die es dem Kommissar erlauben seine
Initiativmacht auszuüben, zumindest in der
eorie bestehen. Fünftens muss diese In-
stitution eine angemessene Finanzierung er-
halten. Wenn diese fünf Voraussetzungen
erfüllt sind, existiert eine Chance, dass der
Kommissar einen positiven Einfluss auf das
Leben künftiger Generationen nehmen
kann. Eine sichere Aussage darüber zu tref-
fen, ob die Aktionen des Kommissars einen
signifikanten Einfluss auf die Zukunft haben
werden oder nicht, ist aufgrund verschiede-
ner Gründe schwer. Es gibt mehrere kom-
plexe und interagierende Faktoren, die auch
in kleineren Bereichen Einfluss auf das
Leben künftiger Generationen haben. Letzt-
lich ist es auch schwierig, die richtige Me-
thode für die Messung der langfristigen
Auswirkungen zu bestimmen.

Unabhängigkeit und langfristige Vision
Langfristiges Denken erfordert Freiheit von
jeglichem politischen Einfluss. Die meisten
politischen Parteien haben die Tendenz, von
Wahl zu Wahl zu planen. Der Kommissar ist
nur dem Parlament verantwortlich. Nur eine
Zweidrittelmehrheit des Parlaments kann
sein Mandat wegen besonderer Umstände
beenden. Seine Unabhängigkeit wird auch
durch die Länge der Amtszeit sichergestellt,
die den Wahlzyklus um zwei Jahre überdau-
ert, also insgesamt sechs Jahre währt. 
Der Kommissar berichtet dem Parlament
jährlich, wobei die formelle Annahme des
Berichts nicht Bedingung für seine weitere
Tätigkeit ist. Darüber hinaus ist die Finan-
zierung der Kommission nur vom Parlament
abhängig. Dem Büro des parlamentarischen
Kommissars für künftige Generationen wird
eine jährliche Finanzierung aus dem Staats-
haushalt bereitgestellt. Es erhielt 266,8 Mil-
lionen HUF im Jahr 2009 und 259,2
Millionen HUF im Jahr 2010, was als ange-

Jede Regierung, ja jeder menschliche
Nutzen und jede Freude, jede Tugend
und jede kluge Handlung ist auf
 Kompromisse und Tauschgeschäfte
gegründet.
/ Edmund Burke /
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messene Unterstützung betrachtet werden
kann. Es kann festgestellt werden, dass die
Institution die erste Voraussetzung erfüllt,
also Unabhängigkeit und langfristiges Den-
ken und so über das Potenzial verfügt, künf-
tige Generationen zu beeinflussen.
Die Unabhängigkeit der Institution hat
zahlreiche Organisationen ermutigt, unsere

Zusammenarbeit zu suchen. So organisierte
beispielsweise der Verband der Verwaltungs-
richter gemeinsam mit dem Kommissar
einen Workshop für Richter, an dem Kolle-
gen des Kommissars und der Europäischen
Kommission Vorträge über EU-Umwelt-
recht hielten. Zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und sogar Ministerien verlassen
sich oft auf unser Team von Rechtsanwälten,
die bei juristischen Analysen ihre Hilfe an-
bieten. Der Kommissar nahm auch mehr-
mals die Rolle eines Mediators zwischen
zivilgesellschaftlichen Organisationen und
Ministerien ein oder leitete deren Arbeits-
gruppen. Die Arbeitsgruppe über den Zu-
gang zu Informationen, die von
Kernkraftwerksbetreibern geleitet wird oder
die Ad-hoc-Expertengruppe zur ungarischen
Strategie gegen die (von der Europäischen
Union genehmigte) Zulassung genetisch
veränderter Organismen, sind als vielsa-
gende Beispiele zu nennen. Das Klima-Pro-
gnose-Projekt und das Projekt für
nachhaltige Gemeinschaften (siehe unten)
sind hervorragende Beispiele für einen lang-
fristigen, strategischen und pro-aktiven Ar-
beitsplan des Kommissars. Beide Projekte
entwickeln und fördern nachhaltige Zu-
kunftsszenarien und Modelle.

Kompetenzen des parlamentarischen
Kommissars für zukünftige Generationen
Die ungarische Verfassung garantiert das
Recht auf eine gesunde Umwelt, sie enthält
aber keine Hinweise auf künftige Genera-
tionen. Das Verfassungsgericht interpretierte
die Verfassung in seiner Entscheidung7 je-
doch so, dass der Staat verpflichtet sei, die
Qualität des natürlichen Lebensraums für
künftige Generationen zu bewahren. In
einer weiteren Entscheidung,8 erklärte das
Verfassungsgericht außerdem, dass das
Grundrecht auf Leben und Menschenwürde

eine Verpflichtung für den Staat generiere,
institutionalisierten Schutz für die Lebens-
bedingungen künftiger Generationen be-
reitzustellen. Das Ombudsman-Gesetz
erfüllt daher diese Verpflichtung durch die
Schaffung einer neuen Institution, die das
Recht auf eine gesunde Umwelt nicht nur
für gegenwärtige, sondern auch für zukünf-
tige Generationen garantiert.
Das ungarische Ombudsman-System be-
steht aus dem ,allgemeinen Ombudsman’
für Bürgerrechte im Allgemeinen und drei
speziellen Ombudsleuten, zuständig für eth-
nische und Minderheitenrechte, Recht auf
Privatsphäre und Informationsfreiheit sowie
für die Repräsentation der zukünftigen Ge-
nerationen. Die Schaffung der Position eines
speziellen Ombudsman ist dann gerechtfer-
tigt, wenn die Identität derer, deren verfas-
sungsmäßiges Recht verletzt wurde, nicht
eindeutig festgestellt werden kann oder aber
das informationelle Ungleichgewicht zwi-
schen denjenigen, die das Recht verletzen
und denen, deren Recht verletzt wurde,
nicht durch staatliche Hilfe bei der Vertre-
tung vor Gericht gelöst werden kann. Der
Kommissar erfüllt beide Kriterien. 
Die Argumentationsgrundlage für die Än-
derung des Ombudsman-Gesetzes bietet
eine gute Ausgangsbasis mit einer Einfüh-
rung in die Zuständigkeiten des Kommis-
sars fortzufahren. Das Ziel der
Gesetzgebung besteht darin, die natürlichen
Bedingungen des Lebens und der Gesund-
heit heutiger und künftiger Generationen zu
schützen; das gemeinsame Erbe der Mensch-
heit zu bewahren und für die gemeinsamen
Anliegen der Menschheit Lösungen anzu-
bieten; die Freiheit der Wahl, die Lebens-
qualität und den ungehinderten Zugang zu
natürlichen Ressourcen zu bewahren. Daher
muss es die kommissarische Pflicht sein,
künftige Generationen in den langfristigen
Entscheidungen zu repräsentieren, die er-
heblich deren Lebensbedingungen beein-
flussen könnten und die Durchsetzung der
Gesetze zu erleichtern, die den Zustand der
Umwelt betreffen. 
Dementsprechend regelt § 27 / B. (1) des
Ombudsman-Gesetzes die folgenden Kom-
petenzen für den Ombudsmann: Überwa-
chung, Bewertung und Kontrolle der
Durchsetzung der gesetzlichen Bestimmun-
gen zur Gewährleistung der Nachhaltigkeit
und Verbesserung der Umwelt und Natur
sowie die Untersuchung aller Unregelmä-
ßigkeiten, von denen er Kenntnis erlangt
und die hiermit in Zusammenhang stehen.
Der Begriff ,rechtliche Bestimmungen zur

Gewährleistung der Nachhaltigkeit’ erwei-
tert die Kompetenzen des Kommissars über
die Überwachung der Durchsetzung der
streng eingegrenzten Umweltschutzfälle hin-
ausgehend. Es ist schwierig, die Grenzen des
Konzeptes des Umweltschutzrechts und der
Nachhaltigkeit genau zu definieren und zu
bestimmen. Deshalb war es wichtig, unmit-
telbar nach dem operativen Start über die
wichtigsten Funktionen und Kompetenzen
des Kommissars innerhalb der Grenzen der
Verfassung und des Ombudsman-Gesetzes
zu entscheiden. Darüber hinaus nahm der
Kommissar in sein internes Untersuchungs-
regelwerk9 eine obligatorische Prüfung sei-
ner Kompetenz als ersten Schritt des
Prüfverfahrens auf.  Gerade bei der Unter-
suchung von Querschnittsthemen stößt der
Kommissar jedoch immer wieder auf Wi-
derstand. 
Drei Faktoren beeinflussen die kommissari-
schen Entscheidungen über die Details sei-
ner Kompetenzen: Umweltschutzgesetze
und -prinzipien (insbesondere das Integrati-
ons- und Vorsorgeprinzip), der wissen-
schaftliche und öffentliche Diskurs, der zur
Einrichtung der Institution führte, sowie die
Erwartungen der Öffentlichkeit.10

Gesetzlich geregelte Kompetenzen
Die oben genannten Entscheidungen des
Verfassungsgerichtes regeln den weitesten
Rahmen der kommissarischen Arbeit. Arti-
kel 4 des Gesetzes LIII von 1995 über die
Allgemeinen Vorschriften für Umweltschutz
liefert eine genauere Definition des Begriffs
,Umwelt-Fall’: Jede Durchführung oder Un-
terlassung von Aktivitäten, Entscheidungen,
Maßnahmen etc. über die Elemente der
Umwelt (Boden, Luft, Wasser, Artenvielfalt
und ihre Bestandteile), ihr System oder
Struktur. Das selbe Gesetz regelt alle folgen-
den Bereiche, die einen Bezug zum Um-
weltschutz haben, wie Energie, Land- und
Bodenschutz, Verkehr, Raumordnung, Was-
ser- und Abfallwirtschaft, Natur- und Land-
schaftsschutz und den Schutz historischer
Denkmäler. Diese Querschnittsthemen be-
gründen die kommissarische Kompetenz,
solange sie die Beziehung zwischen Mensch
und Umwelt, den Schutz der Umwelt und
nachhaltige Entwicklung beeinflussen.

Zusätzlich zu den eng definierten Umwelt-
schutzfällen widmet sich der Kommissar be-
stimmten wirtschaftlichen, sozialen und
institutionellen Fragen, die einen Bezug zur
Nachhaltigkeit der Natur und der Umwelt
aufweisen, womit er auch in diesen Berei-

Ein Führer ist jemand, der einen
Schritt vom gesamten System zurück-
tritt und versucht, ein System zu
schaffen, das gemeinschaftlicher und
innovativer ist und auf lange Sicht
funktioniert.
/ Robert Reich /
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chen eine aktive Rolle spielt. Die Integration
von Umweltschutzaspekten in den Pla-
nungsprozess des Staatshaushaltes sticht aus
den mit Nachhaltigkeit verbundenen
 wirtschaftlichen Fragen hervor. Deshalb ver-
öffentlichte der Kommissar eine Stellung-
nahme, in welcher er den Entwurf des
Staatshaushaltes hinsichtlich dessen Auswir-
kungen auf den Bereich der Nachhaltigkeit
analysierte. Die Nachhaltigkeit staatlicher
Subventionen, die für Transport, Energie
oder Landwirtschaft vorgesehen sind, ver-
folgte er ebenfalls aufmerksam.

Sensibilisierung, Umweltbildung und För-
derung nachhaltiger Gemeinschaften tragen
zu den sozialen Aspekten nachhaltiger Ent-
wicklung bei und repräsentieren jene zu-
sätzlichen Bereiche, in denen der
Kommissar zudem aktiv tätig ist. Die ge-
meinsame Kommission für Umweltbildung
und Sensibilisierung zusammen mit dem
Nationalen Rat für Nachhaltige Entwick-
lung zeigen die kommissarischen Bemü-
hungen in diesem Bereich sehr gut auf. Die
gemeinsame Kommission hat bereits eine
Erklärung zur Umweltbildung an Gymna-
sien und Realschulen abgegeben und
 organisierte Treffen mit Umweltschutz-
Journalisten. 
Der Kommissar spricht auch die institutio-
nellen Erfordernisse der Nachhaltigkeit an,
wie den Zugang zu und die Qualität der In-
formationen über die Umwelt und den Rah-
men der öffentlichen Partizipation. 

Das Ombudsman-Gesetz stattet den Kom-
missar in Bezug auf den Entscheidungspro-
zess innerhalb der Europäischen Union mit
nicht unerheblichen Kompetenzen aus,11

was eine Beteiligung an der Ausarbeitung
der ungarischen Positionen in den Institu-
tionen der Europäischen Union beinhaltet.
Leider konnte der Kommissar dieser Ver-
pflichtung bislang nicht nachkommen, da
ihm die dazu notwendigen Unterlagen bis-
lang (noch) nicht von der Regierung zur
Verfügung gestellt worden sind. Die Über-
wachung und Erleichterung der korrekten
Anwendung des europäischen Rechts ist
ebenfalls ein besonders wichtiger Aspekt der
Arbeit des Kommissars, besonders seit 80-
90 Prozent des ungarischen Umweltrechts
aus dem Recht der Europäischen Union
übernommen wurde. Auf dem Gebiet des
Völkerrechts überwacht und bewertet der
Kommissar die inländische Durchsetzung
internationaler Konventionen in den fol-
genden Bereichen: Umwelt- und Natur-

schutz, gemeinsames Erbe und gemeinsame
Anliegen der Menschheit (wie das Welt-
erbe).

Ein Fall, in dem über die Zuständigkeiten des
Kommissars diskutiert wurde
Der Vorschlag der ungarischen Staatshol-
ding bezüglich der Neuordnung der Ver-
waltung der öffentlichen Wasserversorgung
und Abwassersysteme führte zu zahlreichen
Beschwerden. Die Antragssteller waren über
die Notwendigkeit der Entscheidung und
die vom Unternehmen dargelegten Gründe
besorgt. Diese erzeugen wiederum allgemei-
nere Probleme, wie die Sicherheit der
 Trinkwasserversorgung und des Wasserma-
nagements.
Der Betrieb von Wasserversorgungsunter-
nehmen und deren strategische Entschei-
dungen beeinträchtigen den Zustand der
Wasserreserven und die Sicherheit der ge-
sunden Trinkwasserversorgung immens.
Der Kommissar erklärte seine Zuständigkeit
in diesem Fall, weil Wasser ein nationales
Gut und Teil des natürlichen Erbes ist. Des-
sen Erhaltung und Sicherung sind für die
menschliche Gesundheit und befriedigende
Lebensbedingungen entscheidend. Fehlen-
der Schutz in diesem Bereich gefährdet die
Gesundheit heutiger Generationen sowie die
Existenz künftiger Generationen.

Wissenschaftlicher und öffentlicher Diskurs
fördern den Aufbau der Kommission und die
Erwartungen der Öffentlichkeit
Als sekundäre Quelle für die Auslegung der
Kompetenzen des Kommissars darf man die
Vorarbeit von ,Schützt die Zukunft’ und die
wissenschaftlichen Beiträge von Staatspräsi-
dent László Sólyom und Prof. Boldizsár
Nagy nicht übersehen. Der erste Vorschlag
für die Einrichtung der neuen Institution
sah weitreichendere Kompetenzen für den
Kommissar vor. Vom größeren Konzept der
Generationengerechtigkeit blieb nur der
Umweltschutz der heutigen Generation im
verabschiedeten Gesetzesentwurf bestehen,
was jedoch zwangsläufig auch zur Bewah-
rung der Lebensbedingungen künftiger Ge-
nerationen beiträgt. Der Kommissar fühlt
sich jedoch immer noch verpflichtet, seine
Aktivitäten auf dem Gebiet des Umwelt-
rechts mit größter Rücksicht auf die Inter-

essen künftiger Generationen zu erfüllen
und sieht sich hier auch im Einklang mit
den öffentlichen Erwartungen.
Die Kompetenzen des Kommissars sind
nicht so umfangreich wie die Aufgabenliste
in der UNESCO-Erklärung über die Ver-
antwortung heutiger Generationen gegen-
über künftiger Generationen, aber eine
vernünftige Anzahl von Bereichen wird ge-
deckt. Der Kommissar ist außerdem in der
Lage, alle bestehenden globalen Verpflich-
tungen der gegenwärtigen Generationen
 gegenüber künftigen Generationen voran-
zutreiben, wie sie die Doktrin über Genera-
tionengerechtigkeit von Prof. Edith Brown
Weiss festlegt.12 Damit wird auch die zweite
Voraussetzung für eine mögliche Einfluss-
nahme zugunsten künftiger Generationen
erfüllt.

Tätigkeiten und Auswirkungen des
Kommissars
Die dritte Voraussetzung für eine Beeinflus-
sung der Zukunft – neben einer langfristi-
gen Vision und den richtigen Kompetenzen
– ist die tatsächliche kommissarische Akti-
vität. Die Aktivitäten des Kommissars in
den oben genannten Bereichen können in
drei Kategorien unterteilt werden: Ermitt-
lung, parlamentarische Interessenvertretung,
wissenschaftliche und strategische For-
schung.

Ermittlung
Die Untersuchung verfassungsrechtlicher
Unregelmäßigkeiten stellt die Hauptaufgabe
des Kommissars dar. Der Rahmen des Ver-
fahrens ist im Ombudsman-Gesetz festge-
legt und die Details durch die internen
Verfahrensvorschriften geregelt. 
Die Grundlage des Untersuchungsverfah-
rens des Kommissars ist die gleiche wie die
Vorgehensweise des allgemeinen Ombuds-
mans,13 nur dass seine Machtbefugnisse ein-
flussreicher sind. Die offizielle Begründung
des Ombudsman-Gesetzes erklärt diesen
Unterschied mit dem besonderen Charakter
der Umwelt- und Naturschutzfälle: Die ver-
zögerten oder illegalen Handlungen der Ver-
waltungsbehörden führen oft zu extrem
hohen Kosten oder unermesslichen und ir-
reversiblen Schäden für die Umwelt. 
Jeder kann einen Antrag an das Büro des
Kommissars stellen und manchmal werden
die Ermittlungen sogar von Amts wegen ein-
geleitet. Es gibt nur zwei Einschränkungen:
Fälle, in denen die endgültige administrative
Entscheidung vor mehr als einem Jahr ge-
troffen wurde und wo ein Gerichtsverfahren

Wenn die schönsten Landschaften
nach Menschen benannt werden
sollten, sollen es die edelsten und
würdigsten Menschen allein sein.
/ Henry David Thoreau /
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für die Überprüfung des Beschlusses ins
Leben gerufen oder eine rechtskräftige ge-
richtliche Entscheidung getroffen wurde.
Die Untersuchung beginnt mit der Ausar-
beitung eines Ermittlungsplans und der
 Organisation eines Untersuchungsteams,
bestehend aus Rechtsanwälten, einschließ-
lich eines internationalen Anwalts wenn
nötig, und einem Experten des wissen-
schaftlich zu untersuchenden Umweltbe-
reichs (z.B. Biologe, Umwelt-Ingenieur).
Das Kooperationsverfahren zwischen den
verschiedenen Disziplinen und Abteilungen
spiegelt den Grundsatz der Integration wie-
der. Der Kommissar und seine Kollegen
müssen während der Recherchezeit Zugang
zu allen Räumen und Zugriff auf alle Un-
terlagen erhalten, ohne eine gesonderte ge-
richtliche Genehmigung. Die Untersuchung
endet in einer Erklärung des Kommissars.
Die endgültige Fassung der Erklärung wird
in einem iterativen Prozess erarbeitet. Jeder
Interessent ist aufgefordert, zu den Entwür-
fen der Erklärung Stellung zu nehmen.

Der Kommissar hat in der zweiten Jahres-
hälfte 2008 und im Jahr 2009 422 Be-
schwerden erhalten. In 271 Fällen wurden
Ermittlungen eingeleitet und in 97 Fällen
abgeschlossen. In 37 Fällen gab der Kom-
missar eine Erklärung ab und in 26 Fällen
fand er Unregelmäßigkeiten. Leider gibt es
einen erheblichen Nachholbedarf. Dies
kann durch die Tatsache erklärt werden, dass
wir eine sehr junge Institution sind. Die
Strukturen und Methoden des Büros,
ebenso wie die Ausbildung des Personals,
mussten erst entwickelt werden. 
Das Ombudsman-Gesetz stattet den Kom-
missar mit sehr speziellen Maßnahmemög-
lichkeiten14 aus, die er ergreifen kann, um
die Umwelt zu schützen und eine nachhal-
tige Entwicklung zu erleichtern. Die ihm zur
Verfügung stehenden Maßnahmen werden
in die abschließenden Erklärungen einbezo-
gen. Die untersuchten Behörden, Organisa-
tionen und Privatpersonen müssen auf die
Erklärung des Kommissars innerhalb einer
bestimmten Frist reagieren. Dies ist der erste
Punkt in dem Verfahren, an dem der Kom-
missar eine Rückmeldung über seine Arbeit
erhält und die unmittelbare Wirkung seiner
Erklärung messen kann. 
Die verschiedenen zur Verfügung stehenden
Maßnahmen des Kommissars haben sehr
unterschiedliche Auswirkungen, deshalb ist
es sinnvoll, sie getrennt zu analysieren: 

1. Empfehlungen
Wenn verfassungsrechtliche Unregelmäßig-
keiten entdeckt werden, gibt der Kommissar
der Behörde, die auf die Unangemessenheit
aufmerksam gemacht hatte oder der Auf-
sichtsbehörde sowie den Privatpersonen und
Organisationen, Empfehlungen. Neben
konkreten Empfehlungen zur Abhilfe kann
der Kommissar auch allgemeine Empfeh-
lungen geben. Diese Empfehlungen haben
keine unmittelbare rechtliche Wirkung, d.h.
dass sie nicht verbindlich sind, was die
Wahrscheinlichkeit ihrer Wirkung reduziert.
Der Kommissar muss die Adressaten seiner
Empfehlungen von der Richtigkeit seiner
Aussagen und der Notwendigkeit und Sinn-
haftigkeit seiner empfohlenen Maßnahmen
überzeugen. Eine sorgfältige Recherche und
eine solide rechtliche Analyse sind daher ent-
scheidend für die Akzeptanz der Empfeh-
lungen. Um die Wahrscheinlichkeit einer
Befolgung der Empfehlungen zu erhöhen,
nutzt der Kommissar oft die Medienöffent-
lichkeit, was sich als ein wirksames Instru-
ment zur Druckausübung auf Behörden und
Unternehmen bewiesen hat, die in den Er-
klärungen angesprochen werden. 

2. Maßnahmen direkter rechtlicher 
Wirkung 
Neben ,weichen’ Empfehlungen des Kom-
missars, kann er ferner auch Maßnahmen
unmittelbarer rechtlicher Wirkung einleiten.
Erstens kann der Kommissar die Aussetzung
der Vollstreckung von Verwaltungsentschei-
dungen beantragen, wenn es dem ersten An-
schein nach illegal erscheint und ihre
Umsetzung zu irreversiblen Schäden der
Umwelt führen könnte. Zweitens kann der
Kommissar jede Person oder Organisation
dazu auffordern, jede Aktivität einzustellen,
die der Umwelt schadet. Die angesprochene
Person muss innerhalb einer vom Kommis-
sar gewählten Frist reagieren. Im Falle einer
unbefriedigenden Antwort kann der Kom-
missar die Aussetzung der beanstandeten
Aktivität vor Gericht beantragen. Drittens
kann der Kommissar alle geltenden admini-
strativen und gerichtlichen Überprüfungs-
verfahren initiieren oder daran teilnehmen.
Er kann gegen jede umweltrelevante Ent-
scheidung der Verwaltungsbehörden Beru-
fung einlegen und/oder die gerichtliche
Überprüfung derselben einleiten. Er kann in
gerichtlichen Verfahren im Namen jeder
Partei eingreifen, die eine Überprüfung von
Verwaltungsentscheidungen über die Um-
welt anstrebt.

Die oben genannten Maßnahmen zeigen,
dass das Ombudsman-Gesetz den Kommis-
sar mit starken Befugnissen ausgestattet hat.
In der Tat steht der Kommissar den anderen
drei Ombudsleuten (die Kommissare für
Datenschutz, nationale und ethnische Min-
derheiten und Bürgerrechte) durch seine Be-
fugnisse vor. Es kann gefolgert werden, dass
diese Instrumente in der Lage sind, sich auf
die Umwelt und das Leben der heutigen und
künftigen Generationen tiefgreifend auszu-
wirken. Einzelne Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung gewährleisten eine
obligatorische Überwachung der Durchset-
zung der Erklärungen. Dies ermöglicht dem
Kommissar, weitere notwendige Schritte im
Falle der Nichteinhaltung trotz positiver Er-
streaktion auf seine Erklärung einzuleiten.
Eine Folgeuntersuchung wurde im Fall des
,Green Investment Scheme’ (Ein Modell,
nach welchem die Erlöse aus dem Verkauf
von Emissionszertifikaten in andere Um-
weltprojekte fließen sollen) durch das Mini-
sterium für Umwelt und Wasserwirtschaft
eingeleitet. Der Kommissar wird eingreifen,
wenn das Ministerium Unregelmäßigkeiten
im Zusammenhang mit Einnahmen aus
dem Kyoto-Emissionshandel feststellen
sollte.

Beispiele für Fälle, in denen die kommissa-
rische Untersuchung und Erklärung direkte
positive Wirkungen erzeugte: 
1. Die Kommunalverwaltung im Bezirk XV.
in Budapest plante, ihre Raumordnung zu
ändern, um höhere bauliche Dichte zu er-
möglichen. Das Gebiet der geplanten Ent-
wicklung liegt in der Nähe einer
verkehrsreichen Autobahn und erfährt be-
reits eine deutliche Umweltbelastung durch
Lärm- und Luftverschmutzung, deren Werte
die Grenzwerte überschreiten. Der Kom-
missar kam zu dem Schluss, dass eine wei-
tere Erhöhung der Anzahl der
Wohneinheiten und die Verringerung des
außergewöhnlich hohen Anteils an Grünflä-
chen in diesem Bezirk die Ursache für wei-
tere ökologische Probleme sein würden. Der
Kommissar erklärte, dass die Entwicklung
nicht vereinbar mit dem Grundsatz nach-
haltiger Entwicklung wäre. Die Erklärung
betonte die Wichtigkeit der Berücksichti-
gung von Umweltaspekten bei räumlichen
Planungsverfahren. Die Gemeinde ent-
schied sich gegen die Raumplanung und für
eine Konsequenzenanalyse, die im Einklang
mit den Schlussfolgerungen der Kommis-
sion erarbeitet werden soll. 

JFG_11_01  05.04.11  15:07  Seite 24



25Journal für Generationengerechtigkeit
11. Jahrgang · Ausgabe 1/2011

2. Der vorläufige Raumordnungsplan der
Gemeinde Piliscsaba sah den Bau eines un-
terirdischen Wasserreservoirs auf einem
Karstgebiet für Trinkwasser und Wasserab-
füllung für kommerzielle Zwecke vor. Da
der Wasserhaushalt des Gebiets bereits un-
ausgeglichen war, war die geplante Erschlie-
ßung von zusätzlichem Wasser inakzeptabel.
Die Gemeindeverwaltung ordnete eine
Überprüfung der Planungsmaßnahmen an.

3. Der Kommissar überprüfte den Entwurf
eines Smogalarm-Plans der Stadt Miskolc.
Die Einführung von Warnstufen bei hoher
Smogbelastung durch eine kommunale
 Anordnung soll Sofortmaßnahmen zur Re-
duzierung der Luftverschmutzung ermögli-
chen. Der Entwurf enthielt keine klaren
Definitionen zentraler Begriffe wie ,Smog-
Situation’. Der Kommissar erklärte, dass un-
klare Begriffe eine wirksame Umsetzung
verhindern und zu verzögertem Tätigwerden
führen könnten. Die Kommunalversamm-
lung akzeptiert die Empfehlungen des Om-
budsmannes und überarbeitete den
Entwurf. 

4. Zwei Antragssteller beschwerten sich über
die übermäßige Geräuschentwicklung aus-
gehend von einer naheliegenden Faserplat-
tenfabrik in der Stadt Mohács. Die
Untersuchung ergab, dass der Fabrikbetrieb
übermäßige Lärmbelästigung verursachte,
weswegen die Umweltbehörde den Betrei-
bern einen Aktionsplan zur Lärmminderung
verordnen hätte sollen. Der Kommissar
stellte außerdem fest, dass die Aufsichtsbe-
hörde versäumt hatte, Geldbußen zu ver-
hängen. Die Erklärung des Kommissars
hatte zur Folge, dass die Behörden eine Ge-
räuschpegelmessung durchführten und be-
schlossen, die notwendigen Maßnahmen zu
ergreifen.

Beispiele von Fällen mittelbarer Auswir-
kung: 
1. Eine zivile Organisation reichte eine Be-
schwerde gegen ein geplantes und autori-
siertes Kraftwerk in der Pufferzone eines
Weltkulturerbes in der Stadt Szerencs ein.
Die kommissarische Untersuchung ergab,
dass sich das Kraftwerk negativ auf das Ge-
biet auswirken würde. Der traditionelle
Weinbau und die Kulturlandschaft, die den
Titel Weltkulturerbe möglich gemacht hat-
ten, würden durch die Energieproduktion
aus auf Gras basierter Biomasse gefährdet.
Auch die Energieeffizienz und die Auswir-
kungen auf den Verkehr waren unter den

zahlreichen Problemen, die der Kommissar
feststellte. Dennoch berücksichtigte keine
der Behörden während dem Zulassungsver-
fahren die Auswirkungen des Vorhabens auf
das Weltkulturerbe. Die Aufsichtsbehörde
wies die Empfehlungen des Ombudsman-
nes zurück und auch das Gericht entschied
zu Gunsten der Behörde. Ein Aspekt des
Falles ging jedoch erfolgreich aus. Die Un-
tersuchung ergab, dass die Welterbekonven-
tion in Ungarn nicht korrekt umgesetzt
wurde, weswegen der Kommissar Empfeh-
lungen zur Vorbereitung des Gesetzes zum
Welterbe geben konnte. Der Minister für
Kultur und Bildung akzeptierte die Emp-
fehlungen und beteiligte den Kommissar
sogar am Ausarbeitungsverfahren.

2. Die Gemeindeversammlung von Páty be-
schloss eine Verordnung, welche den Bau
eines großen Golfplatzes, eines Hotels und
1400-1600 Wohneinheiten erlaubte. Der
Kommissar folgerte in seiner Erklärung, dass
der Bau nicht dem Budapester Ballungs-
raum-Gesetzes15 entspricht, da die Anlage in
den Schutzbereich zwischen Siedlungen ein-
dringt. Darüber hinaus war bedenklich, dass
ausschließlich die Interessen der Entwickler,
die das Raumplanungsverfahren bestimm-
ten, berücksichtigt und dem öffentlichen In-
teresse gegenüber bevorzugt behandelt
worden waren. Kumulative Auswirkungen
waren ebenfalls nicht angemessen bewertet
worden. Zusätzlich würden sich bestehende
Umweltprobleme im Ballungsraum der
Hauptstadt Budapest verschlimmern. Die
Versammlung wies die Erklärung des
 Kommissars zurück, weswegen sich der
Kommissar zur Überprüfung an das Verfas-
sungsgericht wenden wird.

Politische Interessenvertretung
Der Kommissar muss zu jedem Gesetzes-
entwurf und jeder staatlichen Initiative kon-
sultiert werden, durch die die Umwelt oder
nachhaltige Entwicklung beeinflusst werden
könnte.16 Außerdem darf er seine Meinung
über die langfristige Entwicklung der Ge-
meinden und Raumordnungspläne oder an-
dere Pläne und Konzepte der Gemeinden
ausdrücken, die sich unmittelbar auf das
Leben künftiger Generationen auswirken.17

Er kann seine Position sogar in parlamenta-
rischen Ausschüssen präsentieren und er ist

einer jener Wenigen, die während der parla-
mentarischen Plenarsitzungen das Wort er-
greifen dürfen.18 Wenn der Kommissar im
Zuge einer Untersuchung feststellt, dass eine
gesetzliche Regelung das Recht auf eine
 gesunde Umwelt gefährdet oder dass seine
Bemerkungen im legislativen Konsultati-
onsverfahren vernachlässigt wurden, kann er
eine verfassungsrechtliche Überprüfung der
Rechtsnorm beim Verfassungsgericht19

 einleiten. Ferner kann er nationalen oder
kommunalen Gesetzgebern Änderungen be-
stehender oder die Einführung neuer Ge-
setze vorschlagen.20

Der Kommissar erhielt in den Jahren 2008
und 2009 119 Gesetzesinitiativen und be-
teiligte sich in 81 Konsultationsverfahren
über Legislativvorschläge. In diesen beiden
Jahren regte er die Annahme oder Änderung
von 17 Vorschlägen an. Er initiierte einen
Verfassungsbericht beim Verfassungsgericht
und plant in naher Zukunft vier weitere An-
träge einzureichen. Der Kommissar über-
reichte die meisten seiner umfangreichen
Vorschläge den zuständigen parlamentari-
schen Ausschüssen (Ausschuss für Umwelt-
schutz, Haushaltsausschuss, Büro für
Finanzen und Bilanzprüfung, Ausschuss für
Landwirtschaft), hat in der parlamentari-
schen Plenarsitzung das Wort aber noch
nicht ergriffen. Die Mitglieder des kommis-
sarischen Teams nahmen in den Jahren 2008
und 2009 aktiv an 130 Konferenzen teil.
Der Kommissar organisierte drei Konferen-
zen, um die Ökologisierung des Haushalts-
plans, Indikatoren für Nachhaltigkeit, den
Klimagipfel in Kopenhagen und vieles mehr
zu diskutieren.
Der Kommissar erschien in 353 Pressearti-
keln auf 473 Seiten. Die Auftritte in Online-
und Printmedien erreichen schätzungsweise
84 Millionen Leser. 258 Radio- und Fern-
sehsendungen diskutierten die Arbeit des
Kommissars.
Das Ombudsman-Gesetz gibt dem Kom-
missar ein sehr mächtiges Werkzeug an die
Hand, indem es seine Mitwirkung am legis-
lativen Beratungsverfahren gestattet. Leider
kann der Kommissar seine Macht nicht voll
ausschöpfen. Zuweilen wird ihm der Geset-
zesentwurf nicht früh genug zugeleitet, um
ihm die Möglichkeit zu geben, einen we-
sentlichen Beitrag leisten zu können. Dar-
über hinaus ist er von der Annahme von
Verhandlungspositionen im nationalen EU-
Entscheidungsprozess völlig ausgeschlossen.

Fälle, in denen das kommissarische Engage-
ment direkte positive Auswirkungen hatte: 

Wenn du einen Wald fällst, ist es
egal wie viele Sägewerke du hast,
wenn es keine Bäume mehr gibt.
/ Susan George /
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1. Der Kommissar verfocht die staatliche Fi-
nanzierung landwirtschaftlicher Gendaten-
banken erfolgreich. In seinen Briefen
machte er den Landwirtschaftsminister und
das Parlament auf die Risiken mangelnder
Finanzierung sowie Privatisierung von Gen-
datenbanken aufmerksam. Ungarn hat den
drittreichsten landwirtschaftlichen Genpool
innerhalb der Europäischen Union. Die Be-
deutung dieser Gendatenbanken wird of-
fensichtlich, wenn man die aufkommenden
ökonomischen und ökologischen Heraus-
forderungen in Folge des Klimawandels be-
rücksichtigt. Eine abnehmende Artenvielfalt
landwirtschaftlicher Pflanzen verringert die
Nahrungsmittelsicherheit irreversibel. 
2. Der Kommissar identifizierte mehrere Be-
stimmungen im Entwurf zum Forstgesetz,
die zu weiche Vorschriften für Waldbewirt-
schaftung vorgeben. Er wies darauf hin, dass
die Machtbeschneidung der Naturschutzbe-
hörden im Bereich von Forstaufsichtsange-
legenheiten den Schutz der Wälder
gefährden. Der Kommissar präsentierte
seine Feststellung auch dem parlamentari-
schen Umweltausschuss. Dieser Fall kann als
Erfolgsgeschichte betrachtet werden, da
mehrere Abgeordnete infolge dessen Vor-
schläge zur Gesetzesänderung einreichten,
die der kommissarischen Erklärung glichen.

Beispiele von Fällen mittelbarer Auswirkun-
gen:
Der Kommissar kam zu dem Schluss, dass
der Haushaltsentwurf 2010 kein ökonomi-
sches Modell sei, welches positive Chancen
für künftige Generationen garantieren
würde. Indem die Chance vertan wurde, das
System der Haushaltsregulierung nach Zie-
len des Umweltschutzes zu gestalten, war
Ungarn nicht unter den Ländern, welche
ökologische Investitionen als eine der mög-
lichen Lösungen für die Wirtschaftskrise in
Betracht zogen, was sich mittel- und lang-
fristig hätte bezahlt machen können. Der
Kommissar betonte in seinem Standpunkt
auch einige der problematischsten Punkte
des Haushaltsentwurfs, wie die unwirksame
Anwendung von Umweltsteuern, die Redu-
zierung der Finanzierung für öffentliche Ver-
kehrsmittel sowie die Reduzierung der
Subventionen für nachhaltige landwirt-
schaftliche und regionale Entwicklungspoli-
tik. Seine Stellungnahmen an den
Premierminister und eine Konferenz, die
vom Kommissar organisiert wurde, hatten
keine Auswirkungen auf die Verabschiedung
des Haushaltsgesetzes 2010.

Strategie und Forschung
Wie bereits erwähnt, interpretiert der Kom-
missar seine Kompetenzen so umfassend wie
möglich, um Generationengerechtigkeit zu
fördern. Er fungiert nicht nur als Beschwer-
destelle, sondern auch als proaktiver Be-
schützer der Rechte künftiger Generationen.
Um dem Gesetzgeber und der Gesellschaft
ein nachhaltiges Entwicklungsmodell anbie-
ten zu können, betreibt der Kommissar For-
schung und fördert nachhaltiges Denken.
Strategische Planung und Forschung sind es-
sentiell, um die Bereiche zu bestimmen, in
denen die Gesellschaft nachlegen muss, um
das Interesse zukünftiger Generationen zu
sichern. Entscheidungsträger müssen er-
mahnt werden, weiter zu denken als bis zum
Ende ihrer eigenen Amtszeit. Langfristige
Wirkungen sind jedoch schwierig zu mes-
sen. Je spezifischer die Modelle sind, welche
die Forschung liefert, und je mehr sie unsere
heutigen materialistischen Werte beeinflus-
sen, desto größere Auswirkungen werden sie
auf das Leben künftiger Generationen
haben.
Das Projekt zum Klimawandel der Strategie-
und Wissenschaftsabteilung zielt darauf ab,
die Grenzen und Möglichkeiten zu untersu-
chen, die sich aus dem angestrebten Ziel, die
Treibhausgasemissionen bis 2050 um 80
Prozent zu reduzieren, ergeben. Das Projekt
will Fragen aufwerfen und die Aufmerksam-
keit auf die Notwendigkeit langfristiger Sze-
narien und zeitnaher Reaktionen auf die
Herausforderungen des Klimawandels len-
ken. In einem Brief an die im Parlament ver-
tretenen Parteien forderte der Kommissar
diese auf, ein ,grünes Minimum’ in den
Wahlkampf einzubeziehen, das eine 80-pro-
zentige Reduzierung der Treibhausgase bis
2050 anvisiert. In Folge des Projekts wurde
der ungarische Treibhausgasemissionshaus-
halt schon festgelegt. Er wird  außerdem
klare Ziele bezüglich der Treibhausgasemis-
sionen setzen und verschiedene mögliche
Szenarien für die Entwicklung bereitstellen.
Die Unmissverständlichkeit der Forderun-
gen ist ein großer Vorteil dieses Projekts, da
sich so die Wahrscheinlichkeit positiver Wir-
kungen erhöht.
Um nachhaltige Werte und Lebensweisen zu
fördern, untersucht und fördert das Nach-
haltigkeitsprojekt Gesellschaftsgruppierun-
gen, die an der Umsetzung aller Aspekte –
ökologischer, ökonomischer und sozialer –
nachhaltiger Entwicklung in ihren Siedlun-
gen beteiligt sind. Das Projekt umfasst mehr
als 30 Kommunen mit innovativen Lösun-
gen im Bereich der nachhaltigen Landwirt-

schaft, Abfallwirtschaft, Energie- und Wär-
meerzeugung, Ernährungssicherheit und
sogar Bildung. Der Kommissar bietet diesen
Initiativen professionelle und koordinative
Unterstützung. Die Auswirkungen dieses
Vorhabens können in diesem Stadium je-
doch noch nicht ermittelt werden.

Hindernisse
Die größte Herausforderung, welcher der
Kommissar entgegentreten muss, ist das
konkurrierende Interesse der wirtschaftli-
chen Entwicklung. Wenn der Kommissar
eine Untersuchung eines Projektes beginnt,
das erhebliche finanzielle Investitionen um-
fasst, wird seine Kompetenz in der Regel von
der Gemeinde oder den Planern in Frage ge-
stellt und ihm werden zahlreiche formelle
rechtliche Probleme in den Weg gelegt. In
diesen Fällen legt der Kommissar Wert auf
Zusammenarbeit mit den Planern und allen
Beteiligten. Er versucht, den Entwicklern
die Bedeutung der Nachhaltigkeit nahe zu
bringen und Verständnis für seine Untersu-
chung zu erzielen. 
Eine zweite Herausforderung ist die proble-
matische Interaktion mit den Ministerien,
da sie sich nicht immer mit den Gesetzes-
entwürfen an den Kommissar wenden. Der
Kommissar erinnert dann in diesen Fällen
die Ministerien höflich, aber bestimmt an
ihre Verpflichtungen. Es gibt auch Fälle, in
denen er eingeschränkten Zugang zu Doku-
menten hat, die in Zusammenhang mit
einer Untersuchung stehen. Der Kommissar
versucht auch die Herangehensweise der
Umweltschutzbehörden zu ändern. Er för-
dert vernetztes Denken und die Verpflich-
tung, dem EU-Recht nachzukommen, auch
wenn es nicht ordnungsgemäß umgesetzt
wird. Um diese Ziele zu erreichen sammelte
er mehrere Fälle, die ähnliche Probleme auf-
zeigen und veröffentlicht umfassende Stel-
lungnahmen, wie z.B. über die Einhaltung
des EU-Rechts.

Schlussfolgerungen
Der Kommissar wurde mit angemessenen
und wirksamen Kompetenzen ausgestattet,
um die Interessen der zukünftigen Genera-
tionen zu schützen. Die Kompetenzen und
Maßnahmen des Kommissars sind durch ein
angemessenes Maß an Durchsetzungskraft
bestimmt. Der Kommissar zeigte in seinem
ersten Zyklus der Berichterstattung, dass er
diese Kompetenzen aktiv im Interesse der
zukünftigen Generationen nutzt. Rezeption
und Wirkung der kommissarischen Aktivi-
täten zeigen ein vielversprechendes Bild.
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Das Modell ist besonders in jenen Bereichen
erfolgreich, in denen Umweltschutz mit an-
deren Interessen konkurriert und die Ent-
scheidungsträger nicht der Umweltbehörde
angehören oder dieser verpflichtet sind (wie
bei der kommunalen Raumplanung). Der
andere Bereich, in dem wir das Gefühl
haben, unsere Existenz sei notwendig, ist die
Haushaltsplanung. Die Entscheidungsträger
müssen ständig daran erinnert werden, dass
das Recht zukünftiger Generationen auf eine
gesunde Umwelt auch in Zeiten der globa-
len Finanzkrise respektiert werden muss.
Der Kommissar ist auch in seiner Rolle als
Vermittler zwischen den verschiedenen Re-
gierungszweigen oder Entscheidungsträgern
und Nichtregierungsorganisationen erfolg-
reich. Manchmal reicht die Ankündigung
einer kommissarischen Untersuchung, um
Umweltschutzinteressen in den Fokus des
Interesses zu bringen. Diese Konfliktfelder
gibt es in jedem Land, weswegen dieses Mo-
dell die Interessen zukünftiger Generationen
überall fördern könnte. Darüber hinaus gibt
es die Institution des Ombudsmannes auch
in vielen anderen Ländern, was den erfor-
derlichen Rahmen für die verbreitete Ein-
richtung eines ähnlichen Amtes in anderen
Ländern bietet.
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konsultierte die parlamentarischen Parteien
nicht über seine Kandidaten. Die Parteien
bezogen sich auf diese Tatsache, als sie die
ersten drei Nominierten nicht unterstützten.
7. Entscheidung 28/1994.
8. Entscheidung 64/1991.
9. Regelwerk des Ombudsmannes für künf-
tige Generationen (nur auf Ungarisch).
http://jno.hu/hu/?&menu= vizsgrend.
10. Diese drei Faktoren wurden im Jahres-
bericht des Ombudsmannes für künftige
Generationen 2008-2009 identifiziert und
erarbeitet (S. 33).
11. Artikel 27 / B. (3) g)-h).
12. Brown Weiss, Edith (1989): In Fairness
to Future Generations. International Law,
Common Patrimony, and Intergenerational
Equity. New York: United Nations Univer-
sity. 
13. Artikel 18 des Gesetzes LIX von 1993.
14. Artikel 27/B-F des Gesetzes LIX von
1993.
15. Gesetz LXIV von 2005 über die Raum-
ordnung des Budapester Ballungsgebietes.
16. Artikel 27 / B. e) des Gesetzes von 1993
LIX.
17. Artikel 27 / B. f ) des Gesetzes von 1993
LIX.
18. Resolution 46/1994 (IX.30.) OGY über
die Geschäftsordnung des Parlaments der
Republik Ungarn, Reglement-Nr. 45 (1). Es
können der Präsident der Republik, ein Mit-

glied der Regierung, der Präsident des Ver-
fassungsgerichts, der Präsident des Obersten
Gerichtshofs, der Generalstaatsanwalt, der
Ombudsmann, der Präsident des staatlichen
Rechnungshofes, Personen, die zu einer
Stellungnahme vor dem Parlament bei einer
Diskussion des von ihnen eingereichten Be-
richtes verpflichtet sind, und im Falle einer
parlamentarischen Erörterung von Fragen
im Zusammenhang mit der europäischen
Integration auch ungarische Abgeordnete
des Europäischen Parlaments, an Plenarsit-
zungen des Parlaments teilnehmen und das
Wort ergreifen.
19. Artikel 22. Gesetz LIX von 1993.
20. Artikel 25. Gesetz LIX von 1993.
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Ulrich Grober: Die Entdeckung der Nachhaltigkeit. 
Kulturgeschichte eines Begriffs

Rezensiert von Jörg Tremmel

s gibt wenige Sachbücher, die man
auch dann zu lesen beginnen kann,
wenn man übermüdet ist. Die Ent-

deckung der Nachhaltigkeit des gelernten
Journalisten Ulrich Grober ist eines davon.
Ein Grund dafür ist der Schreibstil des Bu-
ches. Gäbe es einen Preis für die schönsten

Metaphern zum ema Nachhaltigkeit,
Grober hätte ihn verdient. Er denkt und
schreibt in Bildern und macht Nachhaltig-
keit dadurch plastisch und greifbar. Vorbild
ist ihm dabei Rachel Carsons „geniale Me-
tapher“ (S. 30) in ihrem Buchtitel Der
stumme Frühling (1962). 

In Grobers Buch überwiegen kurze Haupt-
sätze. Fremdwörter werden erklärt. Grober
verwendet auch ein ungewöhnliches Zitier-
system. Da keine hochgestellten Zeichen –
schon gar keine eingeklemmten Namen wie
im Harvard-System – den Lesefluss stören
sollen, schreibt Grober alle zitierungsbe-
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dürftigen Wörter im Haupttext kursiv. Im
Anhang werden sie dann wiederholt und die
Quelle hinzugefügt. Für ein Fachbuch wäre
das umständlich, bei einem Sachbuch ist es
innovativ.
Grober bringt dem Leser seine Quellen
nahe, indem er in Originalsprache – auf La-
tein, Französisch, Englisch, Italienisch,
Schwedisch, Althochdeutsch – zitiert. Aber
nie um den Leser, der dieser Sprachen nicht
mächtig ist, auszuschließen. Stets folgt die
Übersetzung auf dem Fuße. Auch einige Lie-
der, die für Grober das Nachhaltigkeitsden-
ken zum Ausdruck bringen, zitiert Grober.
All dies liest sich leicht und ist dennoch lehr-
reich. 

Aber nun zum Inhalt des Buches: Grober
sucht Spuren für Nachhaltigkeitsbewusstein
in früheren Epochen und in nicht-westli-
chen Kulturen. Seinen Ausgangspunkt be-
schreibt er so: „Eines scheint mir gewiss: Die
Idee der Nachhaltigkeit ist weder eine Kopf-
geburt moderner Technokraten noch ein
Geistesblitz von Ökofreaks der Generation
Woodstock. Sie ist unser ursprünglichstes
Weltkulturerbe (S. 13)“. Er wird fündig in
den Texten von Franz von Assisi, Goethe,
Descartes, Spinoza, Leibniz, ja sogar bei
Shakespeare. So ist das Buch auch eine ‚tour
de horizon’, ein bildender Durchgang durch
die Europäische Geistesgeschichte. Seine
ese: „Ein Kreis schließt sich: Abad und
schamar – bebauen und bewahren – nachhal-
ten und nutzen – sustain und develop, die
franziskanische Kommunion mit der Natur,
Spinozas Vorstellungen vom Leben der mul-
titudo im Einklang mit der natura naturans,
Goethes Traum vom auauchzenden Weltall,
Albert Schweitzers Ehrfurcht vor dem Leben
– die alten Visionen verbinden sich mit den
neuesten Einsichten der Erdpolitik und er-
scheinen in verjüngter Gestalt auf der Welt-
bühne. Es kam etwas in die Welt, was
extrem weitreichend war. Die Tragweite
haben wir bis heute nicht verstanden. Die
Entdeckung der Nachhaltigkeit geht weiter“
(S. 267 f.). 
Solange Grober in früheren Zeiten Spuren
sucht, irrt er nicht. Würde er aber behaupten
(was er nicht tut), frühere Epochen hätten
dem Nachhaltigkeitsgedanken näher ge-
standen als unsere, so wären Zweifel ange-
bracht. Zurecht hat Hans Jonas in seinem
Buch Das Prinzip Verantwortung darauf hin-
gewiesen, dass eine globale Natur- und Zu-
kunftsethik zu allen Zeiten vor dem 20.
Jahrhundert unnötig war. Der Mensch hatte
im 2., 14., oder 18. Jahrhundert schlicht

nicht die Möglichkeit, das weltweite Klima
zu beeinflussen oder radioaktives Material
mit einer jahrtausendelangen Halbwertszeit
anzuhäufen. Insofern wurde eine Erweite-
rung der traditionellen Ethik erst nötig, als
die technischen Möglichkeiten in der Neu-
zeit stark zunahmen. 

Grober sucht ‚die Idee’ des Nachhaltigkeits-
konzeptes, aber er sucht auch Spuren des
Wortes selbst, also dessen etymologische Be-
deutung. In meinem eigenen Buch1 über die
Begriffsgeschichte des deutschen Wortes
,Nachhaltigkeit’ schreibe ich, dass dieser Be-
griff nur eine der möglichen Optionen war,
als eine deutsche Übersetzung des englischen
Wortes ‚sustainability’ gesucht wurde. Gro-
ber fragt nun: „Aber was ist, wenn ‚sustaina-
bility’ historisch eine Übersetzung von
‚Nachhaltigkeit’ war, und nicht umgekehrt?“
(S. 18). 
Aber wie sollte es dazu gekommen sein?
„Das allgemeinsprachliche Wort ‚nachhaltig’
ist im Deutschen schon sehr früh zu einem
fachsprachlichen Terminus geworden. Vor
fast 250 Jahre avancierte es zum Leitbegriff
des deutschen Forstwesens. Es bezeichnet
seitdem die Verpflichtung der Forstwirt-
schaft, Reserven für künftige Generationen
‚nachzuhalten’. Mitte des 19. Jahrhunderts
übersetzte man ‚nachhaltige Forstwirtschaft’
ins Englische: ‚sustained yield forestry’. In
dieser sprachlichen Form und mit klar um-
rissener Bedeutung gelangte es in die inter-
nationale forstliche Fachsprache und kurz
nach der Gründung der Weltorganisation
auch in das Vokabular der Vereinten Natio-
nen.“ (S. 20). An anderer Stelle heißt es:
„Wie die französische Formulierung ‚rende-

ment soutenu’ beruht ‚sustained yield’ auf
einer Ableitung des lateinischen ‚sustenare’“
(S. 212). Allerdings gäbe es auch bei dieser
Hypothese zwei Wurzeln für den Nachhal-
tigkeitsbegriff, eine deutsche und eine latei-
nische, denn weder das (heute nicht mehr
gebräuchliche) deutsche Substantiv ‚Nach-
halt’ noch das Verb ‚nachhalten’ und ent-
sprechend auch nicht das Adjektiv
‚nachhaltig’ stammen etymologisch vom la-
teinischen ‚sustenare’ ab. Oder aber man
übersetzt ‚sustainable’ gar nicht mit ‚nach-
haltig’. Volker Hauff hat in der Übersetzung
des Brundtland-Berichtes eine andere Über-
setzung (‚dauerhaft’) gewählt - ein Aspekt,
über den Grober den Leser im Unklaren
läßt.

Der Nutzen dieses Buches für die Nachhal-
tigkeitsdebatte besteht vor allem in Grobers
Quellenarbeit in waldwirtschaftlichen Tex-
ten. Seit von Carlowitz die Sylvicultura oeco-
nomica, oder haußwirthliche Nachricht und
Naturmäßige Anweisung zur wilden Baum-
Zucht (1713) veröffentlicht hatte, war die
‚nachhaltige’ Waldbewirtschaftung im
deutschsprachigen Raum ein fachsprachli-
cher Terminus. Wer sich auf die Suche nach
den Wurzeln des deutschen Wortes ‚Nach-
haltigkeit’ macht, der stößt auf waldwirt-
schaftliche Zusammenhänge, folglich liegt
ein Schwerpunkt des Buches auf der Wald-
wirtschaft. Die ruchlose Plünderung der
Wälder für Schifffahrt und billiges Feuerholz
im 17. Jahrhundert, der dadurch resultie-
rende Beinahe-Bankrott einiger Nationen
und als Antwort die Entwicklung des Wald-
bewirtschaftungsgedankens in England,
Frankreich und Deutschland nehmen meh-
rere Kapitel des Buches ein. Man lernt, was
die ‚Umtriebszeit’ ist (das Zeitmaß für das
Heranwachsen eines Baumes vom Keimling
bis zum ausgewachsenen, als hiebreif erach-
teten Baumstamm), wie ein ‚Normalbaum’
beschaffen ist (der Schaft besteht aus einem
Kegelstumpf im unteren und einem Parabo-
loidstumpf im oberen Bereich) und dass es
zwei Verfahren für Waldverjüngung gibt (die
natürliche und die künstliche) (S. 170 ff.).
Anschaulich schildert das Buch, wie zwi-
schen 1750 und 1900 im Namen der forst-
wirtschaftlichen Nachhaltigkeit riesige
Monokulturen – Turbowälder – geschaffen
wurden. Grobers Satz „Die Idee der Nach-
haltigkeit eng mit dem Gedanken der Öko-
logie zu verbinden erschien nun als das
Gebot der Vernunft.“ (S. 180) wird vor die-
sem Hintergrund verständlich. Mit dem Be-
ginn des fossilen Zeitalters, also der Nutzung
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der ‚unterirdischen Wälder’, verringerte sich
der Bedarf an Brennholz und somit der
Druck auf die heimischen Wälder als Ener-
gielieferanten.
Grober vertritt nicht den Standpunkt, dass
die forstwirtschaftliche Definition von
Nachhaltigkeit die Bedeutung des Wortes
auch für die Gegenwart festlege. Aber wel-
che Position Grober in den heftigen Defini-
tionskämpfen um das Wort einnimmt,
bleibt unklar. Er listet zwar verschiedene
gängige Definitionen auf (S. 20-21), will
sich aber hier nicht entscheiden: „Jede dieser
Formeln erfasst Wesentliches. Aber wie bei
allem Formelhaften besteht die Gefahr der
Verkürzung und der Abnutzung. Tausend
Mal gehört und gelesen, verlieren sie voll-
ends ihre inspirierende Kraft.“ Auf die in der
Fachwissenschaft diskutierte Frage nach dem

sinnvollsten Nachhaltigkeitskonzept – etwa
der enge Greifswalder Ansatz versus einem
breiten Nachhaltigkeitsverständnis unter
Einschluss von Gerechtigkeit zwischen Nord
und Süd, Männern und Frauen und Arm
und Reich – geht Grober nicht ein. Immer-
hin macht er deutlich, dass er die so ge-
nannte Drei-Säulen-Definition von
Nachhaltigkeit ablehnt (S. 272). Sein Buch
will aber nicht analytisch sein. Es will schön
sein.
Eine Arbeitsdefinition benötigt er allerdings
auch, um den Nachhaltigkeits-‚Gedanken’
von anderen Gedanken abzugrenzen. Auf
die forstwirtschaftliche Bedeutung, die er
herausarbeitet, wurde schon eingegangen.
Sämtliche anderen von ihm zitierten Texte,
Lieder und Bilder handeln von Bewahren
und Entwickeln, von Gerechtigkeit, von

Verantwortung für künftige Generationen
und von Sorge um das ‚fragile Raumschiff’
Erde. Hier fördert er Interessantes und Er-
staunliches aus ‚Urtexten’ (so seine vierte Ka-
pitelüberschrift) wie auch aus dem Beginn
des neuen Denkens seit der 1968-Revolte zu
Tage. 

Ulrich Grober (2010): Die Entdeckung der
Nachhaltigkeit. Kulturgeschichte eines Begriffs.
München: Verlag Antje Kunstmann. 301 Sei-
ten. ISBN: 9783888976483. Preis: 19.90 €.

Zitierte Literatur:
Tremmel, Jörg (2003): Nachhaltigkeit als
politische und analytische Kategorie. Der
deutsche Diskurs um nachhaltige Entwick-
lung im Spiegel der Interessen der Akteure.
München: oekom Verlag.

Kathleen Dean Moore / Michael P. Nelson:
Moral Ground. Ethical Action for a Planet in Peril

Rezensiert von Franziska Plümmer

er von Kathleen Dean Moore
(Philosophie-Professorin an der
Oregon State University) und Mi-

chael P. Nelson (Professor für Umweltethik
an der Michigan State University) herausge-
gebene Sammelband bringt insgesamt 88
Beiträge zusammen. Es handelt sich um
ganz unterschiedliche Textformen: Briefe,
wissenschaftliche Artikel, leidenschaftliche
Pamphlete und Gedichte. Sie malen Bilder
von einer besseren Welt und fordern den
persönlichen Einsatz jedes Menschen. Die
Beiträger kommen aus Nordamerika, Afrika,
Australien, Asien und Europa. Barack
Obama, Papst Johannes Paul II, der Dalai
Lama und Erzbischof Desmond Tutu dürf-
ten die bekanntesten Autoren sein, aber
auch Wissenschaftler aus verschiedenen Dis-
ziplinen versammelt dieses Buch. 
Die Beiträge stammen von Autoren, die alle
Teil der internationalen Diskursgemein-
schaft sind und sich der Information oder
dem aktivem Handeln zugunsten von Nach-
haltigkeit verschrieben haben. Die Autoren
erhielten keine Honorare, sie schrieben al-
lein im Dienst der moralischen Bildung und
Erziehung. Kurzum: In diesem einzigartigen
Sammelband finden Wissenschaftler unter-
schiedlicher Disziplinen, Umwelt- und

Menschenrechtsaktivisten, Politiker, Gläu-
bige verschiedenster Religionen und
 eologen, Journalisten und Literaten zu-
sammen. Die ungewöhnliche Form des Bu-
ches, sein hoher Anspruch und die Auswahl
der Autoren machen die Lesezeit auch zu
einer inspirierten Zeit. 
Die Herausgeber stellen gleich in ihrer Ein-
leitung fest, dass Information über die Kon-

sequenzen schlechten Handelns allein nicht
ausreiche, um Menschen dazu zu bewegen,
eine reich- und nachhaltige Welt zu schaf-
fen. Die sachliche Informationspflicht der
Wissenschaft sei erfüllt, so die Herausgeber,
nun sei es Zeit, die ethisch moralische Dis-
kussion zu beleben. Drei wesentliche Ziele
werden eingangs genannt: erstens soll ein
globaler ethischer Konsens unter den mora-
lischen und intellektuellen Führern und
Wissenschaftlern herausgearbeitet werden,
zweitens ruft es zu individuellem umweltge-
rechtem Handeln auf, indem es das morali-
sche Bewusstsein stärkt und drittens betont
es, dass wir alle moralische Akteure sind und
uns dabei ernst nehmen sollten. Diese hand-
lungsleitenden Prämissen führen zu einer
einzigen Schlussfolgerung: Jetzt aktiv wer-
den! 
Der Sammelband ist in vierzehn Sektionen
unterteilt. Jede dieser Sektionen beantwortet
die Frage, ob wir verpflichtet sind, uns um
die Zukunft unseres Planeten zu kümmern,
mit Ja: „Ja, für das Überleben der Mensch-
heit“; „Ja, weil es die Gerechtigkeit ver-
langt“; „Ja, weil die Welt schön ist“, um nur
einige Beispiele zu nennen. Tugendethische,
konsequentialistische, ökozentrische und äs-
thetische Argumente werden so voneinan-

D
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der getrennt, was dem Band Struktur gibt.
Um die Sektionen inhaltlich zu unterlegen,
werden sie von einer argumentativen Einlei-
tung zu Beginn und einer konkreten ethi-
schen Handlungsanweisung am Ende
eingerahmt. ematisch spielt die globale
Erwärmung die größte Rolle, gefolgt vom
Verlust der Biodiversität. Überbevölkerung
und Atommüll werden seltener thematisiert.

Die Beiträge und Anmerkungen können
jeder gesondert für sich gelesen werden. So
beschreibt E. O. Wilson, emeritierter Pro-
fessor für Entomologie an der Harvard Uni-
versität, wie unser historischer Verrat an der
Natur unsere Zivilisation erst möglich
machte. Die Menschheit habe einen gefähr-
lichen Weg eingeschlagen (S. 22). Heute er-
nähre sie sich fast ausschließlich von vier
Nutzpflanzen – Weizen, Reis, Mais und
Hirse. Die rund 50.000 anderen für die Er-
nährung geeigneten Pflanzen würden igno-
riert, was die Biodiversität enorm
einschränke und langfristig die Nahrungs-
mittelsicherheit gefährde. 
Überdies habe uns die technische und com-
puterbasierte Revolution auf einen Weg ge-
führt, der uns von unseren spirituellen und
ästhetischen Qualitäten entfremde. Unser
volles geistiges Potential könnten wir so
nicht erreichen. Das Wunder unserer Natur
zu erfahren, bliebe uns verwehrt, wenn wir
die Natur nicht als das betrachten können,
was sie sein sollte: „von niemandem beses-
sen, aber von allen beschützt“ (S. 23). Es sei,
so Wilson weiter, Bestandteil unserer Frei-
heit, ein Gefühl für eben dieses Land und
unseren Platz darin zu erfahren. Uns immer
weiter von der Natur zu entfernen, sei der
falsche Weg und hielte uns davon ab, die
„tief erfüllende Wohltätigkeit des natürli-
chen Erbes der Menschheit zu erfahren“ (S.
24). Wilson deutet auf das Dilemma unseres
eigenen Fortschritts hin, wenn er schreibt,
dass zwar naturwissenschaftliche Bildung
der Schlüssel, andererseits das exponentielle
Wachstum des biologischen Wissens kaum
noch zu erfassen sei. Zur Lösung der drei
von ihm angesprochenen Probleme – Un-
kenntnis der Umwelt, mangelhafte natur-
wissenschaftliche Bildung und der
unheimliche Erkenntnisfortschritt in der
Biologie – müssen diese als ein und dasselbe
betrachtet werden und uns dazu führen, die
Augen für folgende Einsicht zu öffnen: Weil
wir Teil der Natur sind, ist ihr Schicksal
auch das unsrige. 
Der Umweltaktivist und Autor Bill McKib-
ben dagegen schreibt ein leidenschaftliches
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Pamphlet voller Anschuldigungen, aber
auch Ideen für den Umgang mit dem bereits
angerichteten Schaden an der Natur. Aus
seiner Sicht kommt die Warnung vor dem
Treibhauseffekt zu spät: „Wir haben bereits
das Holozän, die zehntausend Jahre stabilen
Klimas, in denen die Menschheit sich ent-
wickeln und prosperieren konnte, definitiv
beendet. Die CO2-Konzentration, die in
dieser Ära kaum um 275 ppm schwankte,
liegt heute bei 390 ppm, Tendenz steigend.“
(S. 175). McKibben sieht keine Chance,
dass wir die Welt so hinterlassen, wie wir sie
geerbt haben. Unsere ganze Lebensweise, in-
klusive unserer Ernährung, sei falsch gewe-
sen. Nun müssen wir laut McKibben „etwas
Mutigeres tun, als die uns bekannte Welt zu
retten“ (so der Titel des Beitrags), nämlich
anerkennen, dass sie sich auf gefährliche und
abscheuliche Weise verändern wird und
trotzdem versuchen, das Beste daraus zu ma-
chen. Die Katastrophe kommt, aber über
das Ausmaß können wir noch entscheiden,
meint der Autor. Auch wenn wir nicht mehr
verhindern können, dass die physische Welt
beschädigt wird, so sollten wir wenigstens
die menschliche Welt verbessern. Eines der
zu bewältigenden Probleme sei zum Beispiel
das der Vereinfachung und Individualisie-
rung unserer Welt und unserer Gesellschaft.
„Wir haben im Durchschnitt nur noch halb
so viele Freunde wie vor 50 Jahren.“ (S.
176). Und das ist etwas, das wir ändern kön-
nen. Eine neue Verbundenheit unter Men-
schen kann die Ideen und Aktionen
schaffen, von denen unsere Zukunft ab-
hängt. Der Kampf gegen billige fossile
Brennstoffe ist gleichzeitig der Kampf für
Gemeinschaft und Nachbarschaft. Das per-
sönliche Engagement McKibbens lässt sich
aus diesem Beitrag definitiv heraushören.
Die Leserin kann sich mitreißen lassen und
problemlos zustimmen. Ob man deswegen
jedoch anfängt, seine Nachbarn in beschrie-
bener Weise zu lieben, ist eher fragwürdig. 
Unter der Vielfalt der Beiträge findet sich
auch das von Libby Roderick für diesen
Band getextete Lied „Winterweizen“. Win-
terweizen steht hier für die Dinge, die von
Menschen gesät werden, jedoch erst sehr viel
später geerntet werden können. Sie ver-
gleicht die Träume – von helfenden Men-
schen, von einer heilen Erde – die sie als
Kind hatte, mit denen von heute und be-
merkt, dass es immer noch die gleichen sind.
Jede Generation gebe diese Träume weiter
und hoffe, die nächste würde sie wie im
Frühling wieder aufblühen lassen und wei-
tertragen. Ein frommer Wunsch und mit Si-

cherheit sehr poetisch formuliert, steht er
doch in Nachbarschaft von konkreteren Be-
obachtungen ein wenig allein. 
Es ist sicher nicht selbstverständlich, dass
unter den wenigen Europäern (darunter der
Papst von Rom und der Patriarch der or-
thodoxen Kirche) auch der Tübinger Ju-
niorprofessor Jörg Chet Tremmel im
Sammelband zu finden ist. Aber Tremmel
hat sich auch in der englischsprachigen Welt
einen Namen als Vorkämpfer für Genera-
tionengerechtigkeit und Zukunftsvorsorge
gemacht. Sein Beitrag trägt den Titel „Das
Niemandsland der Ethik“. Der menschliche
Einfluss hat sich laut Tremmel mit fort-
schreitender Technik ausgedehnt und so be-
einflussen wir heute das Leben von weit in
der Zukunft lebenden Generationen. Unser
nuklearer Müll, so eines von Tremmels Bei-
spielen, wird noch in mehreren hunderttau-
send Jahren seine potentiell tödliche
Wirkung entfalten. In Anbetracht unserer
noch recht jungen verschriftlichten Ge-
schichte von nur 10.000 Jahren belasten
diese neuen Phänomene – wie Nuklearmüll,
Klimawandel und Leerfischung der Ozeane
– kommende Generationen in neuen Zeit-
maßen. Mit einem Zitat von Immanuel
Kant betont er, dass Menschen immer nur
in der Umwelt leben können, die vorherige
Generationen für sie geschaffen und hinter-
lassen haben. Die Annahme einer natürli-
chen Verbesserungsrate von Generation zu
Generation sei jedoch obsolet geworden.
Zukünftige Generationen könnten nicht
länger als „verwöhnte Erben“ (S. 447) be-
trachtet werden, vielmehr würden sie aller
Voraussicht nach die Opfer heutiger kurz-
sichtiger Politiken. Der enorme Einfluss des
Menschen auf die Natur sei ein Produkt un-
serer modernen Zeit, die bisher gültigen
ethischen Maximen seien darauf nicht ein-
gestellt. Was fehlt, so der Autor, ist eine
Ethik, die über die direkt absehbaren Fol-
gen hinaus argumentiert: Ein noch zu er-
schließendes Niemandsland. 
Die beschriebenen vier Beiträge geben einen
Geschmack für die Verschiedenheit der im
Sammelband zusammengeführten Autoren.
Diese Sammlung dient sicher der Diskurs-
förderung für eine nachhaltige Welt, indem
sie ein lebendiges Bild von Missständen und
Verbesserungsmöglichkeiten malt, wirkt je-
doch gleichzeitig ein wenig überambitio-
niert. Obwohl die einzelnen Autoren
sicherlich Gemeinsamkeiten haben, scheint
die Hoffnung auf einen Konsens mit klarer
Handlungsanweisung für die Menschheit,
einen ‚Moral Ground’, sehr euphorisch.
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Trotzdem ist der Sammelband eine emp-
fehlenswerte Lektüre, da er nicht nur Wis-
senswertes über Umweltprobleme und den
menschlichen Umgang mit der Natur ver-
mittelt, sondern auch ein gutes Gefühl gibt:

ein Gefühl, dass etwas getan werden muss,
aber auch getan werden kann.

Kathleen Dean Moore / Michael P. Nelson
(Hg.) (2010): Moral Ground. Ethical Ac-

tion for a Planet in Peril. San Antonio: Tri-
nity University Press. 504 Seiten. Bisher nur
auf Englisch erschienen. ISBN:
9781595340665. Preis: $24.95.
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Richard P. Hiskes: The Human Right to a Green Future – 
Environmental Rights and Intergenerational Justice

Rezensiert von Joseph Burke

ichard P. Hiskes ist Professor für
Politische eorie und lehrt an der
University of Connecticut, etwa

1500 Meilen von der Stelle des BP Öldesa-
sters entfernt, an der seit dem 20. April 2010
die Erde regelrecht ausblutet. Trotz der gro-
ßen Entfernung scheinen die politischen
Auswirkungen des schweren Ölteppichs bis
in den Norden in den Nutmeg Staat zu rei-
chen. In der Einleitung des nur auf Englisch
vorliegenden Buches, e Human Right to a
Green Future – Environmental Rights and In-
tergenerational Justice, kommt Hiskes der
Wut der Amerikaner zuvor, die sich nun ge-
nötigt sehen, den viertgrößten Konzern der
Welt zur Verantwortung zu ziehen: „Der
Umweltschutz braucht einen neuen und
kräftigeren Wortschatz, der auf die gegen-
wärtigen, zentralen politischen Ideen der
Menschenrechte und Gerechtigkeit fußt.“
(S. 2).
Folglich tritt Hiskes an, eine Rechtfertigung
für ökologische Menschenrechte zu  ent -
wickeln, die er als eine Grundlage für inter-
generationelle ökologische Gerechtigkeit
versteht. Hiskes Ziel ist es, einen Anspruch
auf saubere Luft, Wasser und Erde zu be-
gründen, weil „man sich kaum Rechte vor-
stellen kann, die lebensnotwendiger und für
andere Rechte grundlegender sind, als das
Recht auf saubere Luft, Wasser und Erde.“
(S. 39). 
Dies ist, wie er selbst zugesteht, ein schwie-
riges Unterfangen: (1) Umweltrechte wur-
den bisher, vor allem im Vergleich zur ersten
Generation der politischen und zivilen Men-
schenrechte, oft als unbedeutsamere Rechte
angesehen; (2) ökologische Menschenrechte
könnten mit anderen Rechten unvereinbar
sein; (3) ökologische Menschenrechte er-
scheinen unfähig, den  Konflikt zwischen
Universalismus und Partikularismus zu

lösen. Der Versuch, Rechte für zukünftige
Generationen zu etablieren, birgt ähnliche
Hürden, allem voran ihre Abhängigkeit von
umstrittenen Kollektivrechten und das un-
vermeidbare Problem der – mangelnden –
Reziprozität zwischen gegenwärtigen und
zukünftigen Menschen.
Hiskes ist sich über die Schwierigkeiten, die
sich für einen auf Rechte basierenden An-
satz intergenerationeller ökologischer Ge-
rechtigkeit stellen, im Klaren. Hauptsächlich
argumentiert er für drei miteinander ein-
hergehende Positionen: neu aufkommende
ökologische Menschenrechte, Kommunita-
rismus und reflexive Reziprozität. 
Dass Hiskes sich an die Idee der Menschen-
rechte wendet, um uns, unsere Nachwelt
und unsere Umwelt zu schützen, ist das Erbe
der fortwährenden Bemühungen der Natur-
rechtstradition des 17. Jahrhunderts.
 Margaret MacDonald schreibt: „[Ein Na-
turrecht] neigt in gewisser Weise dazu, sich

in jeder Krise menschlicher Angelegenhei-
ten zu erneuern, wenn der normale Bürger
versucht oder von seiner Regierung erwar-
tet, die zwar unklare, aber feste Überzeu-
gung zu vertreten, dass der Bürger keine
bloße Schachfigur in einem politischen Spiel
ist, kein Objekt irgendeiner Regierung oder
Regel, sondern das lebendige, protestierende
Individuum, um dessentwillen die politi-
schen Spiele gespielt und Regierungen ge-
schaffen werden.“ (in: MacDonald 1949, S.
21). Die Naturrechtstradition besagt, dass
unsere ewigen und unveräußerlichen Rechte
aus dem Fundament der Natur hervorge-
hen. Entscheidend ist, dass sich unser Ver-
ständnis von dieser Natur in den letzten
Jahrhunderten extrem verändert hat. Hiskes
behauptet, dass Naturrechte tendenziell
nicht mehr im Kontext eines irrationalen
und amoralischen Naturzustandes als Quelle
verankert werden. Stattdessen bestehe das
Anliegen der Menschenrechtstheorie in An-
erkennung und Schutz der Menschenwürde,
wie in Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte exemplifiziert: „Alle
Menschen sind frei und gleich an Würde
und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft
und Gewissen begabt und sollen einander
im Geist der Brüderlichkeit begegnen.“ (S.
31). Diese Veränderung, die über die letz-
ten 400 Jahre vonstatten ging, ist nach
 Hiskes ein Anzeichen dafür, dass Men-
schenrechte durch jene Relationen konsti-
tuiert werden, die Gewissen und Würde
ermöglichen. Dieses Konzept der „mensch-
lichen Natur“ wurde durch die relativ jun-
gen Arbeiten von Gilligan, Kristeva,
Foucault, Taylor und Habermas wiederbe-
lebt. In den Arbeiten dieser ungleichen Den-
ker sieht Hiskes eine Gemeinsamkeit,
nämlich die gestiegene Anerkennung rela-
tionaler Einflüsse auf unser Verständnis
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menschlicher Identität. Was es bedeutet,
Mensch zu sein und somit die notwendigen
Kriterien zu erfüllen, um Menschenrechte
zu besitzen, wird in unseren Interaktionen
geformt, nicht losgelöst von Gesellschaft. Es
ist nicht überraschend, dass Rechte neu
„aufkommen“ können, wenn man bedenkt,
dass Menschenrechte im Verbund mit Schä-
den auftauchen, die zu einem bestimmten
Zeitpunkt in der Gesellschaft mit dem
 jeweiligen technologischen Stand vorkom-
men: „Ökologische Rechte sind Menschen-
rechte, die an einem bestimmten Punkt in
der Menschheitsgeschichte ‚aufkamen’, als
unmittelbares Resultat der zunehmenden
zwischenmenschlichen Verbin- dungen.“ (S.
40). Die natürliche Umwelt formt und prägt
unsere Interaktion und somit unser Selbst-
verständnis. 
Pflichten, die solchen neu aufkommenden
Rechten entsprechen müssen, machen eine
sehr spezielle Zuweisung von Verantwort-
lichkeit nötig. Wenn es um Umweltschäden
geht, müssen wir kollektive Verantwortung
auf Akteure anwenden und von dem abwei-
chen, was Hiskes ‚strikte Kausalität’ nennt
(S. 44). Kollektive Verantwortung besteht
immer da, wo eine Gruppe, der wir angehö-
ren, Vorteile gern annimmt, und wo das Po-
tenzial für ernsthaften Schaden aus
akkumulierten, koordinierten individuellen
Handlungen resultiert, die für sich nicht als
schädlich gelten mögen. Indem er Verant-
wortung auf moralische Gemeinschaften
 beschränkt, übersieht Hiskes jedoch mögli-
cherweise, dass hier auch neue Typen von
transnationalen politisch-ökonomischen
Akteuren relevant sein könnten.
Der zentrale Punkt des Buches ist sicherlich
Hiskes’ Vorstellung von reflexiver Rezipro-
zität. Eine lange Tradition der Politischen
Philosophie sah Reziprozität als Kriterium
dafür, ob das Konzept der ‚Gerechtigkeit’ in
einem bestimmten Fall zum Tragen kommt
oder nicht. Mindestens bis Epikur reicht die
Annahme zurück, dass der Begriff der Ge-
rechtigkeit in Situationen nicht anwendbar
ist, wo keine Möglichkeit besteht, auf je-
mandes Handlungen zu reagieren oder zu-
mindest Gleiches mit Gleichem zu
vergelten. Dies hat einige eoretiker bewo-
gen, manche Menschen und alle nicht-
menschlichen Tiere als Wesen jenseits des
Bereiches zu sehen, in dem Gerechtigkeit
Anwendung findet. Analog können, prima
facie, auch künftige Generationen in keiner
Weise auf Handlungen einer vorherigen Ge-
neration reagieren, mit denen es keine le-
benszeitliche Überschneidung gibt. Folglich
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mussten eoretiker aus dieser Schule Rezi-
prozität als notwendige Bedingung für Ge-
rechtigkeit negieren, um für die Plausibilität
von intergenerationeller Gerechtigkeit zu ar-
gumentieren, oder sie mussten zeigen, dass
zwischen nicht-überschneidenden Genera-
tionen in der Tat reziproke Beziehungen be-
stehen. Wer den ersten Weg ging, sah sich
mit dem ganzen Gewicht der kontraktuali-
stischen Tradition konfrontiert. Andere
haben versucht, intergenerationelle Rezi-
prozität zu begründen, zum Beispiel durch
die Fähigkeit, das Andenken früherer Gene-
rationen zu beflecken oder zu verherrlichen.
Hiskes unternimmt eine Mischung aus
 beidem. Zunächst kritisiert er die Überbe-
tonung des Individualismus in der ökono-
mischen ‚tit-for-tat’-Reziprozität, die man
Rawls und Gauthier zuschreibt, und die a-
soziale tugendethische Perspektive, wie sie
die Arbeiten von Lawrence C. Becker reprä-
sentieren. Vor diesem Hintergrund stellt
Hiskes seine Idee von reflexiver Reziprozität
vor. Er argumentiert, dass gegenwärtige Ge-
nerationen ökologische Interessen mit spä-
teren Generationen teilen und dass die
Absicherung letzterer mit dem Schutz der
ersteren symbiotisch ist. Diesen Punkt illu-
striert das folgende wichtige, etwas längere,
Zitat: “Man bedenke also, dass diese Inter-
essen [an sauberer Luft, sauberem Wasser
und sauberem Boden] schon durch ihre Art
Gegenwart und Zukunft auf wichtige Weise
vereinen. Sie existieren gewissermaßen si-
multan jetzt und in der Zukunft als ein und
derselben Zeit (…). Wir können künftige In-
teressen an Umweltqualität nicht schützen,
ohne zugleich unsere eigenen zu schützen,
und wir können unsere eigenen Interessen
nicht schützen, ohne zugleich künftige zu
schützen. Daher ist unser Handeln zum
Schutz jener künftigen Interessen nicht nur
ein Dienst an der Zukunft, sondern hallt
gleichsam in unserem eigenen Interesse wie-
der, die künftigen zu schützen. In anderen
Worten, wenn wir die ökologischen Interes-
sen der Zukunft als jetzige Interessen erken-
nen, die wir teilen und die für uns
gleichermaßen basal sind, dann stellt unser
Schutz künftiger Interessen reziprok einen
Schutz unserer eigenen Interessen dar.“ (S.
59-60). 
Auf die Bedeutung von Gemeinschaften für
die Identitätsbildung verweisend, behauptet
Hiskes¸ dass sich menschliche Identität in
einer Gemeinschaft bildet und dass dieses
auf Gemeinschaft gründendes Selbstver-
ständnis zum Teil auch von künftigen Ge-
nerationen abhängt: „ein Teil dessen, was in

einer stark gemeinschaftlichen Verbindung
geteilt wird, ist ein Gefühl der kollektiven
Identität, einer Identität, die ‚konstitutiv’ für
die individuelle Identität als Mitglied sein
kann, wenn sie Rücksicht auf zukünftige
Mitglieder einschließt.“ (S. 66). Zudem
komme wiederum der Umwelt eine heraus-
ragende Rolle zu, denn „unsere natürliche
Umwelt ist eine einzigartige physikalische
Manifestation unserer Verbundenheit mit
unseren Zeitgenossen ebenso wie mit denen,
die zu ihrer Zeit unseren Raum, unser Land,
unser Wasser und unseren Boden erben
 werden.“ (S. 66). Reziproke Beziehungen
zwischen denjenigen Mitgliedern innerhalb
einer moralischen Gemeinschaft sind also
möglich, da „wir auf die ökologischen Men-
schenrechte jener [Künftigen] verweisen
müssen, um so stark wie möglich für unsere
eigenen zu argumentieren. Dies, so scheint
mir, ist eine derart enge wechselseitige Ver-
bindung, dass unsere reziproke Abhängig-
keit deutlich wird und intergenerationelle
Umweltgerechtigkeit möglich.“ (S. 66).
Hiskes stellt sich den Staat als bestgeeignete
und kohärenteste Konzeptualisierung einer
moralischen Gemeinschaft vor. Warum
nicht die Religionsgemeinschaft, die Sport-
mannschaft oder die Firma als moralische
Gemeinschaft? Er gibt eine pragmatische
und eine theoretische Rechtfertigung: Eine
Nation (oder ein Nationalstaat) ist am
 besten ausgerüstet, um als Adressat von
Menschenrechten zu agieren, denn Men-
schenrechte sind „Geschöpfe nationaler Re-
gierungen“, die „auf dieser Ebene sowohl
geschützt als auch, möglicherweise, miss-
braucht werden.“ (S. 70). In der weiteren
Argumentation lehnt sich Hiskes an J.S.
Mill und John Rawls an, um den Fokus auf
Nationen als ein gemeinschaftlich getrage-
nes Konzept der Identität und die speziellen
Verpflichtungen zu begründen, die aus ge-
teilter Staatsangehörigkeit hervorgehen (S.
83). Um der Gefahr zu entgehen, mit der
Unterstützung des Nationalismus womög-
lich autoritäten Regierungen das Wort zu
reden, stellt Hiskes die Demokratie als einen
wesentlichen Ausgleichsmechanismus dar
(S. 84) und plädiert für einen gemäßigten
Nationalismus.
Wie sollte im nationalen Rahmen nun kon-
kret gehandelt werden? Verfassungsmäßige
Bestimmungen, insbesondere die Aufnahme
ökologischer Menschenrechte auf saubere
Luft, Wasser und Erde in jede nationale
Verfassung sind die stärkste Option (S.
126). Ihre rechtliche Durchschlagkraft, ko-
ordinierende Führung und die Möglichkeit,
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„Handlungen einer schmalen (oder schmal-
spurig denkenden) Mehrheit einzuschrän-
ken, die langfristigem Umweltschutz
schaden könnten…“ (S. 132), sind starke
Gründe dafür, Verfassungen zur Verteidi-
gung dieser Menschenrechte zu benutzen.
Ökologische Menschenrechte in die Verfas-
sungen einzubauen, hilft nicht nur der
Wahrung der substantiellen Rechte, sondern
auch prozeduraler Rechte, wie Informati-
onsfreiheit und das Recht auf Partizipation
in umweltrelevanten Entscheidungen
(S.133). Auf diese Weise verstärkt die Ver-
fassungsoption wiederum die eigentliche
Grundlage eines Menschenrechts auf
 saubere Umwelt, nämlich unsere demokra-
tische Gemeinschaftsidentität: „Demokra -
tische Politik macht aus Nationen
Gemeinschaften und versetzt die Bürger in
einen geteilten Bedeutungsraum [realm of
meaning], in dem Freiheit möglich ist“ (S.
90). Als Resultat dieser Freiheit entstehen
unsere moralischen Verpflichtungen, die
wiederum unser Selbstverständnis als Teil
einer Gemeinschaft nähren – laut Hiskes ein
‚Engelskreis’.

Wie stark ist diese Argumentation von His-
kes? Zunächst hat Hiskes gezeigt, dass
 verfassungsmäßige Bestimmungen ein ge-
eignetes Mittel sind, aber die entscheidende
inhaltliche Füllung steht noch aus. Des Wei-
teren ist nicht ganz klar, weshalb er so zu-
versichtlich ist, dass partizipatorische
Demokratie dem Schutz der Umwelt dient.
Warum sollte man davon ausgehen, dass

verstärkte Bürgerbeteiligung zu verstärktem
Schutz der Umwelt zu Gunsten der gegen-
wärtigen und/oder künftigen Generationen
führt? Unsere notorische Vernachlässigung
der Zukunft könnte auch ein Grund sein,
auf diese Mittel beim Schutz von Wasser,
Luft und Boden zu verzichten. 
Ebenfalls problematisch ist die zeitliche Ho-
mogenität von ‚Gemeinschaft’. Die Interna-
tionale Organisation für Migration schätzt,
dass es im Jahr 2010 etwa 214 Millionen
Migranten auf der Welt gab, und dies zeigt
einen rapiden Anstieg seit den 1980ern, der
nun alle Weltregionen betrifft. An wen
genau denken wir also, wenn wir uns die
Mitglieder unserer künftigen Nation vor-
stellen? Es kann sich nicht lediglich um
meine oder meines Nachbarn Ur-Ur-
Urenkel handeln. Möglicherweise sind die
zukünftigen Mitglieder meiner Gemein-
schaft die Nachkommen der jetzigen Ein-
wohner weit entfernter Länder. Lässt man
dies gelten, dann sollten nach Hiskes’ An-
satz die ökologischen Menschenrechte an-
derer Gemeinschaften auch für mich ein
erhebliches Anliegen sein. Doch woher weiß
ich, welche Gemeinschaften dies betrifft?
Sollte ich den empirischen Fakten und den
wissenschaftlichen Voraussagen folgen?
Sollte ich mich direkt denjenigen zuwenden,
die mir heute moralisch ähnlich sind, oder es
wahrscheinlich morgen sind? Allerdings, wie
weit sollte ich dabei vorausschauen? Meine
Kritik an Hiskes ist, dass die moralische Ge-
meinschaft, die ich als meine zukünftige an-
sehe, kaum aus den Menschen meiner

jetzigen moralischen Gemeinschaft bestehen
wird, außer man wünscht eine Befürwor-
tung einer sehr restriktiven Migrationspoli-
tik. 
Hiskes hat ein klares und wichtiges Buch ge-
schaffen, das die Menschenrechte auf eine
gesunde Umwelt in einer gemeinschaftli-
chen nationalen Identität begründet. Damit
hat er sich allerdings die Gefahren des Na-
tionalismus ins Boot geholt. Seine Ausfüh-
rungen zur Identitätspolitik muss man nicht
teilen. 

Richard P. Hiskes (2009): e Human Right
to a Green Future. Environmental Rights and
Intergenerational Justice. Cambridge: Cam-
bridge University Press. 171 Seiten.
ISBN: 978-0-521-87395-6. Preis: 45.00 £
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MacDonald, Margaret (1949): Natural
Rights. In: Waldron, Jeremy (1984) (Hrsg.):
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International Organization for Migration
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ture of Migration. 
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David Willetts: The Pinch. How the baby boomers took 
their children’s future – and why they should give it back

Rezensiert von Raphaelle Schwarzberg

as Buch e Pinch (übersetzt etwa:
Das Kneifen oder Der Zangengriff)
von David Willetts hätte kaum zu

einem besseren Zeitpunkt veröffentlicht
werden können. Die öffentliche Aufmerk-
samkeit im Vereinigten Königreich wurde
im Kontext der Wahl von David Cameron
zum Premierminister und dessen  De -
fizitreduktionsprogramm auf die angebli-
chen Exzesse der älteren Generationen
gelenkt. Willetts’ angesehene Stellung als
Minister für „University and Science“ wird
zweifellos helfen, seine Sichtweise auf inter-

generationelle Gerechtigkeit in die öffentli-
che Debatte zu bringen. 
Wie der Untertitel des nur auf Englisch vor-
liegenden Buches, How the baby boomers
took their children’s future – and why they
should give it back, bereits andeutet, möchte
das Buch das Verhalten der verschiedenen
Generationen seit dem Zweiten Weltkrieg
aus der Perspektive der intergenerationellen
Gerechtigkeit beleuchten. Die Hauptthese
des Buches lässt sich wie folgt zusammen-
fassen: Es gibt ein Ungleichgewicht, eine
Ungerechtigkeit, zwischen den Babyboomer

und ihrer Nachfolger-Generation. Als eine
zahlenmäßig große Generation haben die
geburtenstarken Jahrgänge (geboren zwi-
schen 1945 und 1965) außergewöhnlich
profitiert. Die Babyboomer würden nicht
nur kulturell dominieren, sondern sie besä-
ßen auch einen unverhältnismäßig großen
Anteil an Wohlstand und Eigentum: 3,5 Bil-
lionen von insgesamt 6,7 Billionen Pfund
des gesamten Vermögens des Landes (S. 76).
Außerdem könnten die Babyboomer ihr po-
litisches und ökonomisches Programm, ins-
besondere in Bezug auf Renten und

D
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Gesundheitsversorgung, durch demokrati-
sche Wahlen allen anderen Generationen
aufzwingen. In solch einer Gerontokratie
mit entsprechender Umverteilung von Jung
zu Alt durch den Staat seien die Jüngeren die
‚Gekniffenen’. Willetts verweist auf Voraus-
sagen des Finanzministeriums (HM Trea-
sury 2008): „Es wird vorausgesagt, dass der
Anteil der altersbezogenen Ausgaben von
etwa der Hälfte der gesamten Regierungs-
ausgaben der Jahre 2007/2008 bis zu
2057/2058 auf 60% steigen wird“ (S. 39).
Zwar sind diese Zahlen im Vergleich zu an-
deren europäischen Ländern wie Frankreich
und Deutschland sehr niedrig (S. 41), trotz-
dem könne, so Willetts, solch ein Anstieg
der öffentlichen Ausgaben nur durch Steu-
ererhöhungen finanziert werden, die wie-
derum die aktive Generation schultern
müsse.
Zur Untermauerung seines Hauptargu-
ments führt Willetts verschiedene Gründe
an, die dazu geführt haben sollen, dass es
den Babyboomer besser geht als jeder Gene-
ration vor oder nach ihnen. Diese sind:
 Ultraindividualismus, die Laissez-Faire-
Haltung der Gesellschaft und die Deregu-
lierung des Arbeitsmarktes, wodurch der
Zugang von Frauen und Ausländern ermög-
licht wurde. Diese Veränderungen führten
alle dazu, so der Autor, dass mit den Res-
sourcen der Gesellschaft verschwenderisch
umgegangen wurde. Außerdem führe die
Transformation der Familienstrukturen (z.B.
immer kleinere Haushalte) zu größerer Un-
gleichheit. Die parallel verlaufende Ab-
nahme der zivilen Partizipation sei sehr zu
bedauern. In Kapitel 10 bemängelt Willetts
vor allem die schulische Segregation und die
Betonung auf Soft Skills, wodurch die Mög-
lichkeiten der sozial Schwächsten beschränkt
würden. Lösungen hierfür seien die Ände-
rung der Eintrittsregeln in Beschäftigungs-
verhältnisse, die Bereitstellung ausreichender
Arbeitsplätze und bessere Informationsmög-
lichkeiten. 
Willetts diskutiert auch ökologische Her-
ausforderungen, mit denen zukünftige Ge-
nerationen zu kämpfen haben werden. Das
Ziel des Autors ist hierbei, den Leser für die
Notwendigkeit der Einführung einer nied-
rigeren sozialen Diskontrate zu gewinnen.
Dies sei besonders wichtig, da zukünftige
Generationen angesichts der ökonomischen
Ungewissheiten der nächsten 40 Jahre wahr-
scheinlich schlechter als die gegenwärtigen
Generationen gestellt sein werden.
Ich werde nun versuchen, einige aus meiner
Sicht problematische Punkte zu thematisie-

ren. Zunächst interessiert mich, wie
 wahrscheinlich das Herannahen einer Ge-
rontokratie ist. Die Annahme, dass die Ba-
byboomer ihre Position und ihre Anzahl
allein zu ihrem Vorteil nutzen, ist voreilig.
Es gibt fundierte akademische Debatten dar-
über, ob eine Bevölkerungsalterung zu mehr
seniorenzentrierten Dienstleistungen führt.

Nach Tepe und Vahuysse (2009) ist es wich-
tig, zwischen zwei Arten altersbezogener
Ausgaben zu unterscheiden, wenn eine
große Generation in die Rente geht: Erhö-
hungen der individuellen Renten oder Er-
höhungen des Gesamtvolumens. Da eine
Bevölkerungsalterung den ‚objektiven‘ Be-
darf an Rentenausgaben steigert, würde
sogar ein Politiker, der nicht wiedergewählt
werden muss, die Rentenausgaben insgesamt
erhöhen müssen. Alle Rentensysteme, die
auf einen unbefristeten gesetzlich festgeleg-
ten Anspruch basieren, führen ceteri paribus
zu erhöhten Gesamtausgaben, wenn die
Zahl der älteren Menschen mit Anspruch
auf eine Rente wächst. Von Tendenzen zu
einer Gerontokratie kann man also nur spre-
chen, wenn die Bevölkerungsalterung zu-
sätzlich die individuellen Renten  erhöht. Die
empirischen Befunde auf europäischer
Ebene sind gemischt: Nach Kohli (2010) ist
die „Unterstützung für den öffentlichen Ge-
nerationsvertrag immer noch unter allen
 Altersgruppen verbreitet“ (S. 184). Ande-
rerseits fanden Bonoli und Hausermann
(2010) heraus, dass in der Schweiz das Alter
ein guter Prädiktor für gerontokratische
Rentenpolitik ist. Auch fand eine Studie von
Wilkoszewski (2009) für Deutschland Be-
lege, dass der Lebenszyklus- und Altersab-
schnitt, in dem sich die Mehrzahl der
Wähler befinden, eine starke Auswirkung

auf die Unterstützung für öffentliche Trans-
ferpolitik haben. Aufgrund dieser gemisch-
ten wissenschaftlichen Ergebnisse könnte
Willetts Behauptung der steigenden Wäh-
lermacht der Senioren (S. 250) relativiert
werden. Zur gleichen Zeit könnten die Er-
folge der Partei für die Rechte der Älteren,
die ‚Senior Citizens Party’ im Vereinigten
Königreich, allerdings darauf hinweisen,
dass das Problem tatsächlich in Zukunft an
Schärfe zunehmen wird.
Wie begründet Willetts intergenerationelle
Verpflichtungen? Willetts erklärtes Ziel ist
es, unser Verständnis von intergenerationel-
ler Gerechtigkeit zu vertiefen. Was Willetts
als angemessene intergenerationelle Trans-
fers ansieht, wird in Kapitel 5 e Social
Contract beleuchtet. In diesem Kapitel stellt
Willetts eine dreifache Begründung für in-
tergenerationelle Gerechtigkeit vor, die je-
doch teilweise inkonsistent ist, insbesondere
bezüglich ihrer Rechtfertigungen oder Kon-
sequenzen. Sein erster Pfeiler für Verpflich-
tungen gegenüber der Nachwelt ist eine
naturalistische Herleitung von Kooperation
aus biologischen Argumenten (Neurobiolo-
gie, Dawkins’ so genanntes egoistisches
Gen), der zweite erklärt Kooperation durch
rationale und eigennützige Akteure (Spiel-
theorie) und der dritte besteht aus einer ver-
wässerten Rawlschen Vertragstheorie. 
Es gibt jedoch Probleme, wenn eklektizi-
stisch viele verschiedene eorien genutzt
werden. Spieltheoretische Modelle (S. 93-
96) sind eben nicht immer eine angemes-
sene Grundlage für die Kooperation
zwischen rationalen Akteuren. Im Gegenteil,
die dominante Strategie kann Lose-Lose be-
deuten, wie es im Gefangenendilemma ver-
anschaulicht wird. Zwar können einige
spieltheoretische Modelle (wie beispielsweise
„repetitive games“ bei selbstbeschränkenden
Verträgen und Reputationseffekten) Koope-
ration erklären. Aber zwischen nicht-über-
lappenden Generationen fehlen gerade
Sanktionsmechanismen für die spätere Ge-
neration. Wir können uns solche Spiele also
nur mit überlappenden Altersgruppen vor-
stellen, eine beträchtliche Einschränkung
derer Anwendung. 
Bezüglich der eorie von Rawls ist es wert
zu bemerken, dass Rawls’ Ausgestaltung des
‚Naturzustandes’ variiert, wie von vielen Kri-
tikern (z.B. Tremmel 2009) bemerkt. Nur in
einem Modell sieht er die vertragsschließen-
den Parteien als Oberhaupt von Familien an.
Willetts Fokus auf Familien als Träger der
intergenerationellen Gerechtigkeit ist dem-
entsprechend problematisch. Rawls ist in
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seinen späteren Schriften, etwa Justice as
Fairness: A Restatement (2001) von einer fa-
milienzentrierten zu einer auf einzelne Indi-
viduen zentrierten eorie umgeschwenkt. 

Willetts mixt eine große Anzahl von Diszi-
plinen und verschiedener eorien, um dem
Leser eine lebendige und originelle Darstel-
lung der ökonomischen und sozialen Situa-
tion des heutigen Vereinigten Königreichs
zu geben. Wortgewandtheit und Ausdruck-
stärke kennzeichnen dieses Buch, aber es ist
keine akademische Arbeit. Trotz umfangrei-
cher Referenzen der neuesten Literatur kann
man die Präsenz des politischen Mannes
hinter dem Stift leicht erkennen. Wir dür-
fen nun gespannt sein, wie Willetts es schaf-
fen will, alle von ihm skizzierten
Herausforderungen in seiner neuen Position
als Bildungsminister aufzulösen. 

David Willetts (2010): e Pinch. How the
baby boomers took their children’s future - and
why they should give it back. London: Atlan-

tic Books. 336 Seiten. ISBN: 978 1 84887
231 8. Preis: £18.99.
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Manuel J. Hartung/Cosima Schmitt: 
Die netten Jahre sind vorbei. Schöner leben in der Dauerkrise 

Rezensiert von Wolfgang Gründinger

rüher war alles besser. Früher, da ging
die Jugend noch gegen die herr-
schenden Verhältnisse auf die Straße.

Da brannten noch Autos und die Springer-
Redaktion. Da gab es noch einen Rudi
Dutschke. Das war die glorreiche Zeit der
68er-Revolte, gegen das Establishment, für
sexuelle Befreiung und die Überwindung
des faschistoiden Kapitalismus.
Heute geht die junge Generation lieber auf
Praktikumssuche als auf die Barrikaden.
Krise, na und? Die angepassten Karrieristen
von heute kümmerten sich lieber um sich
selbst statt um das System, klagen alternde
Feuilletonisten über die langweilige Jugend,
die alles mit sich machen lasse, anstatt gegen
Ungerechtigkeit zu rebellieren.
Die Zeit-Journalisten Manuel J. Hartung
(Jg. 1981) und Cosima Schmitt (Jg. 1975)
schreiben mit viel Verve gegen das Märchen
der Politikverdrossenheit an. Statt in selbst-
gerechter Nostalgie zu schwelgen, sollten die
Alten sich lieber überlegen, in welche Welt
wir Jungen eigentlich hinein geboren wur-
den: Leistungsdruck im Bachelor, die Zu-

mutungen der Arbeitswelt und das Gefühl
der Dauerkrise, mit der die Generation
Praktikum laufen gelernt hat.
„Die netten Jahre sind vorbei“, lautet der
passende Buchtitel, der die Lebenslage der

jungen Generation treffend auf den Punkt
bringt: Wer heute Ende zwanzig ist oder
jünger, ist nichts anderes gewöhnt als Sozi-
alabbau, Effizienzdruck und abgelehnte Be-
werbungsschreiben. Seit wir denken
können, wurde uns eingetrichtert, dass wir
von der Gesellschaft oder dem Sozialstaat
nichts mehr erwarten können, dass wir un-
seres eigenen Glückes Schmied sein müssen.
Doch zu einer Kohorte der angepassten, ver-
zweifelten Egoisten hat uns das nicht ge-
macht. Klar: Die Wahlbeteiligung unter
Jungen mag historisch niedrig sein. Klar: In
die Parteien drängt es die Jungen nicht
mehr. Das Parteibuch, notieren die Autoren
zu Recht, sei heute kein Indiz mehr für ge-
sellschaftliches Engagement.
Den neuen Typus jungen Politikmachens
umschreiben sie mit dem Begriff des „effi-
zienten Idealismus“: Junge Menschen heute
überlegen sich genauer, wie sie mit ihrer ei-
genen Kraft und möglichst schnell mög-
lichst viel erreichen können.
Die Ochsentour in den Parteien, wo man
erstmal zehn Jahre Kassenwart sein muss,

F
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um überhaupt eine Chance auf relevante
Mitsprache zu haben, ist jungen Menschen
heute zu zäh. Statt in eine Partei gehen junge
Leute lieber zu NGOs, machen ein Prakti-
kum im Altenheim oder starten einen On-
line-Aufruf.
Von Fatalismus ob der gesellschaftlichen
Perspektivlosigkeit sei bei den „Krisen-Kön-
nern“ jedenfalls nichts zu spüren. Statt zu la-
mentieren, schwingen sie sich lieber zur
Weltverbesserung auf und richten sich ihr
schönes Leben in der Dauerkrise ein.
Neu sind die Erkenntnisse von Hartung und
Schmitt zwar nicht. Was sie zusammentra-
gen, kann man längst in den Shell-Studien
finden, deren Label der „pragmatischen Ge-
neration unter Druck“ noch immer up-to-
date ist.
Was das Buch trotzdem lesenswert macht,
ist die auch Laien leicht verständliche Ab-
handlung oft abstrakter soziologischer Be-
funde, und die Authentizität, mit der die
selbst noch (wenigstens einigermaßen) jun-
gen Autoren sie vorzutragen verstehen.
Insbesondere ist eine derart prägnante und
doch nüchterne Erklärung, warum es im
Protestjahr 2009 eigentlich eine Viertelmil-
lion Studenten und Schüler zum Bildungs-
streik auf die Straßen trieb, kaum irgendwo
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anders zu finden. Brillant auch, wie locker
und doch mit Substanz sie über die Bologna-
Hochschulreform schreiben. Ein mutiger
Aufruf wider die Generation Warmduscher!

Enttäuschend hingegen ist leider das brisan-
teste Kapitel über den drohenden Krieg der
Generationen. Mit der eigenen Elterngene-
ration gebe es zu wenig Zündstoff, als dass
sich daran ein politisierbarer Konflikt ent-
zünden könne, und schon gar nicht inner-
halb der eigenen Familie, so die Prämisse
von Hartung/Schmitt.
Den Krieg der Generationen prophezeien sie
daher nicht gegen die „68er“, sondern gegen
die „64er“, d.h. gegen die geburtsstarken
Jahrgänge der Babyboomer. Wenn die in
Rente gehen, stehe ein Millionenheer einer
reichen, einflussreichen Altenlobby mitsamt
ihren Wählerstimmen einer kleinen Schar
Jüngerer gegenüber. Verteilungskonflikte um
Geld, Macht und Ressourcen seien vorpro-
grammiert, von Rentenerhöhungen über al-
lerlei weitere Wahlgeschenke auf Pump.
Die Autoren gehen derart in ihrer Überzeu-
gung auf, dass sie es versäumen, diesen doch
dramatischen Lagebericht mit wissenschaft-
lichen Belegen ausreichend zu unterfüttern.
Wirklich schwach werden sie aber, wenn es

um konkrete Lösungskonzepte geht – da
fordern sie nur die Revolution gegen die Ba-
byboomer, bleiben aber konstruktivere
Ideen schuldig: Wie soll diese Revolution
denn bitteschön aussehen? Sollen die Jun-
gen die Alten bei Demos verkloppen? Keine
Hüftgelenke mehr ab 70? Rentenkürzungen,
die dann die Jungen umso härter treffen,
wenn die selbst mal alt sind?
Es wäre falsch, die sich zuspitzenden Vertei-
lungskonflikte zwischen Jung und Alt totzu-
schweigen oder abzustreiten. Insofern ist
Hartungs und Schmitts Buch ein mutiger
Aufruf für eine neue, bunte Jugendbewe-
gung.
Anstatt aber einen Krieg der Generationen
als ultimative Notwendigkeit an die Wand
zu malen, hätten sie sich lieber Gedanken
machen sollen, wie die schwelenden Kon-
flikte befriedet werden können. Denn man
stelle sich vor: Es ist Krieg, und keiner geht
hin.

Manuel J. Hartung / Cosima Schmitt: Die
netten Jahre sind vorbei. Schöner leben in der
Dauerkrise. Campus-Verlag: Frankfurt a.M./
New York 2010. 196 Seiten. Preis: 17,90 €.
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3. Demografie-Preis für Nachwuchswissenschaftler 2010/11

ie Stiftung für die Rechte zukünfti-
ger Generationen (SRzG) vergibt
im Jahr 2011 den dritten Demo-

grafie-Preis in Höhe von insgesamt 10.000 €.
Der Preis wurde von der Stiftung Apfelbaum
angeregt und wird von ihr finanziert. Mit dem
Preis will die SRzG die gesellschaftliche Dis-
kussion über den demografischen Wandel und
seine Konsequenzen fördern, ihr eine wissen-
schaftliche Grundlage verleihen und den
 Entscheidungsträgern Handlungsperspektiven
aufzeigen. 

ema des Preises
Der Demografie-Preis 2010/11 wird zu dem
ema:

„Mehr Alte – wenige Junge: Wo ist eine
Machtverschiebung zwischen den Gene-
rationen schon heute sichtbar und wie
kann sie ausgeglichen werden?“

ausgeschrieben. Der folgende Text soll Ihnen
Anregungen für einen Wettbewerbsbeitrag
vermitteln. 

emenaufriss
Seit langem zeichnet sich ein tiefgreifender
demografischer Wandel ab: Wir werden we-
niger und älter. Die aktuelle Bevölkerungs-

vorausberechnung des Statistischen Bundes-
amtes kommt für Deutschland zu dem Er-
gebnis, dass die Bevölkerung bis 2060 auf
65 Millionen Menschen (heute: 82 Millio-
nen) zurückgehen wird. 
Außerdem wird 2060 jeder Dritte über 65
Jahre und nur noch etwa jeder Sechste unter
20 Jahre alt sein; heute leben noch ungefähr
gleich viele unter 20jährige und über 65jäh-
rige in Deutschland. Damit verändert sich
die Relation zwischen der Bevölkerung im
Rentenalter und derjenigen im Erwerbsalter
deutlich, was der so genannte Altenquotient
verdeutlicht: Heute kommen auf 100 Perso-
nen in der Altersgruppe 20 bis 64 Jahre 33
Rentnerinnen und Rentner (Menschen ab
65 Jahren). 2060 wird dieser Altenquotient

D

Das Journal unterstützt die Ausschreibung des Generationengerechtigkeits-Preises der Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen. 
Es handelt sich um einen mit 10.000 Euro  dotierten Aufsatzwettbewerb für Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler.
Die besten Arbeiten werden in dieser Zeitschrift gedruckt:
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bei ca. 60 liegen. Das heißt: Auf 100 Perso-
nen im erwerbsfähigen Alter kommen dann
60 Rentner. 
Die Entwicklung hin zu einer neuen Gene-
rationenschichtung in der Gesellschaft lässt
sich höchstens abmildern, aber nicht stop-
pen. Denn die Alterung der Bevölkerung ist
durch die geburtenstarken Jahrgänge der
50er und 60er Jahre, die etwa ab 2015 in
den Ruhestand gehen und denen keine Ko-
horten entsprechender Größe folgen, bereits
vorbestimmt. 
Weltweit lassen sich ähnliche Trends beob-
achten. Deshalb ist es umso wichtiger, dass
sich sowohl Politik als auch Gesellschaft und
Wirtschaft schon heute auf die neue Gene-
rationenschichtung in der Gesellschaft ein-
stellen und sowohl bereichsspezifische als
auch ressortübergreifende Lösungen für
diese Herausforderung entwickeln.
Bereits im April 2008 warnte der ehemalige
Bundespräsident Roman Herzog vor einer
„Rentnerdemokratie“ in Deutschland, um
auf die Problematik von nominell immer
mehr älteren Wählern hinzuweisen. Aber
könnte aus der deutschen Demokratie tat-
sächlich eine ‚Gerontokratie’ werden, in der
die Jungen nichts mehr zu sagen haben?
Werden Wahlen und Wahlkämpfe durch
den demografischen Wandel beeinflusst?
Konnte man diesen Trend bereits bei der
Bundestagswahl 2009 erkennen, als im Vor-
feld der Wahl eine Rentengarantie für die äl-
teren Menschen ausgesprochen wurde?
Auch in den Parteien stellt sich die Frage, ob
und wie sich die Alterung der Gesellschaft
in ihren Programmen und der Besetzung
von Parteigremien inzwischen abzeichnet.
Kann und soll man dem entgegenwirken,
indem man z.B. Jugend- oder Generatio-
nenquoten etabliert? Das hieße, dass in den
entsprechenden Gremien, ähnlich wie bei
Frauenquoten, ein bestimmter Prozentsatz
jüngerer Menschen vertreten sein müsste.
Interessant in diesem Zusammenhang ist
auch die Frage, ob sich die Mittel zur Inter-
essensartikulation von jungen und alten
Menschen unterscheiden: Junge Menschen
engagieren sich stärker im Internet und ma-
chen von ihrem passiven und aktiven Wahl-
recht weniger Gebrauch als die ältere
Generation – mit entsprechenden Auswir-
kungen für ihre politische Vertretung. Ein
Lösungsweg könnte sein, dafür zu sorgen,
dass Jüngere wieder mehr zum Gestalten der
repräsentativen Demokratie ermutigt wer-
den, beispielsweise zur Parteigründung wie
in der Stadt Monheim, wo die Jugendpartei
Peto inzwischen sogar den Bürgermeister

stellt. Ein anderer Weg könnte die Verlage-
rung des Wahlprozedere ins Internet sein: So
war beispielsweise in Estland bereits 2005
die Kommunalwahl per ‚Internet-Voting’
möglich.
Mit Blick auf den Sozialstaat könnte eine in-
teressante Fragestellung sein, ob sich das
Ausgabenschema von Wohlfahrtsstaaten in
dem Sinne verändern wird, dass auf die äl-
tere Generation entfallende Ausgaben
(Rente, Pflege, Invalidität, Gesundheit) stei-
gen während die die jüngere Generation
 betreffenden Ausgaben (Bildung, Familien-
förderung) sinken und falls ja, wie diese
 Gerechtigkeitslücke geschlossen werden
könnte? Hier wäre es denkbar, die Ausgaben
und Einnahmen nach entsprechenden Ko-
horten bzw. Generationen öffentlich darzu-
stellen, um zumindest eine gesellschaftliche
Sensibilisierung für die Problematik zu er-
zeugen.
Dass im Bereich der Sozialpolitik neue Prio-
ritäten gesetzt werden, lässt sich auch
 konkret vor Ort analysieren, wo der zuneh-
mende Abbau von Infrastruktur für junge
Menschen (Schulen, Kitas, Jugendclubs) bei
gleichzeitig stattfindendem Aufbau einer In-
frastruktur für Ältere bereits festzustellen ist.
Lässt sich daraus ableiten, dass die Gemein-
wohldefinition zunehmend ‚älter’ wird und
sind beispielsweise generationsübergreifende
Einrichtungen, wie z.B. die Mehrgeneratio-
nenhäuser, die richtige Antwort auf diese
Entwicklung? 
Auch der wirtschaftliche Bereich wird von
der Alterung betroffen sein. Wie reagieren
die Unternehmen darauf? Zeigt sich hier tat-
sächlich eine Machtverschiebung hin zu den
Älteren, beispielsweise durch das Festhalten
an Pfründen wie dem Senioritätsprinzip
oder haben die Jungen hier aufgrund des zu-
nehmenden Facharbeitermangels mehr
Chancen und Möglichkeiten? Wäre auch für
Unternehmen und ihre Gremien, wie Vor-
stand und Aufsichtsrat, eine Generationen-
bzw. Jugendquote der richtige Weg?
Auch Überlegungen, wie im Zusammen-
hang mit Facharbeitermangel und längeren
Lebensarbeitszeiten sowie der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf Potenziale für neue
Kooperationsformen der Generationen er-
schlossen werden können, sind willkom-
men. Denkbar wären etwa Mentoring- und
Patenschaftsansätze, die dazu beitragen kön-
nen, die unterschiedlichen Lebenswelten
von Alt und Jung zusammenzuführen und
die Interessendiskrepanz auf diese Weise auf-
zulösen bzw. abzumildern. 
Unsere Bilder von Generationen werden vor

allem in Kultur und den Medien geprägt.
Die Altenberichtskommission hat soeben
untersucht, welche Altersbilder in der Ge-
sellschaft vorliegen. Aber wie kann das Ver-
ständnis für die Benachteiligung Jüngerer in
der alternden Gesellschaft geweckt werden?
Sind Filme wie „2030 - Aufstand der Jun-
gen“ (ZDF, 11.01.2011) das richtige Mittel? 
Es wird keine Arbeit erwartet, die das ge-
samte emenspektrum abdeckt. Bitte kon-
zentrieren Sie sich auf einzelne Aspekte, die
Sie vertiefend bearbeiten. Denkbar und er-
wünscht sind möglichst bereichsübergrei-
fende Ansätze.
Besonderen Wert legen SRzG und Stiftung
Apfelbaum auf konkrete Lösungsvorschläge.
Zunächst sollte der Ist-Zustand bzw. das
Problem („Wo ist eine Machtverschiebung
bereits sichtbar?“) beschrieben und analy-
siert werden. Darauf aufbauend, ggf. ausge-
hend von einem Soll-Zustand, ist es wichtig,
die erforderlichen Maßnahmen (z.B. Geset-
zesänderungen, Wahlrechtsänderungen für
die Internetwahl, Quoteneinführung, Kom-
munikationsstrategien zum Agendasetting)
möglichst detailliert darzustellen. Gesucht
werden innovative Lösungsvorschläge, die
das Potenzial haben, eine politische Debatte
anzustoßen. 
Wichtig dabei ist, sich mit seiner Arbeit von
den bisher entwickelten Modellen aus den
Generationengerechtigkeitspreisen der SRzG
zur Verankerung von Generationengerech-
tigkeit im Grundgesetz (2001/02), zur Ein-
führung eines Wahlrechts von Geburt an
(2005/06) und zur Generation Praktikum
(2007/08) abzugrenzen und neue Wege zu
entwickeln (vgl. Hinweise im Literaturver-
zeichnis). 

Teilnahme
Einsendeschluss Ihrer Arbeiten ist der
01.10.2011. 
Die Jury besteht aus:
• Volker Amrhein 
(Projektbüro Dialog der Generationen)
• Prof. Dr. Christiane Dienel 
(nexus Institut Berlin)
• Carsten Köppl 
(Journalist; Behörden Spiegel)
• Prof. Dr. Meinhard Miegel 
(Denkwerk Zukunft)
• Prof. Dr. Claudia Neu 
(Hochschule Niederrhein)
•Harald Wilkoszewski 
(Max-Planck-Institut für Demographische
Forschung Rostock)
• Dr. Ole Wintermann 
(Bertelsmann Stiftung)
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